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Gebühren -- Ordnung 
für die Notare. 

2>er Staatsrai 
öe» K a n t o n s M a l l i » , 

Nach Einsicht des Art, 98 des Gesetzes vom 4. März 
1896 über das Notariat, 

Beschließt : 

Art. 1. — Die den Notaren zu entrichtenden Ver-
gütungen bestehen in Gebühren und Ausfertigungs-
kosten der Akten, 

Die Notare sind überdies zum Bezüge einer Reise-
entschädigung berechtigt. 

Art. 2. — Für Kauf- und Tauschverträge, Schen-, 
kungen unter Lebenden und auf den Todesfall, Ueber-
gaben mit Leib und Gut, Vermögens-Erfatzatte zwischen 
Ehegatten oder deren Rechtshabenden, Leistungen an 
Zahlungsstatt, bewegliches und unbewegliches Eigentum 
übertragende Akte und Rechtsabtretungen, mit Aus-
nähme der Session von Schuldoorderungen, ist der 
Notar zu einer Stipulations-Gebühr auf Grund fol-
gender Skala berechtigt: 
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Bis zu 300 Franken . . 
Von 300 bis 400 Franken 
„ 400 

„ 500 
„ 600 
„ 700 
„ 800 
„ 900 

n 

„ 
„ 
„ 
, 

n 

500 
600 
700 
800 
900 
1000 

Fr. 3. -
„ *• -

„ 5. -
ii 6- -
„ 7- -
ii 8. -

,i 9. -
., 10. — 

Für Werte von tausend bis hunderttausend Franken 
bezicht der Notar ferner vierzig Rappen von je hundert 
Franken; für Werte über hunderttausend Franken be-
zieht er von diesem Betrage an bloß zwanzig Rappen 
für je hundert Franken. 

Art, 3. — Bei Tauschverträgen wird die Gebühr 
nach Maßgabe der im vorhergehenden Artikel aufge-
stellten Skala uud auf Grund des Gesamtwertes der 
vertauschten Sachen berechnet. 

Die Gebühr ist von den vertragschließenden Parteien 
je zur Hälfte zu bezahlen. 

Art. 4, — Für Verteilungsakte bezieht der Notar 
die Hälfte der im Art. 2 vorgesehenen Tarifansätze. 
Diese Gebühr wird von jedem Mterben nach Verhält-
nis seines Loswertes oder seines Anteils bezahlt. 

Überdies bezieht er, je nach der mit der Verteilung 
verbundenen Arbeit, eine fixe Gebühr von 3 — 20 
Franken. 



Art. 5. — Für Gesellschaftsakte mit Kapitaleinlagen1 

und für Einbürgerungs-Urkunden ist der Notar zu der 
im Art. '2 vorgesehenen Gebühr berechtigt. 

Kann der Wert der Gesellschafts-Beiträge nicht er-
mittelt werden, so beträgt die Gebühr des Notars, je 
nach der Wichtigkeit der Gesellschaft, 10—200 Franken. 

Art. 6. — Bei Eheverträgen ist der Notar, sofern 
der Wert der Schenkungen beim Vertragsabschluß be-
stimmt werden kann, zum Bezüge der im Artikel 2 
vorgesehenen verhältnismäßigen Gebühr berechtigt. . 

Kann der Wert nicht bestimmt werden, so bezieht 
der Notar eine sire Gebühr von zehn bis zweihundert 
Franken, welche von den Parteien je zur Hälfte bezahlt 
wird. 

Art. 7. — Für testamentarische Verfügungen bezieht 
der Notar die im Art. 2 vorgesehene verhältnismäßige 
Gebühr, welche auf Grund des wirklichen Wertes 
des Vermögens, über welches der Testator verfügt, 
berechnet wird. 

Er bezieht überdies, je nach den Vermögensuerhält-
nissen des Testators eine fixe Gebühr von drei bis 
zwanzig Franken. 

Für die Hinterlegung eines olographifchen Testa-
mentes ist der Notar zur Hälfte der im vorstehenden 
Alinea festgesetzten Gebühr berechtigt. 

Art 8. — Bei Erkenntnissen von Genossenschafts-
rechten und Losverteilungen, z. B. von Alprechten 
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.und Vergleichs» andern, bezieht der Notar für jedes 
Recht oder jeden Genossenschafts-Anteil die Hälfte der 
im Art. 2 festgesetzten Gebühr. 

Art. 9. — Für einfache Kreanzen und Schuldfor-
derungen ohne Bürgschaftsleistung, noch Hypothekbe-
stellung, hat der Schuldner dem Notar den Drittel 
der im Art. 2 festgesetzten verhältnismäßigen' Gebühr 
zu entrichten.' 

Das nämliche gilt für Abtretungen von Kreanzen 
oder Schuldforderungen, mögen die letzteren verbürgt 
oder grundverfichert sein oder nicht. 

Für Bürgschaft-, sowie für Hypothek- und Faust-
pfandbestellungs-Akte, welche für sich und getrennt von 
der Schuldforderung errichtet werden, ist, fofern der 
Wert bezeichnet wird, die gleiche Gebühr zu bezahlen. 

Ist der Betrag der Bürgschaft, der Hypothek oder 
des Faustpfandes nicht bezeichnet, so beträgt die Gebühr 
drei bis hundert Franken. 

Art. 10. — Wenn die Schuldverschreibung eine 
Hypothek oder Bürgschaft oder beide zusammen enthält, 
bezieht der Notar die Hälfte der im Art. 2 vorgese-
henen Gebühr. 

Art. 11. — Für Vergleiche, welche Sachen beschlagen, 
die sich einer Wertigung entziehen, hat jede Partei 
eine feststehende Gebühr von drei bis zweihundert 
Franken zu bezahlen. 
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Wenn aber der Vergleich bestimmte Werte enthält, 
steht es dem Notare frei, entweder die vorerwähnte 
oder die im Art, 2 vorgesehene Gebühr zu fordern. 

Diese Gebühr wird von den Vertragschließenden je 
zur Hälfte bezahlt. 

Art. 12. — Für Schiedsverträge bezieht der Notar 
von jeder Partei eine Gebühr von drei bis zweihundert 
Franken. 

Art. 13. — Für jegliche Quittung, welche durch 
besondern Akt ausgestellt wird, ist der Notar zum 
Viertel der im Art. 2 vorgesehenen Gebühr berechtigt. 

Bei General-Quittungen und solchen, in denen die 
Summe nicht spezifiziert angegeben ist, hat der Schuldner 
dem Notar eine Gebühr von drei Franken zu entrichten. 
Bei gegenseitigen Quittungen ohne Bezeichnung der 
Summe hat jede Partei diese Gebühr zu bezahlen. 

Art. 14. — Bei Miet-, Pacht- und andern derar­
tigen Vertragen, mit einer Vertragsdauer vo» nicht 
über 5 Jahren, bezieht der Notar vom Mieter, resp. 
Pächter, die Hälfte der im Art. '2 festgesetzten Gebühr 
wobei durch Zusammenzählung der einzelnen Jahres-
zinse der gesamte Mietzins ermittelt wird. 

- Übersteigt die Vertragsdauer fünf Jahre, fo bezieht 
der Notar für die weitern Jahre nur den Drittel der 
im Art. 2 festgesetzten Gebühr. 

Art. 15. — Für die Aufhebung von Verträgen 
und Uebereinkommen ist der Notar zum Bezüge des 
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Drittels der für den Vertrag selbst festgesetzten Gebühr 
berechtigt. Diese Gebühr ist von den Parteien je zur 
Hälfte zu bezahlen. 

Art. 16. — Für die teilweise oder gänzliche Wie-
deirufung eines Testamentes oder anderer letztwilliger 
Verfügungen wird dem Notar die für die Verfügung, 
felbst bestimmte Gebühr bezahlt. 

Art. 17. — Für eine General- oder Spezial-Voll-
machtserteilung bezieht der Notar eine Gebühr von 
drei bis hundert Franken. 

Art. 18. — Für unbenannte Verträge, in welchen 
keine bestimmte Werte stipuliert werden, sowie für 
andere im gegenwärtigen Tarif nicht aufgezählte Ver-
schreibungen kann von jeder vertragschließenden Partei 
eine Gebühr von drei bis hundert Franken bezogen 
werden. 

Wird in dem unbenannten Vertrage ein bestimmter 
Wert bezeichnet, so ist der Notar zum Drittel der im 
Art. 2 festgesetzten verhältnismäßigen Gebühr berechtigt, 

Art. 1«. — Für Vertrags-Ratifikationen und Be-
willigungs-Akte bezieht der Notar den Drittel der für 
den Akt felbst zu entrichtenden Gebühr. 

Art. 20. — Der Notar bezieht für die Abfassung-
eines Protestes eine feststehende Gebühr von zwei 
Franken. 

Der Protest ist von dem dem Wohnorte des Schuld» 
ners zunächst befindlichen Notaren aufzunehmen. 
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Art, 21. — Für die Bestellung von immerwährenden 

oder LeibRenten bezieht der Notar die für grundver-

sicherte Schuldforderungen norgefehene Gebühr, indem 

zur Ermittelung des Kapitals bei einer immerwährenden 

Rente diefelbe zwanzigfach und bei einer Leib-Rente 

zehnfach gezählt wird. 

Art. 22. — Für die Ausfertigung eines Aktes be-
zieht der Notar 40 Rappen durch Seite von durch-
schnittlich 20 Zeilen mit 36 Buchstaben. Für die Ab-
schriften gilt der gleiche Tarif, wie für die Ausferti-
gungen, 

Art. '23. — Die Gebühr für Stipulation eines 
Streichungs-Aktes beträgt einen Franken. 

Art, 24. — Für die Notarietäts-Akten, Heiratsbe-
willigungen und Bürgfchafts-Akten für Gerichtskosten 
bezieht der Notar eine Gebühr von drei Franken. 

Art, 25. — Der mit der Abfassung eines Vertrags-
Entwurfes und den erforderlichen einleitenden Schritten 
beauftragte Notar ist, wenn der Akt ohne fein Ver-
fchulden nicht zu stände kommt, zum Bezüge der Reife-
Entschädigung und des Viertels der Gebühr berechtigt-

Art . 26. — Die Reise-Entschädigung der Notare 
für H in- und Rückreife beträgt 30 Rappen durch 
Kilometer auf Eisenbahnfahrten und 60 Rappen auf 
jeder andern Straße. Vorbehalten bleibt die im Ge-
richtskostentarif vorgesehene Reise-Entschädigung der als 
Schreiber eines Gemeinderichters amtenden Notare. 



— 8 — 

Art, 27. — Für die mit Schwierigkeiten verbundenen 
Abschriften alter Urkunden bezieht der Notar eine zu 
verabredende Gebühr, 

Bei der Kollationiernng von Akten bezieht der Notar 
für feine Unterschrift einen Franken und eine Kollatio-
nierungsgebühr von 50 Nappen durch Seite, 

Art, 28, — Für die Uebersetzung eines jeden Aktes 
und dessen Beilagen bezieht der Notar eine Gebühr 
laut Uebereinkunft, 

Art. 29, — Ueber Streitigkeiten betreffend die No-
tariats-Gebühren oder die Anwendung des gegenwär-
tigen Tarifs, speziell der Art. 5, 6, 9, 11, 12, 17, 
18, entscheidet der Vorsteher des Justiz^ und Polizei-
departementes endgültig und kostenfrei. 

Art. 30. — Der Notar hat auf der Rückseite der 
Urschrift, fowie der Ausfertigung den Betrag der von 
ihm bezogenen Gebühr zu verzeichnen, 

Art. 31. — Der Tarif für die Notare vom 5, De-
zember 1896 ist widerrufen, 

Art, 32. — Der gegenwärtige Tarif tritt mit dem 
1. Februar 1902 in Kraft. 

So beschlossen im Staatsrate zu Sitten den 17. 
Januar 1902. 

Der Präsident des Staatsrates: 
I . Zen Ruffinen. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
vom 28. g a n u a r 1902 

betreffend 

Errichtung der Pftirei (Bniiön jit einem eigenen, mn 
Zimplon getrennten TinilAndL-ßreise. 

3>er Staaisrat 

Erwägend, daß die Gemeinde Gondo (Zwischbergen) 
eine eigene Pfarrei bildet; 

Eingesehen ihr Begehren, einen von Simplon ge-
trennten Civilstandskreis zu bilden; 

Eingesehen den Artikel 1 des Dekretes vom 24. 
Mai 1876, durch welches dasjenige vom 2. Dezember 
1875, betreffend Vollziehung des Bundesgesetzes über 
Civilstand und Ehe abgeändert wurde; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Pfarrei Gondo wird vom nächsten 
1. Mai an zu einem Civilstandskreise errichtet. 

Art 2. — Der Civilstandsbeamte von Gondo hat 
sich die Angehörigen der Gemeinde Gondo betreffenden 
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und seit der Zeit, wo die Eintragungen für jede dieser 
beiden Gemeinden getrennt gemacht wurden, in der 
Amtsstube des Kreises Simplon-Gondo befindlichen 
Register gegen Enipfangsbescheinigung aushändigen zu 
lassen. 

Art. 3. — Das Departement des Innern wird mit 
der Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses beauf-
tragt. 

So beschlossen im Staatsrate, zu Sitten, den 28. 
Januar 1902, um Sonntag den nächsten 23. Februar 
1902 in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 
und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

I Ze.-Ruffinen. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 14. I e b r u a r 1903 

betreffend 

die Kontrolle des Alters der für die Schlachtlnmtl 
bestimmten Kälber. 

D e r S t a a t s r a t 
bes. ^ a n i o n s M a l l i s , 

Willens, den Mastkälberhandel zu begünstigen; 
Erwägend, daß die Zuverlässigkeit der Altersangabe 

dieser Tiere sowohl für den Handelsverkehr, als für die 
öffentliche Gesundheit von Wichtigkeit ist; 

I n Vollziehung des Art. 79 des Gesetzes über die 
Gesundheits-Polizei vom 27. November 1896; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art, 1. — Der Verkauf des Fleisches von nicht 20-
Tagen alten Kälbern ist nntersagt. 

Zum Zwecke der Ermittelung dieses Alters hat der 
Eigentümer dem Viehinspektor, unter Angabe des Ge-
schlechtes, der Farbe und der Abzeichen, die Geburt des 
Tieres anzuzeigen. 
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Art. 2. — Der Vieh-Inspektor ist gehalten, die 
vorstehend genannten Angaben unentgeltlich in ein 
ihm vom Staate zu lieferndes Register einzutragen.-

Alt . 3. — Für die Bestimmung des Alters des 
Kalbes ist das Register maßgebend, wobei der Tag der 
Eintragung als Geburtsdatum gilt, 

Art. 4. — Der für den Verkauf sowohl des Kalbes 
als des Fleisches, sei es auf Wochenmärkten oder au-
ßerhalb der Gemeinde, erforderliche Gesundheitsschein 
trägt auf der Rückseite die Register-Nummer, das 
Datum der Geburt und, eintretenden Falls, des Tages 
an welchem das Kalb geschlachtet werden darf. ' 

Für deu Verkauf in der Gemeinde felbst genügt die 
Alterserklärung. 

Art. 5. — Die Kreistierärzte sind beauftragt: 

1) Den Vieh-Inspektoren die nöthigen Weisungen 
für die Führung der Register zu erteilen; 

2) Mit der alljährlichen Inspektion dieser Register, 
sowie der Hefte der Gesundheitsscheine, an dem vom 
Departements des Innern bezeichneten Orten und Tagen. 

Art. 6. — Die Eigentümer, Metzger nnd Hausierer, 
welche sich einer Zuwiederhandlung gegen die Vor­
schriften des gegenwärtigen Beschlusses und insbesondere 
der Art. 1 und 4 schuldig machen, werden, vorbehält-
lich der Bestimmungen des Strafgesetzbuches, mit einer 
Buße von 2 bis 15 Fr belegt. 
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Art. 7. — Vieh-Inspektoren, welche überführt werden, 
betreffend das Alter oder den Gesundheitszustand der 
Schlachttiere falsche Erklärungen ausgestellt zu haben, 
verfallen, unvorgreiflich der eintretenden Falles Platz 
greifenden Strafklage, in eine Buße von 10 bis 100 Fr. 

Die Bußen werden vom Departements des Innern 
ausgesprochen. Der Rekurs an den Staatsrat ist vor-
behalten. 

Der gegenwärtige Beschluß tritt vom 15, März 1902 
in Kraft. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 14. Februar 
1902, um Sonntag den 9. März 1902, in allen Ge-
meinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

I . Ien-Ruffinen. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 8. Apr i l 1903 

betreffend 

die MWtmsche Impfung im Illhie 1902. 

Ter Staatsrat 
öe» ^ « n t o n s M a l l i » 

I n Vollziehung des Art. 4 des Gesetzes vom 19. 
November 4885 betreffend den Impfzwang und Maß-
nahmen gegen die Verbreitung der Poöenkrc.nkheit; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

Beschließt: 

Art. 1. — Die amtliche Impfung findet im Jahre 
4902 vom 1. Mai bis 1. Oktober statt. 

Art. 2. — Zur Impfung sind alle Kinder zu stellen, 
welche das dritte Altersjahr noch nicht erreicht haben. 

Ueberdies sind der Impfung alle Personen unter-
morsen, welche noch nicht geimpft sein sollten. 

Art. 3. — Die Impfung wird durch den Bezirksarzt 
vorgenommen, welcher sich den nötigen Impfstoff vom 
schweizerischen bakterio-theurapeutischen« und Impf-Insti-
tute in Bern zu beschaffen hat. 
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Art, 4. — Die Gemeindeverwaltungen haben dem 
Bezirksarzte bis zum 25. April 1902 ein in zwei 
Doppeln ausgefertigtes Nahmensverzeichnis der Kinder 
und, eintretenden Falles, sonstigen Personen, welche 
zu impfen sind, einzuhändigen. 

Art, 5. — Im Einverständnisse mit dem Impfarzte 
machen die Gemeinderäte mittelst Veröffentlichung am 
gewöhnlichen Ausrufungsorte Tag, Ort und Stunde 
bekannt, an welchen die Impfung und die Prüfung 
deren Erfolges stattfinden. 

Art. 6. — Die Bezirksärzte haben dem Departe-
mente des Innern bis zum 1. Dezember 1902 über 
die Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses und über 
die erzielten Erfolge einen allgemeinen Bericht einzu-
reichen. 

Art. 7. — Zuwiederhllndlungen gegen den gegen-
wärtigen Beschluß weiden nach Maßgabe des vorge-
nannten Gesetzes bestraft. 

Gegeben im Staatstate, zu Sitten, den 8. April 
4902, um Sonntag den 13. April 1902 in allen 
Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

I . Zen-Ruffinen. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten 



Gesetz 
vom 26. Zllai 1902 

betreffend 

Festsetzung der V l M t l i des zehipelsoullls der Drtraar-
schulen. 

Ter Große Rat 
des A a n t c > « 3 M « I l i s , 

Willens, die, Lage des Lehrpersonals neuerdings 
aufzubessern, und gleichzeitig den Gemeinde-Verwal-
tungen zu Hilfe zu kommen; 

Willens auch, den Eifer des Lehrpersonals zu für-

der»; 

Auf Antrag des Staatsrates, 

Ve ro rdne t : 

1. Aapitel. 

Art. 4. — Der Mindestgehalt der mit dem endgül-
tigen Patent versehenen Lehrer ist auf 540 Franken 
für die sechs ersten Schulnioiiate und auf 100 Franken 
für jeden weitern Monat festgesetzt, 

Art. 2. — Der Mindestgehalt eines mit dem tem-
porären Patent versehenen Lehrers ist auf 480 Fr. 
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für die sechs ersten Monate und auf 90 Fr. für jeden 
weitern Monat festgefetzt; dasjenige eines Lehrers mit 
einem proviforifchen Patente d. h, einer einfachen Er-
mächtigung, beträgt 345 Fr. bei einer Schuldauer von 
sechs Monaten, und 60 Fr, für jeden weitern Monat. 

Art. 3. — Das Mindestgehalt der Lehrerinnen mit 
endgültigem Patente beträgt für die sechs eisten Mo-
nate Schulzeit 390 Fr. und für jeden weitern Monat 
70 Franken 

Art. 4. — Für Lehrerinnen, welche ein blos tem-
voräres Patent besitzen, ist das Mindestgehalt für die 
fechs ersten Monate auf 360 Fr. festgefetzt, wozu eine 
Besoldung von 65 Fr. für jeden weitern Monat kommt; 
für die mit einem provisorischen Patente versehenen 
Lehrerinnen beträgt dasselbe bei einer Schuldauer 
von sechs Monaten 300 Fr,, nebst einer Zulage von 55 
Fr. für jeden weiter» Monat. 

Art. 5. — I n den Schulen von Wejlern, welche 
weniger als zwanzig Schüler zählen, kann, mit Ermäch-
tigung des Erziehungsdepartementes, das Mindestgehalt 
für einen Lehrer auf 60 Fr., und für eine Lehrerin 
auf 50 Fr, durch Monat herabgesetzt werden. 

Art. 6. — Lehrer und Lehrerinnen, welche außer-
halb ihres Wohnortes Schule halten, haben auf vier 
Stere Brennholz und eine angemessene Wohnung oder, 
eintretenden Falles, auf eine entsprechende Entschädigung 
Anspruch. 

2 
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3. Kapitel. 

Art. 7. — Der Staat leistet an die Besoldung des 
Lehrperfonals einen Jahresbeitrag von hundertfünf-
undneunzig Franken für jeden Lehrer mit endgültigem 
Patent und einen solchen von hundertfünfunddreihig 
Franken für jeden nur mit dem temporären Patente 
versehenen Lehrer. 

Art. 8. — Ebenso entrichtet der Staat an das Ge-
halt der mit einem endgültigen Patent versehenen 
Lehrerinnen einen Beitrag von 90 Fr. und einen 
solchen von 6V Fr. für die Lehrerinnen mit temporärem 
Patent. 

3. Kapitel. 

Art. 9. — Für die mehr denn fünfzehn Schüler 
zahlenden Wiederholungsschulen beträgt das Mmdestge-
halt des Lehrers 80 Fr, und für den Nekrutenuorbe-
reitungskurs bezieht er eine Entschädigung von wenig-
stens 50 Fr. 

Art. 1«. — Zählt die Wiederholungsschule fünf bis 
fünfzehn Schüler, bezieht der Lehrer eine Gehaltszulage 
von mindestens 60 Fr. und für den Rekrutenuorbe-
reitnngskurs eine Vergütung von wenigstens' 40 tyt. 

Art. 11. — Wenn die Schülerzahl nicht fünf beträgt 
und aus diefem Grunde die Wiederholungsschule mit 
der Primärschule verbunden wird, bezieht der Lehrer 
eine Gehaltszulage von wenigstens 40 Fc. und für den 
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Nekrutenvorbereitungskurs eine mindestens gleich hohe 
Vergütung, 

4. Kapite!'. 

Art, 12. — Die Bestimmungen des gegenwärtigen 
Gesetzes können, betreffend die Gehälter des Lehrper-
sonals, ohne spezielle Ermächtigung des Staatsrates, 
nicht abgeändert werden. 

Art. 13. — Bei Schulen mit einer Dauer von sechs 
bis acht Monaten ist das Gehalt des Lehrpersonals 
zur Hälfte, in den ersten zwei Wochen des Monats 
Januar, und der Saldo am Schlüsse des Schuljahres 
zahlbar. 

Art, 14, — Bei Schulen mit einer Dauer von 
neun Monaten hat die Bezahlung vierteljärlich, d. h. 
Ende Dezember, Ende März und Ende Juni zu erfolgen. 

Art 15. — Eine Verzögerung von mehr denn einem . 
Monat in der Ausrichtung der Gehälter des Lehrpersonals 
berechtigt die Lehrer und Lehrerinnen, fünfprozentigen 
Zins . für die schuldige Summe vom Zeitpunkte des 
Schulschlusses an zu verlangen. 

Art. 16 — Am Schlüsse des Schuljahres wird 
die Beisteuer des Staates an das Lehrpersonal direkt 
ausbezahlt. 

Art. 17. — Das Gehalt des Lehrpersonals der 
Primär- und Normalschule» ist weder der Kantons-
noch der Gemeindesteuer unterworfen. 
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5. Kapitel. 

Art. 18. — Die Sekttonsschulen sind abgeschafft. 

Ein vom Großen Rate zu erlassendes Dekret bestimmt 
die Folgen dieser Abschaffung. 

Art. 19. — Es wird für das Lehrpersonal der 
Primärschulen eine Ruhegehaltskasse durch Beisteuer 
des Staates und des Lehrpersonals gebildet. 

Diese Einrichtung wird deu Gegenstand eines De-
kretes bilden. 

Für endgültig patentierte Lehrer und Lehrerinnen, 
welche mehr als zehn Dienstjahre zählen, kann der 
Große Rat durch ein Dekret Aufmunterungspramien 
bestimmen. 

Art. 20. — Vorbehaltlich des Rekurses an den 
Staatsrat erkennt das Erziehungsdepartement über 
alle Anstünde betreffend die Vollziehung und Auslegung 
des gegenwärtigen Gesetzes. 

Art. 21 . — Es sind widerrufe»: 

1. Der Art. 59 des Gesetzes vom 4. Juni 1873 
über den öffentlichen Unterricht; 

2. Das Dekret vom 26. Mai 1886, betreffend 
Verleihung von Aufmunterungsprämicn an das Lehr-
personal der Primärschulen; 
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3. Das Nachtragsgesetz vom 24. November 1896. 

So gegeben vom Großen Nate zu Sitten, den 26. 
Mai 1902. 

Der Präsident des Großen Rates: 
Jas. v. Lavallnz. 
Die Schriftführer: 

I . Gentintit». — Chr. Joris. 

Der Staatsrat 

Beschl ießt : 

Das gegewiirtige Dekret soll Sonntag, den 13. Juli 
1902, in allen Gemeinden des Kantons verlesen und 
angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 5 
Juli 1902. 

Der Präsident des Staatsrates: 
I . Duerey. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



D e k r e t 
vom 27. M a i 1902 

betreffend 

die Erstellung einer Fahrssraße uon M. Johann 
nach Grimntz. 

D e r G r o ß e R a t 
6*s Aanlo«» Mal l is, 

I n Anbetracht der Wichtigkeit und des Nutzens einer 
Verlängerung der Fahrstraße Siders-Vissoie-St. Io -
hann bis Grimentz; 

Eingesehen das Begehren der Gemeinde Grimentz; 

Nach Einsicht des Art. 5 des Gesetzes uom 4. Fe-
bruar 1881, über die Klassifizierung der Straßen; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — "35er Bau einer Fahrstraße zwischen St . 
Johann und Grimentz wird als Werk öffentlichen 
Nutzens erklärt. 
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Gemäß Plan des Baudepartementes beläuft sich der 
Kostenvoranschlag dieser Arbeit auf Fr. 86,000. 

Art 2. — Der Staat hat, in Gemäßheit der Be-
stimmungen des Gesetzes vom 20. Mai 1835, mit 
33 Prozent in die Kosten dieses Straßenbaues einzu-
treten. 

Der erste Jahresbeitrag wird 1903 ausgerichtet. 

Art, 3. — Die Arbeiten müssen innert einem Zeit-
abschnitte von. 6 Jahren, d. i. bis zum 31. Dezember 
1908, vollständig beendigt sein. 

Sofern sie den Vorschuß für den Beitrag des Staates 
übernimmt, kann jedoch die Gemeinde Grimentz diese 
Arbeit vor dem bezeichneten Zeitpunkte ausführen. 

So gegeben vom Großen Rate zu Sitten, den 27. 
Mai 1902. 

Der Präsident des Großen Rates: 

Jas. to. Lavnllaz. 

Die Schriftführer: 

I . Gentinett«. — Chr. Joris. 
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Ter Staatsrat 
des ^ t n f o n s Mal t iV 

B e s c h l i e ß t : 

Vorstehendes Dekret soll Sonntag, den 3. August 
1902, in allen Gemeinden des Kantons verlesen und 
angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den '23. Juli 
1902, 

Der Vize-Präsident des Staatsrates: 

f. Torrente. 

Der Staatskanzler : 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 20. Mai 1902 

betreffend 

EMunn einer WllsseeleitllW l l iM der FllrKllüillße. 

2>er S taa ts ra t 
öe» A a n t o n V M a l l i » , 

Eingesehen das Gesuch der Gemeinde Nitsch vom 
23. Mai 1902 um ermächtigt zu werden, längs der 
Furkastraße eine Wasserleitung zu erstellen; 

Eingesehen daß die projektierte Arbeit von großem 
Nutzen für einen Teil der Bewohner der Ortschaft 
Bitsch ist; 

Erwägend anderseits, daß die öffentliche Sraße welche 
M i Ausflchrung und für Reparationen der Arbeit 
benutzt wird, sorgfältig unterhalten werden muß; 

• Auf Antrag des Baudepartementes, 

Beschließt: 

Art, 1. — Die Gemeinde Bitsch ist ermächtigt, eine 
Wasserleitung aus Röhren unter der Furlastraße in 
den Warmen Brunnen auf eine Länge von 700 M. 
zu erstellen. 
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Art 2. — Die Legung soll am Strahenrande ge-
maß der vom Baudepartemente festgesetzten Richtung 
stattfinden. 

Art. 3. — Alle Beschädigungen und Unterhaltungs-
arbeiten, welche eine Folge der Erstellung der Wasser-
leitung sind, lasten auf der Gemeinde Bitsch, 

Art. 4. — Falls die vom Baudepartemente verord-
neten Ausbesserungs- und Unterhaltungsarbeiten nicht, 
ausgeführt werden, wird die Ermächtigung hinfällig, 
und kanu vom Staatsrate zurückgezogen werden. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 20. Mar 
4902. 

Der Präsident des Staatsrates: 
I . Iln-Ruffinen. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
vom 9. August 1903 

betreffend 

Vollziehung der AitiKel 4 und 12 des IaMesetzes. 

Der Staatsrai 
bes> A a n t o n s Maci iV, 

Nach Einsicht der Artikel 4 und 12 des Gesetzes 
vom 26. November 1901 über die Jagd; 

Nach Anhörung des Ausschusses der Jäger und 
auf den Antrag des Finanzdepartementes, 

Beschl ießt : 

Art. 1. — Die neben der Patentgebühr zum' Zwecke 
der Forderung des Wildstandes zu entrichtende Zu-
schlagstaxe ist für die mit dem nächsten 1. September be-
ginnende Iagdperiode auf 10 Fr. festgesetzt. 

Art. 2. — Die Jagd auf Rehe, Hirsche, Damhirsche 
und Steinböcke ist im Kanton unbedingt untersagt, 

Art. 3. — Ebenso ist in der ganzen Nhoneebene, 
von der Massa bis St, Gingolvh, die Jagd auf Fa-
sane verboten. 
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Art, 4. — I m Ferrex-Tal wird ein Bannbezirk 
errichtet, dessen Grenzen durch eine Linie bestinmt 
sind, welche sich von der Drance, aus gegen die Hütten 
von TraversiN'Ferrex und zwischen der Barfrey-Alve 
und die Matten von Ferrex hindurch bis zum obern 
Waldsaume hinzieht. Von diesem Punkte folgt die 
Grenze dem obern Waldsaume bis zum Zusammen-
treffen mit dem Wildbache Tollant beim Orte Pousa. 
Von dort geht die Linie längs dem Tollantbache bis 
zu dessen Mündung in die Drance, I m Westen folgt 
die Linie der Drance, welche selbst die Grenze des 
eidgenössischen Bannbezirkes Mont Dolent und Col de 
Balme bildet, 

Art. 5. - I n dem im vorstehenden Artikel um-
fchriebenen Freiberg des Ferrex-Tales ist jegliche 
Jagd gänzlich untersagt. 

Art. 6. — Die Ebene des Bezirkes Monthey und 
ein Teil der Ebene des Bezirkes St. Moritz von St. 
Gingolph bis zur Straße, welche, von der Rhonebrücke 
ausgehend, das Dorf Massongex durchquert und nach 
Daviaz führt sind mit dem Iagdbanne belegt. 

I n dieser ganzen Ebene, sowie innerhalb einer Zone 
von 500 Metern am Fuße der Berge ist die Hasen-
jagd und das Jagen mit Hunden verboten. 

Art. ?. — Zuwiederhandlungen gegen die Vor-
fchriften des gegenwärtigen Beschlusses werden mit 
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dem im Art. 27. des Iagdgefetzes vorhergesehenen 
Buhen belegt. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 9. August 
1902, um am 24. August 1902 in allen Gemeinden 
des Kantons veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

Tucrey. 

Der Staatskanzler: 

K. Rate,. 



Beschluß 
vom l. Oktober 1902 

betreffend 

Ginemillng der AbL«rl>neten auf den UlltiöNlllillt für die 
zegiLllltuiperillde i«n 1902 big 1905. 

Ter Staatsrai 

Eingesehen das Bundesgesetz vom 19. Ju l i 1872 
betreffend die eidgenössischen Wahlen und Abstim­
mungen, sowie dasjenige vom 4. Juli 1902 betreffend 
die Nationalratswahlfrase; 

Eingesehen das Bundesgesetz vom 20. Dezember 
1888, betreffend Abänderung des Artikels 4 des Bun-
besgesetzes vom 19. Juli 1872; 

Eingesehen das bundesrälliche Kreisschreiben vom 
15. September 1902 ; 

Aus den Antrag des Departementes des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Urversammlungen sind aus Sann-
tast den liinftisten 26. Oltnbcr zur Wahl der Ab­
geordneten auf den Nationalrat einberufen. 
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I n jeder Gemeinde setzt der Munizipalrat die Stunde 
° der Eröffnung der Wahluerhandlung fest. 

Art. 2. — Die Wahlkreise und die Anzahl der von 
jedein Kreise zu wählenden Abgeordneten sind bestimmt 
wie folgt: 

a) Die Bezirke Goms, Brig, Visp, beide Raron, 
Lenk, Siders, Ering, Sitten und Gundis, weniger die 
Gemeinden Ardon und Chamoson, bildend den 46. 
eidgenössischen Wahlkreis ernennen vier Abgeordnete; 

h) Die Bezixke Entremont, Martinach, S t . Moritz 
und Monthdu, sammt den Gemeinden Ardon und 
Chamoson vom Bezirke Gundis, den 47. eidgenössischen 
Wahlkreis bildend ernennen zwei Abgeordnete. 

Art, 3. — Stimmberechtigt ist jeder Schweizer-
bürger, der das 20. Alteisjahr zurückgelegt hat und 
im Übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons nicht 
vom Aktivbürgerrecht ausgeschlossen ist. 

Wenn in dieser Beziehung begründete- Zweifel vor-
liegen, so muß jener, welcher an der Abstimmung 
teilnehmen wil l , beweisen, daß er dieses Recht besitzt, 

Art. 4. — Der Schweizerbttrger übt sein Wahlrecht 
an seinem Wohnorte aus. 

Die kantonsfremden Wähler haben eine vom Justiz 
und Polizeidebartemente ausgefertigte Niederlassungs-
oder Aufenthaltsbewilligung vorzuweisen. 
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Art. 5. — Stimmberchtigte, welche sich im M i l i -
tardieilste befinden, stimmen auf dem Waffenplatze, auf 
welchem sie sich befinden, und ihre Stimmzeddel werden 
jenem Bezirke einverleibt, in welchem sie ihren Wohn-
sitz haben. 

Art. 6. — Jeder Schweizerbürger, welcher in einer 
Gemeinde wirklichen Wohnsitz hat, muß von Amts-
wegen auf die Wahlliste dieser Gemeinde eingeschrieben 
weiden, und wenn er übergangen wurde, muß er 
nichtsdestoweniger zur Abstimmung zugelassen werden, 
insofern die kompetente Behörde nicht den Beweis 
besitzt, daß er durch die kantonale Gesetzgebung vom 
Aktivbürgerrecht ausgeschlossen ist. 

Art, 7. — Die Listen oder Wahregister müssen 
wahrend zwei Wochen vor der Abstimmung öffentlich 
aufgelegt werden, damit die Wähler genügende Kenntnis 
davon nehmen können. 

Die Wahlregister werden drei Tage vor der Ab-
stimmung geschlossen. 

Art, 8. — Das Stimmen durch Vollmacht ist un-
tersagt. 

Art 9, •— I n jeder Gemeinde oder Sektion wird 
gemäß dem vom Departemente des Innern vorgeschrie-
benen Formulare ein Abstimmungsverbal ausgefertigt, 
dessen Genauigkeit die Mitglieder des kom, etenten. 
Schreibamtes durch ihre Unterschrift bezeugen. 
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Wenn die auf die eine oder die andere Kolonne 
des Verbals eingetragenen Ziffern korrigiert oder aus-
gestrichen werden, müssen sie, um keinen Zweifel übrig, 
zu lassen, unten gänzlich in Worten wiederholt werden. 

Sogleich nach vollendeter Abstimmung wird ein 
Doppel des Verbals an das kantonale Departement 
des Innern gesandt, während ein zweites Doppel so-
gleich dem Regierungsstatthalter des Bezirkes zu über-
Mitteln ist, welcher dasselbe unverzüglich mit einer 
Zusammenstellung des Gesammtergebnisses dem gleichen 
Departement« eizuseuden hat. 

Die Verzögerung der Einsendung der Verbale wird 
mit einer Geldstrafe, welche sich auf 100 Fr. belaufen 
kann, bestraft. 

Art. 10. — Die Stimmzettel müssen sorgfältig 
aufbewahrt werden. 

Dieselben werden durch die betreffenden Schreibämter 
gehörig in versiegelte. Umschläge gelegt und an dafi 
Departement des Innern geschickt, um daselbst zur 
Verfügung der Vundesbehörde gehalten zu werden. 

Art. I I . — Die Gemeindebehörden müssen sogleich 
durch telegraphische Depesche dem Departement« des 
Innern das Abstinimungsresultat mitteilen. 

Diese Telegramme sind kostenfrei. 

Die Gemeinden, welche kein Telegiapheubureau be-
sitzen, haben sich mittelst eines expressen Boten an das-
»ächstgelegene Bureau zu wenden. 

3 
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Art. 12. — Die Beschwerden, welche sich in Betreff 
der Abstimmung ergeben könnten, müssen innerhalb 
der Frist von sechs Ta>',e», von jenem Tage an ge-
rechnet, wo das Nefnltat amtlich veröffentlicht wird, 
schriftlich an den Staatsrat gesandt werden. 

Die nach der bezeichneten Frist einlangenden Be-
chwerden werden nicht mehr berücksichtigt. 

Art. 13. — Für alle im' gegenwärtigen Beschlusse 
nicht vorgesehenen Fälle hat man sich noch der einschlä-
gigen Vundesgesetzgebung und nach dem kantonalen 
Gesetze über die Abstimmungen und Wahlen durch die 
Urversammlungen vom 24. Mai 1876 zu richten. 

- Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 1. Oktober 
1902, um Sonntags den 12. 19 und 20. Oktober 1902 
in allen Gemeinden des Kantons verlesen zu werden 
und angeschlagen zu bleiben. 

Der Präsident des Staatsrates: 

Tncrey. 

Der Staatskanzler: 

St. Noten 



Beschluß 
vom 7. Oktober 1903 

betrcfflnd 

Anordnung einer ziebeögliuensaniinlung zu Gunsten der nun 
dem Mchwllsser uom letzten 11. Jul i netrosseuen Opfer. 

T e r S t a a t s r a t 

Eingesehen den Umfang nnd die Bedeutung des 
angerichteten Schadens; 

Willens, den Opfern Kiefer Katastrophe nach Möglich­
keit zu Hülfe zu kommen; 

Auf den Antrag des Departements des Innern, 

B e s c h l i e ß t ! 

Art, 1. — Zu Gunsten der von den Ueberschwem-
mungen vom verflossenen 11. Juli betroffenen Opfer 
wird in sämmtlichen Gemeinden des Kantons eine 
Hauskollekte angeordnet. 

Diese Gabensammlung wird von den Munizipal-
täten vorgenommen und soll bis zum nächsten 1. 
Dezember beendigt sein 

Art. 2. — Es werden nur Gaben in Baar ange-
mommen. 
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Art, 3. — Die Munizipal- und Burger-Präsidenten 
sollen ihre respektive« Räte zufammenberufen, um über 
die zu bewilligende Hilfssteuer zu beraten. 

Ar i . 4, — Die Gemeindepräsidenten haben ebenso 
die Korporationen, religiösen Genossenschaften und 
bürgerlichen Vereine ihrer Gemeinde zur Gabenspen-
düng zu veranlassen, 

Art. 5. — Der Ertrag der Sammlung ist, von 
einem Verzeichnisse begleitet und mit der Aufschrift: 
„Gaben für die Opfer der Ueberschwemmungen", sowie 
mit der Angabe des Absenders versehen, an die Staats-
lasse, in Sitten, zu übelschicken, 

Art. 6. — Die Verteilung unter die Gemeinden 
und die Verwendung der eingegangenen Gaben werden 
von einem durch den Staatsrat bestellten kantonlen 
Ausschüsse durchgefühlt. 

M i t der Verteilung unter die Vefchadigten einer 
und derselben Gemeinde wird ein vom Munizipalrate 
zu ernennendes fünfgliediiges Ortskomitee, welchem 
der Ortspfarrer und der Gemeindepräsident anzuge-
hören haben, beauftragt. 

Die Entwürfe für die Verteilung in den Gemeinden 
unterliegen der Genehmigung des Departements des 
Innern, 

Art, 7. — Das kantonale Hülfskomitee veröffentlicht 
einen einläßliche» Bericht über die erhaltenen Spenden 
und deren Verwendung, 
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Art. 8. — Das Departement des Innern ist mit der 
Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses beauftragt. 

Gegeben im Stoatsrate zu Sitten, den 7. Oktober 
4902, um Sonntag den 19. Oktober in allen Ge-
meinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 

Der Präsident des Staatrates: 

Tncrey. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten. 



Beschluß 
vom 18. Ok tober 1902 

betllffend 

die am gmintiin den 23. Uuneinder 1902 stlittfindende IDI I IS-
Wmnmi l l übei den ßiindesdeschluß unrn 4. ©Moder 1902, 
betreffend SndocntionieriuiL der «ssentlichen Priniliischnlen 
durch den ßnnd (Einfühlung eines Artikels 27 bis in 
die Vundesveifassung), 

Ter Staatsrat 

Eingesehen das Bundesgesetz vom 19. Juli 1872 
über die Wahlen und eidgenössischen Abstimmungen, 
sowie dasjenige vom 20. Dezember 1888, betreffend 
Abänderung des Art. 4 des vorgenannten Gesetzes; 

Eingesehen den Art. 11 des Bundesgesetzes vom 
17. Juli 1874, betreffend die Volksabstimmungen 
über die Gesetze und Vundesbeschlüsse, welches jeden 
Kanton mit der Auordnuug der Abstimmung auf 
seinem Gebiete beauftragt; 

Eingesehen den Bundesratsbeschlnß vom 9. Oktober 
19i)2, welcher die Volksabstimmung auf Sonntag den 
23. November 1902 festfetzt; 

Auf den Antrag des Departements des Innern, 
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B e s c h l i e ß t : 

Art 1. — Die Urversammlunge» sind auf Sonn-
tag den 23. November i902, um 10'/2 Uhr morgens, 
einberufe», um sich über die Annahme oder die Ver-
werfuug des Buudetzbefchlusses vom 4. Oktober auszu­
sprechen, 

Art, 2. —Stimmberechtigt ist jeder Echweizerbürger 
mit zurückgelegtem '20. Altersjahr und welcher übrigens 
vom Aktivbürgerrecht durch die Gesetzgebung des Kantons 
nicht ausgeschlossen ist 

Wenn in dieser Beziehung regurnfcetc Zweifel vor 
liegen, 'so muß jener, welcher an der Abstimmung teil-
nehmen will, beweisen, daß er dieses Recht besitzt, 

Art, 3. •— Der Echweizerbürger übt sein Wahlrecht 
im Orte aus, wo er sich aufhält, fei es als Kantons-
bürger, sei es als sich aufhaltender (wohnfaßiger) 
Bürger 

Art. 4. — Climmberechligte, welche sich im Mili-
lärdienst befinden, stimmen auf dem Waffenplatze, auf 
welchem sie sich befinden, Beamte und Angestellte der 
Posb, Telegraphen- und Zollverwaliung, der Eisen-
bahnen und Dampfschisse, kantonaler Anstalten und 
Polizeikorpß, können ihre Stimmabgabe in versiegeltem 
Umschlag dem Echreibamte derjenigen Gemeinde, wo 
sie als stimmberechtigt eingetragen sind, übermitteln 
und zwar vor der Elimmenzusammenzahluug. 
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Der den Stimmzettel umschließende Umschlag muß 
mit der Adresse des Wahlfchreibamtes derjenigen Ge-
meinden, wo die Stimmabgabe erfolgt, sowie mit der 
Angabe des Vor- und Geschlechtsnamens und der 
Eigenschaft oder Anstellung des Wählers versehen 
werden. 

Die derart eingelaufenen Umschläge werden vom 
Wahlschreibamte vor der Stimmenzusammenzählung 
erbrochen und die Stimmzeddel ungeöffnet in die Urne 
gelegt. Die Namen solcher Stimmenden werden unter 
Vormerkung dieser Abstimmungsart in die Liste ein-
getragen, 

Art. 5. — Der Bundesbeschluß, welcher den Ge-
gcnstand der Abstimmung bildet, sowie die Stimmzettel, 
sind bei den Gemeindepräsidenten hinterlegt, welche 
zur gehörigen Zeit jedem stimmfähigen Bürger ein 
Exemplar zustellen müssen. 

Die Exemplare des Bundesbeschlusses müssen wenig-
fiens vier Wochen vor dem Abstimmungstage unter 
die Bürger verteilt weiden. 

Art. 6. — Jeder Schweizerbürger, welcher in einer 
Gemeinde wirklichen Wohnsitz hat, muß von Amts-
wegen auf die Wahlliste dieser Gemeinde eingeschrieben 
werden, und wenn er Übergängen wurde, muß er 
nichtsdestoweniger zur Abstimmung zugelassen werden, 
wofern die kompetente Behörde nicht den Beweis besitzt 
daß er durch die kantonale Gesetzgebuug vom Aktiv-
bürgerrechte ausgeschlossen ist. 
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Art, 7. — Die Listen oder Wahlregister müssen we-
nigstens während einer Woche vor der Abstimmung 
öffentlich ausgestellt werden, damit die Wähler genü-
gende Kenntnis davon nehmen können, 

Art. 8. — Das Stimmen durch Vollmacht ist nn-

terfagt, 

Art. 9. — Die Abstimmung hat geheim und durch 
Abgabe eines gedruckten Stimmzeddels zu erfolgen, 
auf welchem man entweder ein J a für die Annahme, 
oder ein Nein für die Verwerfung schreibt. 

Art, 10. — I n jeder Gemeinde oder Sektion wird 
gemäß dem vom Departemente des Innern vorge-
fchriebenen Formulare ein Abstimmungsuerbal ausge-
fertigt, dessen Genauigkeit die Mitglieder des kompetenten 
Schreibamtes durch ihre Unterschrift bezeugen. 

Wenn die auf die eine oder auf die andere Kolonne 

des Verbals eingetragenen Zahlen korrigiert oder aus-

gestrichen werden, müssen sie, um keinen Zweifel übrig 

zu lassen, unten gänzlich in Buchstaben wiederholt 

werden. 

Sogleich nach vollendeter Abstimmung wird ein 
Doppel des Verbals an das kantonale Departement 
des Innern gesandt, während ein zweites Doppel 
sogleich dem Regierungsstatthalter des Bezirkes zu 
übermitteln ist, welcher dasselbe unverzüglich mit einer 
Hufammenstellung des Gesammteigebnisses dem gleichen 
Departemente einzusenden hat 
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Die Verzögerung der Einsendung der Verbale wird 
mit einer Geldstrafe, welche sich auf 100 Fr, belaufen 
kann, bestraft, 

« 
Art. I I . — Die Stimmzeddel müssen sorgfältig 

aufbewahrt werden. Dieselben werden durch die be-
treffenden Schreibämter gehörig in versiegelte und 
getrennte Umschläge gelegt und an das Departement 
des Innern geschickt, um daselbst zur Verfügung der 
Vundesbehörden gehalten zu werden. 

Art. 12. — Die Gemeindebehörden müssen sogleich 
durch telegraphische Depesche das Departement des 
Innern über das Abstimmungsresultat benachrichtigen. 

Art. -13. — Die Beschwerden, welche sich in Betreff 
der Abstimmung ergeben könnten, müssen innerhalb 
der Frist von sechs Tagen, von jenem Tage an ge-
rechnet, wo das Resultat amtlich veröffentlicht wird, 
schriftlich an den Staatsrat gesandt werden. 

Die nach der bezeichneten Frist übelschickten Be-
schwerden werden nicht mehr berücksichtigt 

Art, 14. — Für alle durch gegenwärtigen Beschluß 
nicht vorgesehenen Fälle hat man sich nach der ein-
schlagigen Bundesgesetzgebung und nach dem kantonalen 
Gesetze über die Abstimmungen und Wahlen durch die 
Uruersammlungen vom 24, Mai 1876 zu richten. 
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Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 18. Oktober 
1902, um an den Sonntagen 9,, 16. und 23. No­
vember 1905 in allen Gemeinden des Kantons ver-
üffentlicht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

Tuciey. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten. 



Gesetz 
vom 19. Uc>vemb^ 1902 

betreff enb 

Ute zuständige GeiichtLjieüe in j tui tadrt l tdp Streitigkeiten. 
mlche nllch nen Bestiinmunllen uon Knndesgesetzen einer 

einzigen naiitoitnleit Injtaiiz zugeintesen werden. 

2er Große Rat 

Auf den Antrag des Staatsiates 

Verordnet: 

Art. 1. — Der Apvellations-. und Kassc>ti:ns-
Gerichtshof erkennt über alle zivilrechtlichen Strei-
tigkeiten, welche nach Maßgabe van Bundesgesetzen 
einer einzigen kantonalen Instanz zugewiesen werden, 
mit Ausnahme der Fälle, für welche eine andere kan-
tonale Instanz vorgesehen ist. 

Art. il. — Das Prozeßverfahren ist dasjenige, wel-
ches im Art 3 des Gesetzes vom 25. November 1889 
vorgesehen ist und die Beurteilung der zivilrechtlichen 
Streitigkeiten betreffend die Nachahmung patentierter 
Gegenstände in die Zuständigkeit des Appellations« 
•und Kassations-Gerichtshofes verweist. 
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So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 19. 
November 1902. 

Der Präsident des Großen Rates: 
Ins. v«n LuvllUaz. 

Die Schriftführer: 
Julius ©entwertn. — Chr. Iaris. 

Ter Staatsrat 
bes. K a n t o n s M a l N a 

B e s c h l i e ß t : 

Das gegenwärtige Gefctz soll am Sonntag den 14. 
Dezember 1902 in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 6. Dezem-
ber 1902. 

Der Präsident des Staatsrates: 
2>u»ey. 

Der Staatskanzler: 
H, Roten. 



Dekret 
vom 26. November 1903 

betreffend 

Winiiniing des KllntüNL, Wlillis zum fmlfänöigen gffiA-
kauf der lura-giiiiploit-galju. 

Ter Grosie Rat 
6 es ^ r t « f o n s H a i t i s , 

Nach Einsicht der dem Staätsrate von der Direktion 
der Iura-Simplon-Vahn zugegangenen Mitteilungen 
betreffend den freihändigen Rückkauf des Eisenbahn-
Netzes diefer Gesellschaft; 

Erwägend, daß das Angebot des eidgenössische» 
Eisenbahndepartementes die Verzichtleistunz der Sub 
venlionskantone auf ihre sogen, Subventions-Aktien-
sowie auf die zu ihren Gunsten und für ihre Rechnung 
vom Bund gezeichneten Aktien in sich begreift; 

Zum Zwecke, das Znstandekommen des freihändigen 
: Rückkaufs der Iura-Simplon-Bahn zu erleichtern ; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 
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Beschließt: 

Art. 1. — Der Staatsrat ist ermächtigt. Namens 
des Kantons Wallis die von der Iura-Simplon^Bahn 
Gesellschaft vorgelegte Erklärung, betreffend Äer îchtlei-
stung auf die seine Subvention von einer • Million 
an das Simplon-Unternehmen darstellenden 5000 
Aktien, sowie auf die ihm vom Bund überlassenen Aktien, 
zu unterzeichnen und jeglichen Anspruch auf das Aktiv 
der Gesellschaft in deren Liquidation aufzugeben. 

Art. 2. — Anderseits soll, kraft dieses Verzichtes, 
der Kanton Wallis der Einzahlung des noch auf die 
von ihm unterzeichneten „Si»ivlon:Subuention"-Aktien 
zu effektierenden Saldos von 59,2 Prozent enthoben 
und jeglicher Verantivortlichkeit, sowohl in der Liqui-
dation der Gesellschaft, als gegenüber dem Simvlon-
unternehmen, entbunden werden. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 2ö. 
November 4902. 

Der Präsident des Großen Rates: 

Ins. von Lavullaz. 

Die Schriftführer: 

I . Gentinetta. — Cyr. Joris. 
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2er Stllntsrai 

Beschließt: 

Das gegenwärtige Dekret soll am Sonntag den 14 
Dezember 190S: in allen Gemeinden des Kanto n 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 6. De-
zember 1902. 

Der Präsident des Staatsrates: 

Ducreh. 

Der Staatskanzler: 

K. Koten. 



Beschluß 
vom 23 Zezember 1902 

ltr VllllZiehiW des Alt. 44 des Blintlesgesetzes llllin 11. 
Donemdei 1902. Iielresseiil» die eleMrisdp gdjiiiadj-

mit! ZlllrKstroinllnlllgen. 

Der Swatsrat 

I n Vollziehung des Art 44 des vorgenannten Bun -
desgefetzes; 

Auf den Antrag des Justiz- und Polizeideparteinentes, 

B e s c h l i e ß t : 

Einziger Artikel. — Der Gemeindelichter wird als 
die zuständige Lokalbehörde bezeichnet, welche in allen 
vom Bundesgesetze vorgesehenen Fällen über die sammt-
lichen Streitigkeiten betreffend die Beseitigung von 
Vaumästen, durch welche eine elektrische Leitung ge-
fährdet oder gestört wird, endgültig zu entscheiden 
hat. 

i 
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Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 23. De-
zember 1902, um Sonntag den 4, Januar 4903 in 
allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und an-
geschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
Duerey. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 30 Dezember 1902 

betreffend 

• E i iWl iU der Vflliiei ffiflprlierß zu einem eigenen, nnn 
Glis getiennten TinilstmdMreise. 

2>er Staatsrat 

Erwägend, daß die Gemeinde Eggerberg eine eigene, 
von Glis unabhängige Pfarrei errichtet hat; 

Eingesehen ihr Begehren, einen selbstständigen Ei-
vilstandskreis zu bilden; 

Nach Einsicht des Art. 1 des Dekretes vom 24. 
Mai 1876, durch welches dasjenige vom 2. Dezember 
1875 betreffend Vollziehung des Buudesgesetzes über 
Civilstand und Ehe abgeändert wurde; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Gemeinde Eggerberg wird vcm 
nächsten 1. März 1903 an für sich einen Civilstands-
kreis bilde». 
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Art, 2. — Der Ciuilstandsbeamte des neuen Kreises 
Eggerberg hat sich auf Kosten der Gemeinde durch den 
Civilstandsbeamten von Glis einen Auszug aller seinen 
Kreis betreffenden und bis auf die Errichtung der 
genannten Gemeinde zu einer eigenen Pfarrei zurück-
reichenden Eintragungen ausfertigen zu lassen. 

Sofern die Gemeinde Eggerberg einen vollständigen 
Auszug aller vor Errichtung der Pfarrei erstellten 
und ihre Angehörigen betreffenden Ciuilstands-Urkunden 
zu haben wünscht, hat ihr der Civilstandsbeamte von 
Glis gegen gebührende Vergütung eine beglaubigte 
Abschrift einzuliefern. 

Art, 3. — Das Departement des Innern wird mit 
der Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses beaust 
tragt. 

So beschlossen im Staatsrate, zu Sitten, den 30. 
Dezember 1902, um Sonntag den 11. Januar 1903 
in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und 
angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatrates: 

Tuen!). 
Der Staatskanzler: 

K. Raten. 



Reglement 
voin 17. J a n u a r 1903 

befreffenb 

(OrpiusnttDit der DedllmmenKlirse. sowie die Alisiidimg 
deZ DebllmmiideruftL. 

3er Banitötsrat 

Nach Einsicht des Art, 52 des Gesetzes über die 
Gesundheits-Polizei vom 27. November 1896, 

Beschl ießt! 

Art. 1. — Nach Bedürfniß und auf den Antrag 
des Sanitätsrates beschließt der Staatsrat die Ab-
Haltung von Hebammen-Unterrichts-Kursen, bestimmt 
den Ort, wo dieselben stattfinden, und sorgt dafür, 
daß die Zöglinge in einer gastlichen Anstalt unterge-
bracht werden. 

Art. 2. — Dieser Kurs dauert vier Monate und 
wird abwechselungsweise für die deutsch- und franzö-
sischsprechenden Kandidatinnen abgehalten. 

Art. 3. — Grundfätzlich werden nur die von den 
Gemeinden vorgeschlagenen Bewerberinnen zum Be-
suche des Hebam.menkurses zugelassen. 
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Art. 4. — Der den Unterricht leitende Professor 
ist berechtigt, eine untauglich befundene Schülerin zu 
entlassen. Diese Entlassung hat während den ersten fünf-
zehn Tagen zu erfolgen und bedarf der Zustimmung 
des Departementes des Innern. 

Art, 5. — Zur Aufnahme in die Schule hat die 
Bewerberin folgende Ausweisfchiiften vorzulegen: 

a) einen Geburtsschein, aus welchem erhellt, daß 
sie wenigstens 20 und höchstens 30 Jahre alt ist; 

b) ein Zeugnis der Schulbehörde über genügenden 
P » arunterricht; 

c) ein Leumundszeugniß; 

d) eine ärztliche Bescheinigung über eine gute, kör-
perliche Konstitution. 

Art. S>. — Der Staatsrat ernennt auf Vorschlag 
des Sanitätsrates den mit der Erteilung des Unter-
lichtes betrauten Professor. 

Art. 7. — Der Staatsrat stellt dem Professor die 
nötigen Fantome, Puppen und anatomischen Präpa-
rate zur Verfügung. 

Art. 8. — Die Schule zerfällt in einen theore-
tifchen und in einen praktischen Kurs und werden 
täglich zwei Unterrichte erteilt. 

Die Bestimmung des für die Schule anzunehmenden 
Lehrbuches steht beim Kursleiter. 
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Art. 9. — Der theoretische Teil umfaßt folgende 
Materien: 

Allgemeine Übersicht der Anatomie des Weibes; 
genaue Erklärung der Neckenknochen, der weiblichen 
Geschlechtsorgane und deren Verrichtungen; die Schwan-
gerschaft; die verschiedenen Arten von natürlicher 
Entbildung; die fehlerhaften Geburten; die Zufälle 
während und nach der Schwangerschaft; die Pflege 
der Wöchnerinnen und Neugeborenen; endlich einige 
Begriffe von Arzneikuude, insbesondere betreffend den 
Aderlaß und das Ansetzen der Schröpfköpfe. 

Art. 10. — Für den praktischen Kurs errichtet oder 
organisiert der Professor, behufs Uebung der Schule-
rinnen im Touchieren, Auskultieren und Entbinden, 
unter der Leitung von Hebammen eine Entbindungs-
Klinik oder Poliklinik. 

Art. 11. — Zur Abnahme der Prüfungen bezeichnet 
der Vorsteher des Departements des Innern einen 
aus drei Aerzten bestehenden Ausschuß. Die, Prüfung 
findet in Gegenwart des Professors statt lind erstreckt 
sich über die während des Kurses gelehrten Materien 
mit Darstellung c»m Faittoine. 

Art, 12. — Die Prüfungskommission entscheidet 
über die Zulassung der Schülerinnen zur Ausübung 
der Entbindungskilnst. 

Art. 13. — Das Departement des Innern beeidigt 
die zur Ausübung des Hebammenberufes tauglich be-
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fundenen Schülerinnen und verabfolgt denselben das 
Patent, 

Art. 14, — Um Schlüsse des Kurses werden der 
Hebamme auf Kosten der Gemeinde für ihren Gebrauch 
neue Gerätschaften eingehändigt, die nach einer we-
nigstens zehnjährigen Ausübung des Berufes ihr per-
fönliches Eigentum werden. 

Diese Gerätschafteil s ind; 

1) ein Maximal-Thermometer; 

2) ein Irrigator mit Klystier- und Mutterrohr, so-
wie ein Rohr aus Glas; 

3) eine Spritze aus Hartgummi zu allerlei Gebrauch; 
4) ein Aderlaßschuäpper mit zwölf Schröpfköpfen 

von Glas; 

5) zwei Imvflllnzetten; 

C) ein weiblicher Katheter aus Metall und vernickelt; 

7) eine elastische Sonde mit Mandarin zum Gebrauch 
bei Vorfall der Nabelschnur; 

8) eine'Nagelbürste; 

9) ein Fläschchen Lysol (100 Gramm) ; 

10) „ „ Hoffmannslropfe» ; 

11) „ „ Zimmettinktur; 

1-2) fechs Pulver von Mutterkorn von 0,50 ; 

13) fechs Sublimat-Pastille» von 0,50 ; 

14) ein Schamm zum Schröpfen; 

15) zwei Pakete sterilisierte Watte. 
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Art, 15. — Der Staatsrat kann für Hebammen, 
bei welchen der Bezirksarzt eine unzureichende Berufs-
kenntniß wahrgenommen und festgestellt hat. Wieder-
holungskilise von einer Dauer von fechs Tagen ver-
anstalten. 

Die Kosten dieser Kurfe werden vom Staat und 
den Gemeinden in dem im Art. 46 des Gefetzes über 
die Gefundheits-Polizei vorgesehenen Verhältnisse ge­
tragen. 

Art. 16. — Das gegenwärtige Reglement tritt 
sofort nach dessen Genehmigung durch den Staatsrat 
in Kraft. 

So beschlossen im Sanitätsrate den 7. Januar 1903. 

Der Präsident.' 
de Preux, Staatsrat 

Vorsteher des Departementes des Innern. 

Der S taa ts ra t 

hat in seiner heutigen Sitzung das gegenwärtige 
Reglement gutgeheißen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten den 17. Februar 
1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 
Ducrey. 

Der Staattkanzler: 
K. Noten. 



Beschluß 
t>om 10. 3?eßruar 1903 

betreffend 

die llM Sonntag den 15. Wiirz 1903 itottfindende iolksoti-
ssinnnllnll fiter das OnndeHesetz vom 10. Oktober 1903 
betreffend den schweizerischen Zolltoris. 

Der Staatsrai 
See J ü a n f o n s M a l t i » , 

Eingesehen den Wortlaut des infolge Referendums 
begehren der Volksabstiminung unterstellten Bundes-
gesetzes vom 10 Oktober 1902 über den schweizerischen 
Zolltarif; 

Eingesehen das Vuudesgefetz vom 19. Juli 1872 
über die Wahlen und eidgenössischen Abstimmungen, 
sowie dasjenige vom '20. Dezember 1888, betreffend 
Abänderung des Art. 4 des vorgenannten Gesetzes; 

Eingesehen den Art. 11 des Bundesgesetzes vom 
17. Juli 1874, betreffend die Volksabstimmungen 
über die Gesetze und Bundesbeschlüsse, welches jeden 
Kanton mit der Anordnung der Abstimmung auf 
seinem Gebiete beauftragt; 

Eingesehen den Bundesratsbeschlnß vom 20. Januar 
1903, welcher die Volksabstimmung auf Sonntag den 
15. März, ,903 festsetzt; 
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Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art, 1. — Die Urversammlungen sind ans S«NN^ 
tag den 15. März 1903, um 10'/,, Uhr morgens, 
einberufen, um sich über die Annahme oder die Verwer-
fung des obgenannteu Bundsgesetzls auszusprechen, 

Art. 2. — Stimmberechtigt ist jeder Schweizerbür-
ger mit zurückgelegtem 20. Altersjahr und welcher 
übrigens vom Akliubürgerrecht durch die Gesetzgebung, 
des Kantons nicht ausgeschlossen ist 

Wenn in dieser Beziehung begründete Zweifel vor-
liegen, so muß jener, welcher an der Abstimmung teil-
nehmen wil l , beweisen, daß er dieses Recht besitzt. 

Art. 3. — Der Schweizerbiirger übt sein Wahlrecht 
im Orte aus, wo er sich aufhält, sei es als Kantons-
bürger, fei es als sich aufhalleuder (wohnsäßiger> 
Bürger. 

Art, 4. — Stimmberechtigte, welche sich ini Mi l i -
täidienst befinden, stimmen auf dem Waffenplatze, auf 
welchem sie sich befinden. Beamte und Angestellte der 
Post-, Telegraphen- und Zollverwaltung, der Eisen-
bahnen und Dampfschiffe, kantonaler Anstalten und 
Polizeikorps, können ihre Stimmabgabe in versiegeltem 
Umschlag dem Schreibamte derjenige» Gemeinde, wo 
sie als stimmberechtigt eingetragen sind, übermitteln 
und zwar vor der Stimmenzusammenzählung. 



— 60 — 

Der den Stimmzettel umschließende Umschlag muß 
mit der Adresse des Wahlschreibamtes derjenigen Ge-
meinden, wo die Stimmabgabe erfolgt, sowie mit der 
Angabe des Vor- und Geschlechtsnamens und der 
Eigenschaft oder Anstellung des Wählers versehen 
werden. 

Die derart eingelaufenen Umschläge werden vom 
Wahlschreibamte vor der Stimmenzusammenzählung 
erbrochen und die Stimmzettel ungeöffnet in die Urne 
gelegt. Die Namen solcher Stimmenden werden unter 
Vormerkung dieser Abstimmungsart in die Liste einge-
tragen, 

Art 5, — Der Bundesbeschluß, welcher den Ge-
genstand der Abstimmung bildet, sowie die Stimm-
zettel, sind bei den Gemeindepräsidenten hinterlegt, 
welche zur gehörigen Zeit jedem stimmfähigen Bürger 
ein Exemplar zustellen müssen. 

Die Exemplare des Bundesbeschlusses müssen wenig-
uistens vier Wochen vor dem Abstimmungstage unter 
die Bürger verteilt werden. 

Art, 6, — Jeder Schweizerbürger, welcher in einer 
Gemeinde nürklichen Wohnsitz hat, muß von Amts-
wegen auf die Wahlliste dieser Gemeinde eingeschrieben 
werden, und wenn er Übergängen ivurde, muß er 
nichtsdestoweniger zur Abstimmung zugelassen werden, 
wofern die kompetente BeHürde nicht den Beweis be-
sitzt, daß er durch die kantonale Gesetzgebung vom 
Aktiubürgerrechte ausgeschlossen ist. 
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Art, 7. — Die Listen oder Wahlregister müssen 
wenigstens während einer Woche uor der Abstimmung 
öffentlich ausgestellt werden, damit die Wähler genü-
gende Kenntnis davon nehmen können. 

Art. 8. — Das Stimmen durch Vollmacht ist 
untersagt. 

Art. 9, — Die Abstimmung hat geheim und durch 
Abgabe eines gedruckten Stimmzettels zu erfolgen, 
auf welchem man entweder ein J a für die Annahme^ 
oder ein Nein für die Verwerfung schreibt. 

Art 10. — I u jeder Gemeinde oder Sektion wird 

gemäß dem vom Departements des Innern vorgeschrie-

denen Formulare ein Abstimnungsuerbal ausgefertigt, 

dessen Genauigkeit die Mitglieder des kompetenten 

Echreibamtes durch ihre Unterschrift bezeugen. 

Wenn die auf die eine oder auf die andere Ko-

lonne des Verbals eingetragenen Zahlen korrigiert 

oder ausgestrichen werden, müssen sie, um keinen 

Zweifel übrig zu lassen, unten gänzlich in Buchstaben 

wiederholt werden. 

Sogleich nach vollendeter Abstimmung wird ein 
Doppel des Verbals an das kantonale Departement 
des Innern gesandt, während ein zweites Doppel so-
gleich dem Negierungsstatlhalter des. Bezirkes zu über-
Mitteln ist, welcher dasselbe unverzüglich mit einer Zu-
sammcustelluug des Gefammtergebnifses dein gleichen, 
Departemente einzusenden hat. 
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Die Verzögerung der Einsendung der Verbale wird 
mit einer Geldstrafe, welche sich auf 100 Fr. belaufen 
sann, bestraft. 

Art. U . — Die Stimmzettel müssen sorgfältig 
aufbewahrt werden. Dieselben werden durch die betref-
senden Schreibamter gehörig in versiegelte und getrennte 
Umschläge gelegt und an das Departement des Innern 
geschickt, um daselbst zur Verfügung der Vundesbe-
Horden gehalten zu werden. 

Art. 12. — Die Gemeindebehörden müssen sogleich 
durch telegraphische Depesche das Departement des 
Innern über das Abstimmungsresultat benachrichtigen. 

Art, 13. — Die Beschwerden, welche sich in Ve-
treff der Abstimmung ergeben könnten, müssen inner-
halb der Frist von sechs Tagen, von jenem Tage an 
gerechnet, wo das Resultat amtlich veröffentlicht wird, 
schriftlich an den Staatsrat gesandt werden. 

Die nach der bezeichneten Frist überschickten Ve-
schwerden werden nicht mehr berücksichtigt. 

Art. 14. — Für alle durch gegenwärtigen Beschluß 
nicht vorgesehenen Fälle hat man sich nach der ein-
schlägigen Bundesgesetzgebung und nach dem kantonalen 
Gesetze über die Abstimmungen und Wahlen durch die 
Uroersammlungen vom 24. Mai 1876 zu richten. 
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Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den -10. Februar 
1903, um an den Sonntagen. 8. und 15. März 
1903 in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 
und angeschlagen zu weiden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

Tuerey. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
»om 3. März i903 

betieffeiib 

die Gislltzwllhl eines ppnröiieleii auf den Giußen Ant 
im ßezirlie fifp. 

Der Staatsrai 
öeV A a n t o n s Jlß<xZZi&, 

I n Erwägung des Hinfcheides des Hrn, Iodoc 
Burgener, Abgeordneter auf den Großen Rat für 
de» Bezirk Vifp; 

Eingefehen den Art. 41 der Kantonsverfassung; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art, i , — Die Urversammlungen des Bezirkes 
Visp sind auf Sonntag den 15. März 1903 behufs 
Ernennung eines Abgeordneten auf den Großen Rat 
einberufe». 

Die Stunde der Eröffnung des Wahlbureau's wird 
vom Gemeinderat fegestellt. 
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Art, 2. — Die Wahl sowie die Uebermittelung 
der bezüglichen Aktenstücke haben gemäß dem Gesetze 
vom 24. Mai 1876 über die Abstimmungen und 
Wahlen in den Urversammlungen zu geschehen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 3. März 
4903, um in allen Gemeinden des Bezirkes Visp an 
den Sonntagen 8. und 15. März 1903 veröffentlicht 
und angeschlagen zu werden. 

Der Vize-Präsident des Staatsrates: 

v. Tsrrente. 

Der Staatskanzler: 

K. Nuten. 



Beschluß 
vom 10. M ä r z 1903 

betreffend 

den MilWs der für die SchlllWalik bestimmten Zicklein. 

T e r S t a a t s r a t 
bes. A a n t o n V Mal l iN 

Angesichts der Gefährdung der öffentlichen Gesund-
heit durch den Genuß des Fleisches von allzu jungen 
Tieren; 

I m Interesse anderseits der Hebung des kommer-
ziellen Wertes des Fleisches, sowie des Felles der 
Zicklein; 

I n Vollziehung der Art. 2, 75 und 78 des Gese-
tzes vom 27. November 4896 über die Gesundheits-
Polizei; 

Auf den Antrag des Departements des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Ist untersagt das Feilbieten des Fleisches 
von Zicklein, deren acht Schneide- oder Vorderzähne 
vom Zahnfleische noch nicht vollständig abgelöst sind, 
die nicht gehörig aufgenährt worden und jderen^Netto-
gewicht nicht wenigstens 4 Kilogramm (resp, ungefähr 
6 Kilogr. Lebendgewicht) beträgt. 
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Art. 2. — Zuwiederhandlungen gegen den vorher-
gehenden Artikel ziehen, unvorgreiflich eine gegen den 
Verkäufer (Eigentümer, Metzger oder Hausierer) aus-
zusprechende Geldbuße von 2 bis 5 Franken, die Be-
schlagnahme des Fleisches nach sich. 

Die Buße wird, vorbehaltlich des Rekurses an den 
Staatsrat, vom Departements des Innern ausgesprochen. 

Art. 3. — Der gegenwärtige Beschluß tritt sofort 
nach seiner Veröffentlichung in Kraft. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 10. März 
4903, um Sonntag den 15. lf. März in allen Ge-
meinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
2>uerey. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
vom 24. März 1903 

b eti essend 

M'WtmMe UtrsicheiliiiL der gkrßfiilpr. 

2>er S taa ts ra i 

Willens, die beklagenswerten materiellen Folgen, 
welche für die Familien der Bergführer aus den den 
letztern bei der Ausübung ihres gefährlichen Gewerbes 
drohenden Unfällen erwachsen können, nach Möglichkeit 
zu mildern; 

Auf den Antrag des Justiz- und Polizeideparte-
mentes, 

B e f c h l i e t z t : 

Art. 1. — Jeder Bergführer muß zur Erlangung 
feines Patentes im Besitze einer Ur>fallversicherungs-
Police im Betrage von wenigstens 2000 Franken fein. 

Art. 2. — Diese Versicherung wird durch Vermiß 
telung des Justiz- und Polizeidepartementes abge-
schlössen. 
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Art, 3. — Der Staat leistet an jede Versicherung, 
ohne Rücksicht auf die Versicherungssumme einen 
Beitrag von 2 Franken, 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 24. März 
1903, um Sonntag, den 5. April 1903, in allen 
Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschla-
gen W werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
Duereh. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Protokoll der Ortsschau 
der 

aufleimen WerhaltiiligMibeiten. die der fiira-gtmpifln-
(Besellfdjaft auf dem Gebiete des ftairtoiw Wallis auftr­
i t t sind, mit Ausschluß des Unternehmens der eigent­
lichen Bahnlinie. 

(Siehe stanz. Band XX, Seite 128.) 



Gesetz 
vom 20. Mcii 1903 

betreffend 

KelllstllW des f i s t e mit den Küsten. 

Ter Große R a t 

Willens, den Sinn der Art. 340 und folgenden 
der Strafprozeßordnung betreffend die Strafprozeß-
Kosten genau zu bestimmen; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

Ve ro rdne t : 

Art. 1. — 3» Straffachen zieht der Entfcheid durch 
welchen der Fiskus mit den Kosten beladen wird, für 
die Staatskasse die Verpflichtung nach sich die eigent-
lichen Gerichtskosten zu bezahlen, nämlich diejenigen 
der Untersuchung, der Untersuchungsabschriften, des 
Stempelpapiers, der Stempelmarken und des Weibels. 

Zur Bestreitung anderer Kosten ist der Staat nicht 
gehalten, 

Art. 2. — Ausgenommen sind einzig die Kosten, 
welche sich aus der Anwendung des Art. 180 der 
Strafprozeßordnung ergeben. 
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So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 20. 
Mll i 1903. 

Der Präsident des Großen Rates: 
H. Noten. 

Die Schriftführer: 
I . Gentinttta. — Oyr. Joris. 

2>er S4aatsrai 
de» K a n t o n » M a l l i » 

Beschließt: 

Vorstehendes Gesetz wird Sonntag den '28 Juni 
1903 in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 
und angeschlagen und tritt sofort in Kraft. 

So beschlossen im Sraatsrate, zu Sitten, den 19. 
Mai 1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Tonente. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten. 



Dekret 
vom 29. M a i 1903 

betreffend 

Erstellung einer elektrischen Straßenbahn nun Martinach-
Kllhnlills nach Wartinach-Knig. 

2>er G r o ß e R a t 
bea Kantons Malli», 

Nach Einsicht des von Hrn. C. Defayes, Advokat 
in Martinach, namens der Eisenbahngesellschaft Mar-
tinach'Chatelard Über Salvan, unterm '24. Juli 1902 
eingereichten Gesuches um Ermächtigung zur Benutzung 
der Straße von Martinach-Äahnhof nach Martinach-
Burg für den Bau einer elektrischen Straßenbahn; 

Eingesehen, daß diese Eisenbahn im Bundesbeschlusse 
vom '20. Dezember 1901 betreffend Konzession einer 
elektrischen Schmalspurbahn von Martinach nach Cha-
telard über Salvan einbegriffen ist; 

I n Anbetracht ihrer Nützlichkeit für den Personen-
und Warentransport vom Bahnhof Martinach (Jura-
Simplon) nach Martinach-Stadt und Martinach-Burg; 

Eingesehen die Gesuche vom 8. und '24. Mai, ver-
mittelst welchen die Gemeinde Martinach-Stadt die 
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Bestimmungen des gegenwärtigen Dekretes auch für 
sich beansprucht; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

B e s c h l i e ß t : 

Art, 1. — Die Eifenbahngefellschaft Martin ach-
Chatelard (Grenze) über Salvan ist ermächtigt, die 
Straße von Martinach-Bahnhof nach Martinach-Vurg 
für den Bau einer elektrischen Straßenbahn zu be-
nutzen. 

Art. 2. — Ohne vorläufige Genehmigung der 
Pläne durch den Staatsrat darf weder an der Straße, 
noch bei der Durchquerung der Ortschaften irgend-
welche Arbeit für den Bau der Straßenbahn und de­
ren Dependenzen in Angriff genommen werden. 

Das Gleiche gilt auch für die Baupläne der Bahn-
stationen und ihre Baustellen. 

Zu diesem Behufe müssen die Entwürfe einen Mo-
nat vor der durch die eidgenössische Gesetzgebung ge-
forderten Einreichuug der technischen Vorlagen an den 
Bundsrat dem Baudepaitemente unterbreitet weiden. 

Art. 3. — I m Innern der Ortschaften soll zur 
Verhütung von Unfällen die Fahrt, sowohl in Betreff 
der Geschwindigkeit, als des erforderlichen Anhaltens, 
gleich derjenigen eines gewöhnlichen Tramwans gere-
gelt weiden. 

Art, 4. — Die Mumzipalbehörden von Martinach-
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Stadt und Martinach-Burg sind ermächtigt, an welt' 
lichen und kirchlichen Festtagen, an Iahrmarkttagen 
oder bei andern ähnlichen Anlässen für gewisse Stre-
cken und gewisse Stunden den Verkehr der Straßen-
bahn zu untersagen. I n solchen Fällen können sie auch 
eine derartige Ermäßigung der Fahrgeschwindigkeit 
der Züge verlangen, daß ein Bahnangestellter bequem 
im Schritt vor dem Nagen einherschreiten kann, um 
das Publikum zu warnen und Unfällen vorzubeugen. 

Art, 5. — Die Eisenbahn muß auf dem mittag-
lichen Straßenrande angelegt werden. 

Art. 6. — Auf der ganzen Strecke der Bahnlinie 
ist der Unterhalt der Straße bis auf 2 Meter, von 
jeder Seite der Linienachfe vom Konzessionär zu be-
streiten. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 29. 
Mai 1903. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 

Karl von Rivaz. 

Die Schriftführer: 

Ad. I«b»den, ad hoc.— Chr. Joris. 
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3 e r <§taai%vat 

B e s c h l i e ß t : 

Vorstehendes Dekret wird Sonntag den 49. Juli 
4903 in allen Gemeinden des Kontons veröffentlicht 
und angeschlagen. 

Gegeben im Staatsrate,, zu Sitten, den 41. Juli 
1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 

von Torrente. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
w m 8. August 1903. 

betreffend 

Vollziehung der Artikel 4 und 12 des Illllll-Gesetzes. 

Der Staatsrat 

Nach Einsicht der, Art. 4 und 12 des Gesetzes vom. 
26. November 1901 über die Jagd ; 

Nach Anhörung des Ausschusses der Jäger; 

Auf den Antrag des Finanzdepartementes, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die neben der Patentgebühr zum Zwecke 
der Förderung des Wildstandes zu entrichtende Zu-
schlagstaxe ist für die mit dem nächsten 1. September 
beginnende Iagdperiode auf 10 Franken, festgesetzt. 

, Art. 2. — Die Jagd auf Rehe, Hirsche, Damhirsche 
und Steinböcke ist im Kanton unbedingt untersagt. 

Art. 3. — Ebenso ist in der ganzen Rhoneebenê  
von der Massa bis St. Gingolph, die Jagd auf Fa-
fane verboten. 

Art. 4. — Es werden Bannbezirke errichtet: 
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a) I m Ferrer-Tal ein solcher, dessen Grenzen durch 
eine Linie bestimmt sind, welche sich von der 
Dranse aus gegen die Hütten von Traversin-
Ferrex und zwischen der Parftex-Alpe und den 
Matten von Ferrex hindurch bis zum obern 
Waldsaume hinzieht. Von diesem Punkte folgt 
die Grenze dem obern Waldsaume bis zum Zu-
sammentreffen mit dem Wildbache Tollant beim 
Orte Ponfa. Von dort geht die Linie längs dem 
Tollantbache bis zu dessen Mündung in die 
Dranse. I m Westen folgt die Linie der Dranse, 
welche selbst die Grenze des eidgenössischen Bann-
bezirkes Mont Dolent und Col de Balme 
bildet. 

d) Im Bezirke Brig ein solcher, dessen Grenzen 
sind: im Osten die Saltina; im Norden die 
Rhone; im Westen die Gamsa; im Süden der 
obere Waldsaum des Gliswaldes. 

Art. 5. — I n den im vorstehenden Artikel um-
schriebenen Freibergen des Ferrex-Tales und des Be-
zirtes Brig ist jegliche Jagd gänzlich untersagt. 

Art. 6. — Der Beschluß vvm 2. September 1898 
betreffend Verbot der Murmeltierjagd im Illiez-Tale 
wird durch den gegenwärtigen Erlaß widerrufen und 
ist demzufolge diese Jagd in den Gemeinden Trois-
torrents, Val d'Illiez und Champery vom 1. bis 30. 
September gestattet, 

Art. 7. — Zuwiderhandlungen gegen die Vor-
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schriften des gegenwärtigen Beschlusses werden mit den 
im Art. 27 des Iagdgesetzes vorgesehenen Bußen 
bestraft. 

Art. 8. — Der Beschluß vom 2. September 4898 
betreffend Verbot der Murmeltier-Iagd im Illiez-Tal, 
sowie derjenige vom 9. August 1902 betreffend Voll-
ziehung der Art. 4 und 12 des Iagdgesetzes sind 
widerrufen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 8. August 
1903, um Sonntag den 1t!, August, in allen Ge-
meinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Tarrente. 

Der Staatskanzler! 

K. Roten. 



Vollziehungs-Verordnung 
vom 13. August 1903 

zum Gesetze über die Uieli-GesuiidheitLpoUzei 
Dom 27. Uuiiemoei 1896. 

2>er Staatsrat 

I n Vollziehung der Bestimmungen des I I I . Ab-
schnittes des Gesetzes vom 27. November 1896 über 
die Gesundheitspolizei; 

Auf den Antrag des Departementes d es Innern 

Beschl ießt : 

I. Aapitet. 

Kreis-Tierälzte. 

Art' 1. — Zur Kontrollierung der Vieh-Gesund-
heitspolizei ist der Kanton in Kreise eingeteilt, welche 
vom Staatsrate festgestellt werden. 

An der Spitze eines jeden Kreises steht ein paten-
tierter Tierarzt. Er vermittelt als Gesundheitsorgan 
den Verkehr zwischen dem Departemente des Innern 
und den Gemeinde-Viehinfpektoren oder den Viehbesitzern. 
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Art '2. — Der Kreistierarzt hat insbesondere die 
unter lil, a), b), c) und e des Art. 65 des Gesetzes voni 
27. November 1896 über die Gcstindheits-Polizei vorge-
sehen«« nnd überdies die nachstehend aufgezählten 
Amtsobliegenheiten: 

1) Beim Auftrete« von Seuchen ordnet er, vor-
behalllich der Genehmigung des Departement« des 
Innern, die dringlichen Maßregeln an ; 

'2) Er hat dem gleichen Departemente einzusenden: 
a) aus jedem Samstag einen summarischen Bericht 
über den Gesundheitszustand des Viehes in seinem 
Kreise; b) auf den 31. Januar einen allgemeinen 
Bericht über die Gesundheits-Polizei während des 
verflossenen Jahres; 

3) er führt ein Register über die in feinem Kreife 
wegen Zuwiderhandluugen gegen die Vieh-Gefundheits-
polizei aufgenommenen Verbalprozesse; 

> 4) Er übermittelt diese von ihm zu visierenden 
Verbalprozesse, eintretenden Falles unter Beifügung 
seines Gutachtens, dem Departemente; 

5) Alljährlich kontrolliert er die verschiedenen von 
dem Vieh-Inspektoren und den Fleischschauern seines 
Kreises gefühlten Register und Formulare, 

Zu diesen« Behufe kann er, vorbehaltlich der Zustim-
mu»g des Departementes des Inner», mehrere Inspek-
toren in eine zu bestimmende Ortschaft einberufen oder, 
je nach Umständen, sich in die betreffenden Gemeinden 
verfügen. 
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Art, 3. — I n Gemäßheit des Art. 76 der eidge­

nössischen Vollziehungsverordnung voni 14. Oktober 

1887 und des Art, 65 lit. c des kantonalen Gesetzes 

über die Gefundheitö-Polizei besorgt der Kreistierarzt 

die sanitarische Untersuchung des auf die Jahr- und 

Wochenmärkte seines Kreises geführten Viehes und 

hat sich im Verhinderungsfalle durch den zunächst be-

findlichen Tierarzt vertreten zu lassen. 

Die Gemeinden, in _ welchen Jahr- und Wochen-
markte mit Viehauffuhr abgehalten werden, haben 
dem die Untersuchung vornehmenden Tierärzte zur 
Aushülfe in seinen Amtsuerrichtungen das nötige 
Dienstpersonal zur Verfügung zu stellen, Beginn und 
Schluß des Marktes find von der Ortsbehörde zu be-
stimmen und ein für alle Male im Amtsblatt zu 
veröffentlichen. 

Die Kosten der sauitarischen Untersuchung sind von 
den Gemeinden zu tragen. 

Art 4. — Die Ortschaften, in welchen Viehmärkte 
abgehalten werden, haben für vom Departement« des 
Innern als ausreichend anerkannte Abfperrnng-Stal-
lungen zu sorgen (Eidg. Vollz,- Ver. Art, 79). 

Kranke, krankheitsuerdächlige oder von einem ver-
feuchten Orte herkommende Tiere sind am Marktorte 
selbst, wo die Krankheit festgestellt wurde, abzusaudern 
und abzusperren. 
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Die Sanitätsbehörde bringt sofort zur Bekämpfung 
der Krankheit, von welcher das Tier angegriffen ist, 
die in der Gesetzgebung vorgeschriebenen Maßnahmen 
in Anwendung. Die Tiere, welche unterwegs oder 
beim Aufführen auf den Marktplatz der Ansteckung 
ausgesetzt waren, sind abzuweisen und uach dem Wohn-
orte ihrer Eigentümer, wo sie abgesondert und abge-
sperrt werden, zurückzutransportieren. Die Ortsbehörde 
trifft alsdann die dringlichen Maßnahmen zur Ver« 
Hinderung der Ausbreitung der Krankheit. (Eidg. Vollz.-
Ver. Art. 78 und 79.) 

I I . Kapitel. 

Niehinfpeltaren. 

Art. 5. — Die im Art. 67 des Gesetzes für die 
endgültige Ernennung der Viehinfpektoren und deren 
Stellvertreter vorgesehene Prüfung erstreckt sich über 
Primar-Schulbildung und Kenntnis des Sanitätsdienstes. 

Art ti — Die Gemeindebehörde hat dem Depar-
temente des Innern zu Beginn jeder Verwaltungs-
Periode und vor dem 15. Januar die Namen der als 
Viehinspektoren vorgeschlagenen Kandidaten zu über-
Mitteln, 

Die Zulassungs-Prüfung wird vom Departeinente 
des Innern auf die zweite Hälfte des Monats Januar 
angeordnet. 
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Der Kreisinspekt-r erstattet dem Departements des 
Innern über das Ergebnis der Prüfung Bericht und 
je nach dem Ausfall derselben genehmigt oder verwirft 
das Departement die von der Gemeinde getroffene 
Wahl. 

Die Gemeindebehörden, deren Kandidaten nicht als 
befähigt befunden wurden, haben solcher innert den 
auf die Entscheidung des Departements des Innern 
folgenden fünfzehn Tagen neuerdings vorzuschlagen. 

Die Kosten dieser Ergänzungsprüfung find von den 
Gemeinden zu tragen, 

Art, 7. — Die bisherigen Angestellten haben ihre 
Dienstverrichtungen zu versehen bis zur amtlichen 
Bekanntmachung der Ernennung ihrer Nachfolger. 
Innert 24 Stunden nach Benachrichtigung von ihrer 
Ersetzung haben sie ihrem Nachfolger oder dem Ge-
meindepräsidenten die ihnen zugestellten Register, For-
mulare, Gesetze, Reglemente u. s. w. betreffend ihren 
Dienst auszuhändigen. 

Art. 8, — Jede Gemeinde muß eiuen Viehinspektor 
und je nach Bedürfnis einen oder mehrere Stellver-
treter desselben besitzen. 

Letztere treten nur im Verhinderungsfalle des Er-
steren an dessen Stelle. 

Nachbargemeinden können sich zufammentlin, um 
blos eiuen Inspektor anzustellen. Eebenso kann eine 
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Gemeinde mit Ermächtigung des Departenientes in 
zwei oder mehrere Inspektions-Kreise zerlegt werde», 
sofern diese genau abgegrenzt sind. I n diesem Falle 
sind die gleichen Förmlichkeiten zu erfüllen, wie wenn 
es sich um verschiedene Gemeinden handelt 

Art. 9 — Beim Freiwerden einer Stelle hat die 
"Gemeindebehtzrde dem Departements des Innern in-
ilert vierzehn Tagen einen Kandidaten zu bezeichnen. 

Der betreffende Kandidat besteht auf Kosten der 
Gemeinde die im Art, 6 der gegenwärtigen Vollzie-
Hungs-Verordnung vorgesehene Prüfung. 

Art. 10. — Die Viehinspektoren und ihre Stell-
Vertreter werden nach jeder periodischen Wahl zu 
einer Versammlung einberufen, um durch den Regie-
rungsstatthalter beeidigt zu werden und vom Kreis-
Inspektor ihre Dienstanweisungen entgegenzunehmen, 

Art. 11. — Zur Kontrollierung drs Virhuerkehrs 
liefert der Staat den Gemeinden zum Selbstkostenpreis 
ein einheitliches Register, in welches der tatsächliche 
Viehbestand jedes einzelnen Eigentümers und alle 
daherigen, in der Folge vorkommenden Aenderungen 
einzutragen sind, 

Tiere des Pferde- und Rindviehgeschlechtes sind je 
einzeln mit ihrem vollständigen Signalement einzu-
tragen; für andere Gattungen genügt die Angabe 
der Stückzahl (Eidg. Vollz.-Ver. Art, 3). 



— 86 — 

Art. 12. — Jeder Eigentümer, der ein Tier des 
Pferde-, Rindvieh-, Schaf-, Ziegen- oder Schweinege-
schlechtes in eine andere Gemeinde oder in einen 
andern Inspektionskieis einführt, hat binnen 48 Stunden 
den bezüglichen Gesundheitsschein dem Viehinspektor 
abzugeben (Eidg. Vollz.-Ver. Art. 21). 

Art l : i . — Sofern ein Tier innerhalb oder au-
ßerhalb der Gemeinde verkauft wird, ist der Eigen-
tümer desselben gehalten, Namen und Wohnort des-
Käufers nebst. Signalement des Tieres spätestens 
innert zwei Tagen beim Inspektor eintragen zu lassen. 

Ebenso soll innert der gleichen Frist Anzeige an 
den Inspektor erfolgen, wenn das Tier abgestanden 
ist oder geschlachtet wird (Eidg. Vollz.-Ver. Art. 21). 

Art. 14. — Die Geburt der Kälber ist in ein den 
Viehinspektoren vom Staate zu lieferndes besonderes 
Register einzutragen. 

Art, 15. — Ob es zur Aufzucht, zum Verkaufe 
oder für die Schlachtbank bestimmt sei, hat der Ei-
gentümer eines Kalbes innert drei Tagen nach dessen 
Geburt dasselbe unter Angabe des Geschlechtes, der 
Farbe und beten besondern Abzeichen beim Viehin 
spektor eintragen zu lassen. 

Art. 16. — Der für den Verkauf eines Kalbes, 
fei es auf Wochenmärkten oder außerhalb der Gemeinde 
erforderliche Gesundheitsschein trägt auf der Rückseite 
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die Register-Nummer, das Datum der Eintragung 
und, eintretenden Falls, den Tag, an welchem das 
Kalb geschlachtet werden darf. 

Für den Verkauf in der Gemeinde oder im Kreise 
selbst genügt die Älterserklärnng auf besonderem 
Formular, 

Tas in Verkauf gebrachte Kalbfleisch muh von den 
gleichen Zeugnisscn begleitet sein. 

Art. 17. — Jedes Kalb, daß nicht infolge Verkaufs, 
Abftchends oder Abfchlachtens nach zwei Monaten 
gestrichen wurde, wird von Amtswegen im Vieh-
Vcrkehrtzregistrr in die Rubrik des Eigentümers ein-
gelragen 

Art. 18. — I m Einverständnisse mit dem Muni-
zipalrate kann der Inspektor für die Ausstellung von 
Scheinen und zur Entgegennahine der in der gegen-
wartigen Veroidnuxg vorgesehenen Eintragungen be-
stimmte Stunden des Tages festfetzen. Dringlichkeits-
fälle bleiben voi behalten. 

Art IN. — Für den Fall einer Abwesenheit hat 
der Inspektor seinem Ersatzmanne die verschiedenen 
Register uud Formulare zur Verfügung zu stellen. 

Art. 20. — Die gleichzeitige Haltung von mehr 
denn einem Formularhefte derselben Art für die Aus-
stellung von Scheinen in einem und demselben I n -
spektionstreise ist untersagt. Die Blätter eines jeden 
Heftes sollen der Reihenfolge nach ausgefüllt werden, 
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Art. 21. — Ebenso ist es untersagt, ein anderes 
als das für jede Viehgattung und ^Bestimmung. (Verkauf 
Sommerung, Winterung) vorgeschriebene Forniular 
zu verwenden (Eidg. Vollz.-Ver. Art. 18). 

Art. 22. — Der Viehinspektor sammelt die hin-
terlegten Scheine und ordnet sie nach Wochen- oder 
Monats-Bündeln. 

Diese Scheine, sowie die Hefte mit dem Talon der 
von ihm ausgestellten Scheine sind wenigstens zwei 
Jahre lang aufzubewahren. 

Art. 23, — Wenn in einer Gemeinde eine der 
von der Vundesgesetzgebnng vorgesehenen ansteckenden 
Krankheiten auftritt, verordnet der Viehinspektor die 
ersten Maßnahmen, macht davon unverzüglich dem 
Kreistierarzte Meldung und erstattet demselben min-, 
bestens einmal in der Woche eingehend Bericht über 
den Verlauf der Seuche. 

Art. 24. — Die Einscharrung eines Stückes Groß-
uieh hat in Gegenwart des Inspektors zu erfolgen 
und dieser soll dafür folgen, daß die Grube in ent-
sprechender Entfernung von Wohnungen erstellt und 
wenigstens 1 m 80 tief ausgeworfen werde. 

Art. 25 . ,— Die von den Viehinfpektoren aufge-
nomnienen Verbalprozefse betreffend die von ihnen 
festgestellten Zuwiderhandlungen sind in zwei Doppeln 
an den Kr^istierarzt zu richten. 
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HI. Kapitel. 

Fleischschauer. 

. Art, 26. — Die Gemeindebehörde ist gehalten, zu 
Beginn jeder Verwaltun^sperillde und vor dem 15. 
Januar die Wahl eines Fleischfchauers uud seines 
Stellvertreters dem Departements des Innern zur 
Genehmigung zu unterbreiten. 

I i l Abgang eines .Fachmannes versieht der Vieh-
Inspektor den Dienst eines Fleischfchauers. 

Art. 27. — Jedes für die Schlachtbank bestimmte 
Tier muh von dem vorgeschriebenen Gesundheitsschein 
begleitet sein. 

Für die in der Gemeinde selbst zu schlachtenden. 
Tiere genügt es, dein Fleischschauer eine Erklärung 
des Verkäufers nebst vollständigem Signalement des 
verkauften Tieres vorzuweisen. 

Die Kälber sind von dem in Gemäßheit des Art . 2 
ausgestellten Gesundheitsscheine oder, wenn sie einem 
Bewohner der Gemeinde angehören, von einem Auszug 
aus dem Geburtsregister zu begleite». 

Art. 28. — Für die Bestimmung des Alters des 
Kalbes ist das Register maßgebend, wobei der als 
Gburtsdatum geltende Tag der Eintragung ni 
mitgezählt wird. 
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Art 29. — Der Verkauf des Fleisches von nicht 
zwanzig Tagen alten Kälber ist untersagt. 

Die acht Schneide- oder Vorderzähue der Zicklein 
und Lämmer müssen vom Zahnfleisch vollständig ab-
gelöst sein und diese Tiere ausgeweidet ein Nettoge-
wicht von wenigstens 3 i/,i Kilogramm besitze«. 

Art. 30, — Alles zum Verkauf bestimmte Fleisch 
muß der sanitarischen Untersuchung unterzogen werden 
und den Stempel des Fleischschauers tragen. Dieser 
untersagt den öffentlichen Verkauf jeglichen minder-
wältigen, ungesunden oder auch nur verdächtigen 
Fleisches. 

Jegliches ungesunde oder verdächtige Fleisch wird 
beschlagnahmt, denaturiert oder eiugeschlllrt. 

I » den Gasthofen, Speisehäusern uud Pensionen 
darf den Gästen oder Kostgängern nur gestempeltes 
Fleisch vorgesetzt werde». 

Abgelegenen Gasthöfen kann die vorgeschriebene 
Abstempeluug erlassen weiden, allein sie bleiben der 
Aufsicht des Inspektors unterstellt. 

Art, 31. — Bei Zweifel oder Differenzen iu Ve-
treff der gesunden Beschaffenheit des Fleisches berichtet 
der Fleifchschauer darüber an den Kreistierarzt. 

Art. 32. — Der Hausierhandel mit zerschnittenem 
Fleisch ist untersagt. M i t Fleisch in Vierteln kann 
jedoch hausiert werden, sofern dasselbe vom Inspektor der 
Ortschaft, wo es zum Verkauf ge'.angt, gestempelt wird. 
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Kein Fleisch kann zur Inspektion zugelassen weiden^ 
ohne von einer Gesundheitseklärung des Fleischschauers 
der Herkunftsortschaft oder, eintretenden Falls, wenn 
es sich um ein Kalb handelt, von der im Art, 17 
der gegenwärtigen Verordnung vorgesehenen Alters-
erklärung begleitet zu sein. 

M i t den Vierteln von Ochs- oder Kuhfleisch muß 
gleichzeitig die Lunge zur Inspektion vorgewiesen weiden. 

Das Fleisch von einem wegen Unfalls oder rasch 
sich abwickelnder Krankheit abgetanen Tiere der Rind-
viehgattung darf nur verlauft weiden, wenn dasselbe 
von einem patentierten Tierärzte als genießbar be-
funden worden ist (L. c, Art. 80). 

Muß ein Tier des Pferde- oder Efelgefchlechtes ge-
schlachtet und in Verkauf gebracht werden, fo ist das-
selbe in lebendem Zustande und neuerdings nach 
Öffnung des Körpers durch einen patentierten Tier-
arzt zu untersuchen (L. c. Art. 81). 

Ohne eine schriftliche Ermächtigung dieses Letztern 
darf das betreffende Fleisch nicht verkauft werden, 

Art 33.— Der Fleischschauer führt eine Kontrolle 
über die geschlachteten Tiere. 

Zu diesem Zwecke verzeichnet er in einem eigenen 
Register das Signalement der Tiere, den Ort ihrer 
Herkunft, den Namen des Verkäufers, denjenigen des-
Metzgers und die Meldung, ob der Verkauf des Flei-
sches gestattet oder verweigert worden sei. 
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Dieses Register ist alljährlich dem Kreistierarzte zur 
Besichtigung zu unterbreiten. 

Ist der Fleischschauer nicht gleichzeitig Viehinsoektor, 
so hat er dem Letztern auf dessen Verlangen die ge-
sammelten Scheine zuzustellen. 

Art. 34. - - Die Gemeinden in welchen sich sogar 
nur zeitweilig offenstehende Fleisch-Verkaufsstellen be-
finden, sowie diejenigen, wo das Schlachten von Vieh 
für die Bedürfnisse von Gasthüfen, Pensionen und 
Speisehäusern von einer gewissen Bedeutung ist, sind 
gehalten, Schlachthäuser herzurichten und ein Schlacht-
Polizeireglement auszuarbeiten. 

Der Plan der Schlachthäuser, sowie das Reglement 
sind dem Staatsrate zur Genehmigung zu unterbreiten. 

Diese Behörde bezeichnet die Ortschaften, auf welche 
die Bestimmung des gegenwärtigen Artikels Anwendung 
zu finden haben. 

Art. 35. — Von Gemeinden, die ihren Schlacht-
viehbedarf vom Auslande beziehen, kann der Staats-
rat verlangen, daß sie Absperrungs-Stallungen her-
richten, deren Pläne seiner Genehmigung unterliegen. 

Art. 36. — Das mittelst der Eisenbahn eingeführte 
frifche Fleisch ist den gleichen Kontrolls- und Aufsichts-
maßnamen unterworfen wie das im Hausierhandel 
feilgebotene Fleisch. 
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Art. 37. — Das Departement des Innern läßt 
den Flcischschauern die sie zu einer genauen Erfüllung 
ihrer Dienstobliegenheiten befähigende nötige Instruktion 
erteilen, 

IV. Acipilec. 

Uebertretungen und Strafbestimmungen. 

Art. 38. — Zuwiderhandlungen gegen die Vor-
fchriften der gegenwärtigen Verordnung werden mit 
einer vom Departemente des Innern auszufällenden 
Buhe von 5 bis 100 Fr, bestraft. 

Überdies können in Gemäßheit des Art. 71 des 
einschlägigen Gesetzes die Viehinsvektoren ihres Amtes 
entsetzt werden. 

I n beiden Fällen ist der Rekurs an den Staats-
rat vorbehalten. 

Derselbe muß innert der Frist von 15 Ta ,̂en, von 
der Anzeige des Entscheides des Departementes des 
Innern an, eingelegt werden, 

Y. Kapitel. 

Gebührenordnung für die Amtsverrichtungen. 

Art. 39. — Das Honorar der Kreistierärzte ist 
festgesetzt wie folgt: 

a) per Tag Fr, 10 
b) für Inspektion eines Marktes „ 8 
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c) für eine Leichenöffnung Fr. 5 —10 

d) für einen Verwaltungsbericht „ 2 — 5 

Die Neifeentfchädigung für Hin- und Rnckreife be-
trägt 30 Rappen durch Kilometer auf Eifenbahnfahrten 
und 6» Rappen auf jeder andern Straße. , 

Art. 40. — Mit Ausnahme der Kosten für Markt-
Infpektionen und für die in den Art 6 und 9 der 
gegenwärtigen Verordnung vorgesehenen Fälle weiden 
die Tagesvergütungen an die Kreistierärzte und die 
sie in Amtsverrichtung vertretenden Ersatzmänner durch 
die Staatskasse bezahlt. 

Art. 41. — Für die Ausstellung von Gesundheits-
Scheinen bezieht der Viehinspektor folgende Taren: 

1. Formular A : 50 Rappen, Stempelgebühr ein­
begriffen ; 

2. „ B : n) für ein oder zwei, Stück 20 
Rappen; 
b) für jedes weitere Stück 5 Rap-
pen bis zum Höchstbetrage von 
einem Franken 

3. Formular C : a) für ein Stück ^0 Rappen ; 
b) für jedes weitere Stück des 
Pferde-, Esel- oder Rinduiehge-
schlechtes 10 Rappen und für 
jedes weitere Stück Kleinvieh, 5 

Rappen. Immerhin dürfen die 
Kosten den Höchstbetrag von einem 
Franken nicht übersteigen. 
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4. Das Visa des Scheines, Formular C, für Orts­
veränderung oder Rückkehr der Haustiere ist auf '/0 
Rappen tarifiert. 

5. Das Alterszeuguis auf eigenem Formlilar für 
die Schlachtbank bestimmten oder andern Kälber ist 
mit 30 Rappen zu lösen. 

Art, 42. — Sämtliche Eintragungen in die Register 
der Viehinspektoren erfolgen unentgeltlich. 

Der Staats rat bestimmt jedoch eintretenden Falls 
die Höhe der von den Gemeinden an die Viehinspek-
toren zu leistenden jährlichen Vergütung. 

Art . 43. — Der Viehinspektor bezieht von der 
Gemeindekasse : 

a) für seine Gegenwart bei der Abdeckuug eines 
Stückes Vieh Fr, 1. — 

b) für statistische Erhebungen betreffend einen Markt 
samt Bericht Fr. 2. — 

c) für besondere Amtsverrichtungen, Viehzählung, 
Alp-Inspektionen u. f. w.,, durch halben Tag 

Fr. 2. -

Art, 44. — Die Fleischfchauer beziehen für Unter-
suchung und Abstempelung des Fleifches von ge-
schlachteten oder kolportierten Tieren folgende Gebühren: 

;i) durch Viertel von Großvieh 50 Rappen 
b) durch Stück Kleinvieh 30 „ 
c) für ein Zicklein oder ein Lamm 20 „ 
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Art 45. — Der amtliche Tarif sann durch gegen­
teilige Vertragsbestimmungen nicht abgeändert werden. 

Art. 46. — Sind widerrufen fämtliche kantonale 
reglementarifche» Bestimmungen, welche mit der gegen-
wältigen Verordnung in Widerspruch sind, und insbe-
sondere: 

Der Beschluß vom 6. Februar 1873 betreffend 
Polizeimaßregeln gegen Viehseuchen; 

Der Beschluß vom 22. Juli 1879 betreffend Fest- -
setzung eines Tarifs für die amtlichen Verrichtungen 
der Tierärzte; 

Der Beschluß vom 14. Februar 1902 betreffend 
die Kontrolle des Alters der für die Schlachtbank 
bestimmten Kälber; 

Der Beschluß vom IN. März 1903 betreffend den 
Verkauf der für die Schlachtbank bestimmten Zicklein. 

VI. Kapitel . 

Schloß-Nestimmungen. 

Art. 47. — Die gegenwärtige Vollziehungs-Verord-
nung tritt mit dem 1. Dezember 1903 in Kraft, 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitteu, den 13. August 
1903, um in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 
uud angeschlagen und im Amtsblatt eingerückt zu werden 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Torrente. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



Beschluß 
vom 16. September 1903 

betreffend 

Alimchtimg NVN Deittligkn an den Wiederllnbllli des durch, 
die Duchwllsset im Illhre 1902 nerlieeiten Geländes. 

Der Staatsrat 

I n Anbetracht der Ausdehnung des von der Rhone 
und ihren Seitengewässern im Jahre 1902 angerich-
teten Schadens; 

Willens, den geschädigten Eigentümern zu Hülfe 
zu kommen und ihnen gleichzeitig die Erlangung eines, 
Vundesbeitrages zu erleichtern; 

I n Vollziehung des Großrats-Befchlusses vom 30\ 
Mai 1903, durch welchen dem Staatsrate zu diesem-
Zwecke ein Kredit von 16,000 Franken bewilligt wurde 

Auf den Antrag des Departements des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. i. .— Den Privaten und Genossenschaften 
welche unter Erfüllung der durch gegenwärtigen Ve« 
schluß vorgeschriebenen Förmlichkeiten und Bedingungen 
ein daheriges Gesuch einreichen, wird für dieWiederbestel-
lung der durch die Überschwemmungen vom Jahre 1902 
verheerten Ländereien ein Kantonsbeitrag verabfolgt. 
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I n der Regel belaufen sich diese Beisteuern auf 
40 % (zehn durch Hundert) der wirklichen Kosten der 
Verbesserungö- und Schutzarbeiten. Der Staalsrat darf 
jedoch für die Gesa«...ttheit des Kantons 10,000 Fr. 
nicht übersteigen. 

Art. 2. — Die Beiträge sind auf die Verwaltungs-
jähre 1903 bis und mit 1906 zu erteilen. 

3!rt. 3. — Die VeitragL'Gefuche müssen in zwei 
Ä)oppeln eingereicht werden und haben zu enthalten: 

1) Name und Wohnort des Eigentümers, Bezeich-
nung des Ortes, summarische Beschreibung des Schadens 
und Art der auszuführenden Arbeiten; 

2) Die detaillierten Plane und Kostenuoranfchläge 
dieser Arbeiten; 

3) Die Einzeichnuug des Ortes der auszuführenden 
Arbeiten auf einem Blatte der Ziegfried-Karte. 

Diefe Gesuche sind spätestens bis zum 1, Juli 1906 
an das Departement des Innern zu richten. Die vor 
Veröffentlichung des gegenwärtigen Beschlusses eilige-
reichten Begehren sind ebenfalls den Bestimmungen 
des Letztern nuterstellt. 

Art. 4 —• Gesuche, welche weniger denn 200 Fr. 
zum Gegenstande haben, werden nicht berücksichtigt; 
jedoch künne,l Nachbar-Eigentümer ein Kollektiu-Begehren 
stellen, sofern dasselbe mindestens den vorgenannten 
Betrag erreicht. 
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Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 16. Sep-
tember 1903, um Sonntag den 27. September 1903, 
in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und 
angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Tonente. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 2. $eplem&ev 1903 

betilffend 

die llm 25. VKloüei 1903 stllWndeude Ulllk8lll!stiM!NllW 
über 

1. das Init iat ivbegehien betreffend Ab-
änderung von Art. 72 der Bundesver-
faffung (Wahl des Nationalrates nach 
Maßgabe der schweizerischen Bevöl-
terung); 

2. den Bundesbeschluh vom 18. Juni 1903 
betreffend Abänderung des Art. 32"° 
der Bundesverfassung (Kleinhandel mit 
geistigen Getränken); 

3. das Bundesgesetz vom 12. Dezember 1902 
betreffend Ergänzung des Bundessttraf-
rechtes (Bestrafung der Anstiftung oder 
Verleitung Mi l i tärpf l icht iger zu Ver-
breche n). 

3er Staatsrai 

Nach Einsicht des Bundesgefetzes vom 27. Januar 
1892 über das Verfahren bei den Volksbegehren und 
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bin Abstimmungen betreffend Revision der Bundes-
Verfassung; 

Nach Einsicht des Bundesbeschlusses vom 19. März 
1903, zufolge welchem der Bundesrat mit der Anord-
nung der Abstimmung über das Initiativbegehren be-
treffend Abänderung von Art. 72 der Bundesverfas-
sung beauftragt ist; 

Nach Einsicht des Bundesbeschlusses vom 13. Juni 
1903 betreffend Abänderung des Art. 32 b l S der Bun­
desverfassung ; 

Nach Einsicht des Bundesgefetzes vom 12. Dezember 
1902 betreffend Ergänzung des Bundesgesetzes über 
das Bundesftrafrecht der schweizerischen Eidgenossen­
schaft vom 4. Februar 1853; 

Nach Einsicht des Bundesgefetzes vom 19. Juli 1872 
über die Wahlen und eidgenössischen Abstimmungen, 
sowie desjenigen vom 20. Dezember 1888, betreffend 
Abänderung des Art. 4 des vorgenannten Gesetzes; 

Nach EinsiKt des Art. 11 des Bundesgesetzes vom 
17. Juli 1874, betreffend die Volksabstimmungen 
über die Gesetze und Bundesbeschlüsse, welcher jeden 
Kanton mit der Allordnung der Abstimmung auf 
feinem Gebiete beauftragt; 

Nach Einsicht des Bundesratsbefchlusses vom 20. 
Januar 1903, welcher die Volksabstimmung auf den, 
25. Oktober 1903 festsetzt; 
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Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

Beschl ießt: 

Art. 1. — Die Urversammlungen sind auf Sann? 
tag den 25. Oltaber 1903 , um l0 1 / 2 Uhr morgens^ 
einberufen, um sich über die Annahme oder die Verwer-
fung des obgenannteu Initiatiubegehrens, Bundesbe-
schlusses und Bundesgesetzes auszufprechen. 

Art. 2. — Stimmberechtigt ist jeder Schweizerbür-
ger mit zurückgelegtem 20. Altersjahr und welcher 
übrigens vom Aktivbürgerrecht durch die Gesetzgebung 
des Kantons nicht ausgeschlossen ist. 

Wenn in dieser Beziehung begründete Zweifel vor-
liegen, so muß jener, welcher an der Abstimmung teil-
nehmen will, beweisen, daß er dieses Recht besitzt. 

Art. 3. — Der Schweizerbürger übt sein Wahlrecht 
im Orte aus, wo er sich aufhält, fei es als Kantons-
bürger, sei es als niedergelassener oder sich auf-
haltender (wohnfäßiger) Bürger. 

Art. 4. — Stimmberechtigte, welche sich im Mili-
tärdienst befinden, stimmen auf dem Wajfenplatze, aus 
welchem sie sich befinden. Beamte und Angestellte der 
Post-, Telegraphen- und Zollverwaltung, der Eisen-
bahnen und Dampfschiffe, kantonaler Anstalten und' 
Polizeikorps, können ihre Stimmabgabe in versiegeltem 
Umschlag dem Schreibamte derjenigen Gemeinde, w» 
sie als stimmberechtigt eingetragen sind, übermitteln 
und zwar vor der Stimmenzusammenzählung. 
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Der den Stimmzettel umschließende Umschlag muß 
mit der Ndresse des Wahlschreibamtes derjenigen Ge-
meinden, wo die Stimmabgabe erfolgt, sowie mit der 
Angabe des Vor- und Geschlechtsnamens und der 
Eigenschaft oder Anstellung des Wählers versehen 
weiden. 

Die derart eingelaufenen Umschlage werden vom 
Wahlschreibamte vor der Slimmenzusammenstellung 
erbrochen und die Stimmzettel ungeöffnet in die Urne 
gelegt. Die Namen solcher Stimmenden weiden unter 
Vormerkung dieser ?lbstimmungsart in die Liste einge-
tragen. 

Art 5. — Das Initiativbegehren. welches den Ge-
genftand der Abstimmung bildet, sammt dem Bundes-
befchlusse und Bundesgesetze, sowie die Stimmzettel, 
sind bei den Gemeindepräsidenten hinterlegt, welche 
jedem stimmfähigen Bürger ein Exemplar zustellen 
müssen. 

Die Exemplare des Initiativbegehrens, des Bundes-
befchlusses und des Bundesgesetzes müssen wenigstens 
vier Wochen vor dem Abstimmungstage unter die 
Bürger verteilt werden. 

Art 6. — Jeder Schweizerbürger, welcher in einer 
Gemeinde wirklichen Wohnsitz hat, muß von Amts-
wegen auf die Wahlliste dieser Gemeinde eingeschrieben 
werden, und wenn er Übergängen wurde, muß er 
nichtsdestoweniger zur Abstimmung zugelassen werden,, 
wofern die kompetente BeHorde nicht den Beweis be-
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»sitzt, daß er durch die kantonale Gesetzgebung vom 
Aktivbürgerrechte ausgeschlossen ist. 

Ar t 7. — Die Listen oder Wahlregister müssen 
^ wenigstens während einer Woche vor der Abstimmung 
öffentlich ausgestellt werden, damit die Wähler genü-

, gende Kenntnis davon nehmen können. 

Art. 8. — Das Stimmen durch Vollmacht ist 
^untersagt. 

Art. 9. — Die Abstimmung hat geheim und durch 
Abgabe eines gedruckten Stimmzettels zu erfolgen, 
auf welchem man entweder ein J a für die Annahme, 

„oder ein Nein für die Verwerfung des obgenannten 
.Initiativbegehrens, Bundesbeschluss«s und Bundesge-
fetzes schreibt. 

Art 10. — I n jeder Gemeinde oder Sektion wird 
. gemäß dem vom Departemente des Innern vorgefchrie-
denen Formulare ein Abstimnungsverbal ausgefertigt, 
dessen Genauigkeit die Mitglieder des kompetenten 

' Schreibamtes durch ihre Unterschrift bezeugen. 

Wenn die auf die eine oder auf die andere Ko-
!lonne des Verbals eingetragenen Zahlen korrigiert 
-. oder ausgestrichen werden, müssen sie, um keinen 
Zweifel übrig zu lassen, unten gänzlich in Buchstaben 

»wiederholt werden. 

^Sogleich nach vollendeter Abstimmung wird ein 
IDoppel des Verbals an das kantonale Departement 



— 105 — 

des Innern gesandt, während ein zweites Doppel so-
gleich dem Negierungsstatthalter des Bezirkes zu über-
Mitteln ist, welcher dasselbe unverzüglich mit einer Zu-
sammenstellung des Gesammtergebniffes dem gleichen 
Departements einzusenden hat. 

Die Verzögerung der Einsendung der Verbale wird 
mit einer Geldstrafe, welche sich auf 100 Fr. belaufen 
kann, bestraft. 

Art. 1 1. — Die Stimmzettel müssen sorgfältig 
aufbewahrt werden. Dieselben werden durch die betref-
senden Schreibamter gehörig in versiegelte und getrennte 
Umschläge gelegt und an das Departement des Innern 
geschickt, um daselbst zur Verfügung der Bundesbe-
Horden gehalten zu werden. 

Art 12. — Die Gemeindebehörden müssen sogleich 
und unter Strafe durch telegraphische Depesche das 
Departement des Innern über das Abstimmungsresul-
tat benachrichtigen. 

Art. 13. — Die Beschwerden, welche sich in Be-
treff der Abstimmung ergeben könnten, müssen inner­
halb der Frist von sechs Tagen, von jenem Tage an 
gerechnet, wo das Resultat amtlich veröffentlicht wird, 
schriftlich an den Staatsrat gesandt werden. 

Die nach der bezeichneten Frist eingesandten Be-
schwerden werden nicht mehr berücksichtigt. 

Ar t . 14. — Für alle durch gegenwärtigen Beschluß 
micht vorgesehenen Fälle hat man sich nach der ein-
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schlägigen Bundesgesetzgebung und nach dem kantonalen 
Gesetze über die Abstimmungen und Wahlen durch die 
Urversammlungen r>om 24. Mai 4876 zu richten. 

Gegeben im Etaatsrate, zu Sitten, den 2. Septem-
ber 1903, um an den Sonntagen, 11., 18. und 
25. Oktober 1903 in allen Gemeinden des Kantons 
verlesen und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

von Torrente. 

Der Staatskanzler: 
St. Roten. 



Beschluß 
vom 19. J u n i 1900 

betreffend 

Üfttlurt ö£s Wllssentrllgenil in den g t j i i t a Zt. Mritz. 
miö ging. • 

2>er &iaat%vat 
öe» gucmton» Jßalligi, 

Eingesehen die große Zahl der am Simplondurchstich 
und an den Elektrizitätswerken der Rhone in St. Moritz 
beschäftigten Arbeitern ohne bestimmten Wohnsitz; 

Eingesehen die häufig vorgekommenen Raufhändel, 
bei welchen von Waffen, seien es Dolche, Stilette u. 
f. w., Gebrauch gemacht wurde; 

Auf den Antrag des Justiz- und Polizei-Departe-
mentes. 

V e r o r d n e t : 

Art. 1. — Ohne besondere Ermächtigung der zu-
ständigen Behörde ist in den Bezirken Brig und ©t~ 
Moritz das Tragen von Stiletten, Dolchen, Dolch-
Messern, mit einer Klinge versehenen Stöcken, Tot-
schlägern, Taschenrevolvern und andern ähnlichen Waffen. 
untersagt. 
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Art. 2. — Jede Zuwiderhandlung gegen den ge-
.genwärtigen Beschluß wird beim Polizeigerichte zur 
Anzeige gebracht und mit den in den Art. 343 und 
folgenden des Strafgesetzbuches vorgesehenen Strafen 
belegt. 

I n jedem Falle wird die unbefugterweise mitgführte 
Waffe beschlagnahmt. 

Art. 3. — Die beschlagnahmten Waffen sind an 
das Justiz- und Polizeidepartement abzuliefern. 

Art. 4, — Die Landjägerei und sämtliche Gemeindepo-
lizei-Agenten sind speziell beauftragt, die Beobachtung der 
im gegenwärtigen Beschlusse enthaltenen Vorschriften 
zu überwachen. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 19. Juni „ 
4900, um in allen Gemeinden der Bezirke St. Moritz 
-und Brig veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 

I n Abwesenheit des Präsidenten des Staatsrates: 

Der V ize-Präs ident : 

I . gen-Nuffinen. 

Der Staatskanzler 

K. Noten. 



Beschluß 
DOOT SO. Oktober 1903 

betreffend 

Festsetzung der Schul-InsMioilskieile. sowie der Gehiiltec. 
und Veiseentschlldigung der ZAlinspelltoren. 

D e r S t l l l l l s r a t 
bes Acl«tonN MalliV, 

I n Vollziehung der Art. 44 und 46 des Gesetzes 
über den öffentlichen Unterricht vom 4. Juni 4873;, 

Auf den Antrag des Erziehungsdepartementes, 

B e s c h l i e ß t : 

Art 1. — Zur Inspektion der Volksschulen ist der 
Kanton in Kreise eingeteilt, die einem Beamten 
(«Schulinspektor" genannt) unterstellt sind. 

Die Kreise sind folgendermaßen festgesetzt: 

1. Kreis: Bezirk Goms; 
2. „ „ östlich-Raron und Brig; 
3. „ Folgende Gemeinden des Bezirkes Visp: 

Baltschieder, Eyholz, Gründen, Lalden, Saas-Almagel, 
Saas-Balen, Saas-Fee, Saas-Grund, Stalden, Stal-
denried, Visp und Visperterminen; 
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4. 

M p : 
Täsch, 

5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

10. 
11. 
12. 
13. 
14. 

Kreis: 
Eisten, 
Törbel, 
Kreis: 

Nachgenannte Gemeinde» des Bezirkes 
Einbt i, Grächen, Randa, St. Niklaus, 
Zeneggen und Zernultt. 
Bezirk mestlich-Raron; 

„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 

Lenk; 
Siders; 
Sitten samt Gemeinde Ayent; 
Ering weniger die Gemeinde Ayent 
Gundis; 
Martinach; 
Entremont; 
St. Moritz; 
Monthey. 

Art. 2. — Die Inspektion erstreckt sich auf die üf-
sentlichen Primärschulen des Kreises, sowie, unter den 
vom Gesetze aufgestellten Bedingungen, auf die priva-
ten Primärschulen. 

Art. 3. — Die Gehälter der Schulinspektoren werden 
mit Rücksicht auf die Zahl und Gruppierung der 
Schulen ihrer Kreise, festgesetzt wie folgt: 

1. Kreis: Goms Fr. 200 
2. „ Brig und östlich-Raron „ 310 
3. „ Visp „ 180 
4 „ Visp „ 170 
5. „ westlich-Raron „ 180 
6. „ Leuk „ 230 
7.. „ Siders „ 400 

Zum übertragen Fr. 1670 
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8. 
9. 

10. 
11. 
12. 
13. 
14. 

„ 
„ 
„ 
„ 
n 

„ 
„ 

Sitten 
©ring 
Gundis 
Martinach 
Entremont 
St, Moritz 
Monthey 

Übertrag Fr. 

Total 

„ 
ii 

„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
Fr-

1670 
360 
240 
300 
410 
350 
300 
340 

3970 

Art, 4. — M i t Rücksicht auf die topographische 
Laae ihrer Kreise beziehen die Schulinspektoren für 
ihre alljähilichen Inspektionen nachstehend bestimmte 
Reisevergütllng: 

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

10. 
11. 
12. 
13. 
14. 

Kl eis 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 
„ 

: Goms 
östlich Raron und Brig 
Visp 
Visp 
westlich-Raron 
Lenk 
Siders 
Sitten und Äyent 
Ering weniger Ayent 
Gundis 
Martinach 
Entremont 
St. Moritz 
Monthey 

• Total 

Fr. 
II 

„ 

„ 
„ 

Fr-

130 
140 
90 
70 

100 
110 
130 

50 
130 

50 
60 

100 
90 
60 

1310 
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Art 5 - ftür ihre Gegenwart bei den Entlassnogs-
prilfiingen, bei den Retrulen-Vorprüfnugen und be 
den Konferenzen, sowie für jede andere Spezial-
Mission im Kanlon beziehen die Schulinfpektoren ein 
Taggeld von 10 ftr., nebst einer Entschädigung für 
die Hin- und Rückreise von 30 Rappen durch Kilo-
meter Eisenbahnsahrt und von 60 Rappen durch Kilo-
meter auf jeder andern Straße. 

Art, 6. — Die in den vorhergehenden Artikeln 
festgesetzten Gehälter und Vergütungen werden vom 
Staate bestlitten 

Art. 7. — Der Beschluß vom '27. Juli 1896 ist 
widerrufen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 20 Okto-
bei 1903, um Sonntag, den l. November 1903 in 
allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und ange-
schlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
v Torlentr. 

Der Staatskanzler: 
tt. Noten 



Beschluß 
vom 22. Dezember 1903 

betreffend 

die Ersatzwahl eines Adaeordueten aus den Großen £M 
im Bezirke Oiig. 

Ter Staatsrat 
des A a n t o n s D l a l t i s , 

I n Erwägung des Hinscheides des Hrn, Alfred 
Perrig, Abgeordneter auf dem Großen Rat für den 
Bezirk Brig; 

Eingesehen den Art. 41 der Verfassung; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

B e f c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Uruersammlungen des Bezirkes 
Brig sind auf Sonntag den künftigen 3, Januar, behufs 
Ernennung eines Abgeordneten auf den Großen Rat, 
einberufen^ 

Die Stunde der Eröffnung des Wahl-Bureau's 
wird durch den Gemeinderat festgestellt, 

Art, l2. — Die Wahl und Übermittlung der bezüg-
lichen Aktenstücke werden gemäß dem Gesetze uom 24. 

8 
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Mai 1876 über die Abstimmungen und Wahlen in 
den Urversllmmlungen stattfinden, 

Also gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 22. 
Dezember 1903, um in allen Gemeinden des Bezirkes 
Brig an den Sonntagen 27. Dezember »903 und 3, 
Januar 1904 veröffentlicht und angeschlagen zu 
werden. 

Der Präsident des Staatrates: 

v. Torrente. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten. 



Beschluß 
vom 23. Juli 1903 

2>er Staatsrai 
6cs K a n t o n s M a l t i s , 

Beschließt: 

Die Gemeinde Fiesch wird ermächtigt, .seinen bis 
dahin am zweiten Donnerstag Oktober abgehaltenen 
Jahrmarkt auf den 29. September zu versetzen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 23. Juli 
1902. 

Der Präsident des Staatsrates: 

Huerey. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 9. Oktober 1903 

2er <5taat%vat 

B e s c h l i e ß t : 

Die Gemeinde Gampel wird ermächtigt, zwei seiner 
Jahrmärkte wie folgt zu verlegen : 

1) auf den 24. April denjenigen der bis anhin für 
den 4: Mai konzessioniert war; 

2) auf den 22. Oktober denjenigen, der bis anhin 
am 25. September abgehalten wurde. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 9. Oktober 
1903. 

Der Präsident des Staatsrates: % 

de Tanente. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten. 



Finanzgesetz 
vom 10. U o v e m K e r 1 9 0 3 

Der Große Rat 

bes> K a n t o n » M a l l i » , 

Willens, die auf die Kantonssteuer bezüglichen Ge-
setzesbestinnnungen in einem einzigen Gesetze zusam-
meuzufassen und bei diesem Anlasse an denselben, so-
wie an dem Gesetze über die Verteilung der Munizi-
pallasten die nötig befundenen Abänderungen vorzu-
nehmen; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

V e r o r d n e t : 

Art. 1. — Die Staatsausgabeu werden bestritten: 

a) Durch die Einkünfte vom Staatsvermögen; 

b) Durch den Ertrag der Hoheitsrechte; 

c) Durch die Fiskalrechte und die verschiedenen 
Einnahinen; 

9 
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d) Durch die Bundes-Entschiidigungen, -Subuentio-
nen und -Verteilungen; 

e) durch die Steuern. 

I. K a p i t e l , 

Ktaatsverrnögon. 

Art, 2. — Die Einkünfte vom Staatsvermögen be-
stehen in dem Ertrag der Liegenschaften und den Zin-
sen der dein Staate gehörenden Kreanzen, Titel und 
Obligationen. 

II. K a p i t e l . 

Art. 3. — Die Zoheitsrechte beschlagen: 

a) Den Salzverkauf; 

b) Die Konzessionierung und Ausbeutung der Berg-
werke; 

c) Die Jagd; 

d) Den Fischfang; 

e) Die Konzessionen der Sandufer des Leman-
See 's ; 

f) Die Konzessionen und die Ausbeutung der Was-
serkräfte der Rhone. 
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Art. 4 — Der Salzverkauf gehört ausschließlich 
dem Staate, Der Verkaufspreis des Meer- und Stein-
fahes ist auf 20 Rappen das Kilogramm festgefetzt. 

Der Staatslat kann, vorbehaltlich des Kontroll-
rechtes des Großen Rates, besondere Preise festfetzen: 

a) Für den Verkauf von Tafelfalz in Büchsen; 

d) Für den Verkauf von denaturiertem Salz zu 
gewerblichen und landwirtschaftlichen Zwecken. 

Art. 5. — Die Bedingungen der Konzessionierung 
sowie der Ausbeutung der Bergwerke und die daheri-
gen Gebühren sind durch das Gesetz über Berg--
werke und Steinbrüche bestimmt. 

Art. 6. — Die Ausübung der Jagd, sowie die zur 
Förderung des Wilostaudes auferlegten Zufchlagstaxen 
find durch das fach bezügliche Spezialgefetz 
geregelt, 

Die Iagdpateut-Gebühr ist auf 15 Frauken festge-
setzt. Der Jäger hat überdies für jeden Hund die im 
Art. 38 dieses Gesetzes vorgesehene Steuer zu ent-
richten. 

Art. 7. — Alles, was auf die Ausübung des 
Fischfanges Bezug hat, ist durch die einschlägigen 
Gesetze und in te rna t iona len sowie in ter -
kantonalen Ver t räge bestimmt. 

Art. 8. Die Patente für den Fischfang in den 
nicht verpachteten Wasserläufen kosten: 
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1. Mit Körben oder Flechtnetzen in der Rhone 
(nebst dem Pachtzins) 50 bis 500 Franken; und in 
den andern Wasserlaufen 10 bis 50 Franken. 

2. Fischfang mit dem Netze: 

a) Im Leman-See, mit dem großen Netze 40 bis 
80 Franken; mit den sog. kleinen Reusen 20 
bis 40 Franken; 

b ) , I n der Rhone und den andern großen Wasser-
laufen mit den kleinen Reusen 5 bis 20 Fr. 

Für die Gehülfen ist die Patentgebühr festgesetzt auf: 

a) 2 bis 5 Franken im Leman-See 

b) 2 Franken in der Rhone und den andern gro-
ßen Wasserlaufen. 

3. Fischfang mit der Langleine: 10 bis 20 Franken. 

4. Fischfang mit der nur mit einer Angel versehenen 
Rute und nur in den Wasserläufen: 2 bis 20 Fr. 

5. Krebsfang: 2 bis 20 Fr. 

Ein vom Staatsrate zu erlassendes Reglement be-
stimmt die Bedingungen, unter welchen der Fischfang 
in den verschiedenen Wasserlaufen ausgeübt werden 
kernn. 

Art. 9. — Die Bedingungen, unter welchen die 
Wasserkräfte der Rhone konzessioniert werden, sind 
durch das Gesetz b e t r e f f e n d die K o n z e s f i o n -
n i e r u n g von W a s s e r k r ä f t e n festgesetzt. 
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Die Bedingungen, unter welchen die Konzessionen 
und die Ermächtigung zur Ausbeutung der Sandufer 
des Leman-See's erteilt werden, sind vom Staats-
rate zu bestimmen. 

III. K a p i t e l . 

Jiskalvechts xxnö verschisöens 

Ginkonltnsn. 

Art. 10. — Die Fiskalrechte und die verschiedenen 
Einkommen umfassen unter andern die dem Staate 
verfallenen Erbschaften; die Gebühren für Gasthaus-
und Schildrechtbewilligungen; die Einbürgerungsge-
bühren; die Gerichtsgebühren; die durch den Tarif 
der Verwaltungsakte vorgesehenen Gebühren; die der 
Staatskasse zuerkannten Gebühren für Urkunden, die 
aus den Kanzleien des Großen Rates und des Staats-
rats, des Verwaltungsgerichtes und des Justiz- und 
Polizeidepartements herrühren; die Bußen und Ve-
fchlagnahmen; die Rückzahlungen von Vorschüssen des 
Staates und die verschiedenen Einnahmen. 

Art. I t . — Für die Bewilligung zur Eröffnung 
«ines Gasthofes, Wirts- oder Kosthauses, mit Inbegriff 
der Schildrechte, sind 5 bis 300 Franken zu entrichten. 
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IV. K a p i t e l . 

MunöeV-GntschäöigrtNgen, - K«bvsn-
tionsn tmö - H?srtsic«ngsn. 

Art. 12. — Diese Einnahme wird gebildet durch 
die Entschädigungen, Subventionen und Verteilungen 
welche der Bund dein Kanton kraft Verfassung und 
Vundesgesetzen ausrichtet. 

V. K a p i t e l . 

fpteire'vn. 

Art. 13. — Die bestehenden Steuern sind: 
a) Die Vermögenssteuer; 
l>) Die Einkommensteuer; 
c) Die Gewerbesteuer; 
d) Die Stempelgebühr; 
e) Die Militärpflicht-Ersatzstener; 
f) Die Hundesteuer; 

Art. 14. — Der Steuer auf das Vermöge» find 
unterworfen: 

a) Die im Kanton gelegenen Liegenschaften; 
>>) Die in- oder außerhalb des Kantons angelegten 

Schuldforderungen, Aktien, Obligationen, An-
teils- und Beitragsfcheine von Gesellschaften, 
sowie andere bestimmbaren Werte. 
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• Art. 15. — Der Einkommensteuer sind unterworfen: 

a) Die Nenten, Pensionen, Gehälter, Honorare und 
Besoldungen; 

b) Der Ertrag der außerhalb des Kantons besind-
lichen Liegenschaften. 

' Art 16. — Der Große Rath bestimmt, innert den 
Schranken der Verfassung, den Steuerfuß für Vermo-
gen und Einkommen. Eintretenden Falls unterliegt 
der Steuerfuß der Annahme durch das Volk. 

Art. 17. — I n keinem Falle kann die Einkommen-
•steiler vom Ertrage einer Liegenschaft oder eines Ka-
pitals erhoben werden, welche schon der Besteuerung 
im Kanton unterworfen sind. 

Art, 18. — Die Gebäulichkeiten uud Grundstücke 
werden nach den im Gesetze betreffend Err ich-
tung und Nev i f ion der S t e u e r r e g i s t e r auf-
gestellten Grundsätzen und in den dafür vorgefehenen 
Formen geschätzt. 

Art, 19. — Die Gebäulichkeiten werden sowohl für 
die Kantons- als die Gemeindesteuer für zwei 
D r i t t e l ihres Wertes besteuert. 

Art. 20, — Die Schuldforderungen, Obligationen, 
Aktien, Beitragsscheine uon Gesellschaften und andere 
Mobiliarwerte werden nach den im Gesetze über 
die Kon t ro l le der Mobi l iarsteuer vorgese-
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henen Regeln und Formen in das Steuerregister ein-
getragen, 

I n der Regel werden diese Titel nach ihrem Nenn-
wert eingeschrieben. 

Kursfayige Staatspapiere, Aktien und Werttitel 
werden jedoch für ihren Kaufwert eingetragen. 

Diese Kapitalien werden vom Staate für den ge-
samten also ermittelten Wert und von der Gemeinde 
für 2/8 desselben besteuert. 

Art. 21. — Die auf dem Hypothekaramt eingetra-
gene Schuldforderung bleibt, wenn sie auch bezahlt 
ist, dennoch bis zu ihrer Streichung, welche der Glau-
biger auf Kosten des Schuldners verlangen kaun, der 
Steuer unterwarfen. 

Art, 22. — Der Abzug der Hypothekar- und Chi-
rographar-Schulden wird in den vom Gesetze über 
den Abzug der Schulden vorgesehenen Fällen 
und Formen nur für die Kantonssteuer gewährt, 

Art. 23. — Die Einkünfte des Steuerpflichtigen, 
mögen dieselben von außerhalb des Kantons befind-
lichen Liegenschaften oder von Renten, Pensionen, Ge-
Haltern, Honoraren oder Besoldungen herstammen, 
werden in Gemaßheit der Bestimmungen des G e s e -
tzes übe r die K o n t r o l l e der M o b i l i a r s t e u e r , 
gleich den Schuldforderungen, in das Mobiliarsteuer-
register eingetragen. 
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.< Art. 24. — Die Renten und die Einkünfte von 
außerhalb des Kantons befindlichen Liegenschaften 
werden mit zehn , die Pensionen, Gehälter, Honorare 
und Besoldungen bis auf Fr. 2000 mit s ieben und 
für den darüber hinausgehenden Betrag mit zehn 
vermehrt. 

Die Kantonssteuer wird auf dem dermaßen erstell-
ten Kapital erhoben. 

Gehälter, Honorare nnd Befoldungen unter Fr. 200 
sind von der Steuer enthoben. 

Art. 25. — Jede Ausübung einer Industrie, eines 
Handels, Berufes, felbst auf dem Gebiete der Wissen-
schaft und Kunst, eines Gewerbes, Handwerkes u. s. w. 
sowie des Lohndienstes, insofern derselbe nicht die 
Einkommensteuer bezahlt, ist der Gewerbesteuer unter-
morsen. 

Diese Steuer wird im Allgemeineil in Form eines 
Patentes festgesetzt und in Gemäßheit der nachfolgen-
den Skala und Klasseneinteilung erhoben. 

Die Anwendung dieser Klassen-Skala erfolgt von 
Fall zu Fall, mit Berücksichtigung der Höhe des I n -
dustrie- und Gründungskapitales, der Geschäftsausdeh-
nung und des mutmaßlichen normalen Reingewinnes. 

Die auferlegte Taxe kann 4 % dieses Reingewinnes 
nicht übersteigen. 
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Die kleinen Industrien und Handwerke deren Nein-
gewinn mutmaßlich 200 Fr. nicht übersteigt sind der 
Steuer enthoben. 

Tabelle 
der Oerufsarten und verschiedenen 

Handels- und Gewerbeiweige 

A. Berufe. 

Advokaten 
Notare 
Aerzte-Chirurgen 
Zahnärzte 
Apotheker 
Maler 
Architekten 
Ingenieure 
Mechaniker 
Geometer 
Feldmesser 
Viehärzte 
Schiffbauer 
Kommissionsagenten 
Bildhauer 
Unternehmer 
Kupferstecher 

I 
20 
10 
20 
20 
20 
20 
20 
20 
20 
20 

5 
20 
10 
10 
10 
20 
10 

II 
40 
20 
40 
40 
50 
50 
40 
50 
40 
40 
10 
40 
30 
20 
20 
50 
20 

Al, 
III 
60 
40 
60 
60 

100 
100 

60 
100 

60 
60 
20 
60 
50 
50 
30 

100 
30 

äffen 
IV 
100 
100 
100 
100 
200 
200 
100 
200 
100 
100 
40 

100 
100 
100 

50 
500 

— 

V 
200 

— 
200 
200 
300 

— 
200 

— 
200 

— 
— 

200 
— 

200 
100 

1000 
— 

VI 
— 
— 
— 

— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 

300 
200 

5000 
— 
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B. Handel. 

Acassen 
I II III IV V 

Holzhändl im Großen 100 200 300 500 1000 
„ im Kleinen 10 20 30 40 — 

Händler mit Groß- u. 
Kleinvieh, Pferden 
und Maultieren 10 20 50 100 200 

Häute- und Leder-
Händler 5 10 20 50 100 

Groß- und Halbgroß^ 
Händler mit Le-
bensmitteln und , 
Kolonialwaren 50 100 200 400 600 

Großhändler mit 
Wein einheimischen 
Ursprungs 20 30 50 100 200 

Großhändler mit 
Wein fremden Ur-
sprungs 200 400 600 1000 — 

Großhändler mit 
Bier einheimischen 
Ursprungs, sowie 
Händler oder De-
positare von Bier 
ftemden Ursprungs 20 30 50 100 200 
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Krassen 
I II III IV V 

Händler mit Wein­
geist und Fabri-
kanten geistiger 
Getränke 100 250 500 1000 2000 

Brennereien und 
Großhändler mit 
geistigen Getränken 100 200 300 400 600 

Großhändler mit al-
len andern Waren 20 30 50 100 — 

Handelsm.-Schneider 15 20 30 50 100 
Eishändler 20 50 100 200 — 
Kleinhändler mit 

Tuch, Baumwoll-
stoffen, Mousseline 
und Weißzeug 5 10 20 30 60 

Händler mit Spezereien 5 10 20 50 100 
Händler mit Quin-

caillerie und Klein-
waren 5 10 20 30 50 

Händler mit Hüten 5 10 20 30 50 
Händler mit Pelzwaren 5 10 15 20 30 
Händler mit Schuhwerk 10 20 30 60 100 
Händler mit verfer-

tigten Kleidern 5 10 20 50 100 
Händler mit Galan-

terie- und Mode-
waren 10 20 30 50 100 
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Händler mit Regen­
schirme!,, Sonnen-
schirmen u. Stöcken 

Händler mit Lebens-
Mitteln und Kolo-
nialwaren 

Händler 'mit Wild-
pret, Geflügel und 
Fischen 

Händler mit Eisen, 
Stahl und anderm 
Metall 

Händler mit Porzel-
lan, Faience, Glas-
waren und Ge-
schirr 

Händler mit Juwelen 
und Uhrarbeit 

Händler mit Papier, 
Kupferstichen, Bil­
dern und Schreib­
materialien 

Händler mit künstli-
chen Blumen 

Händler mit Holz-
schuhen 

Trödler 

I 

10 

5 

5 

10 

5 

20 

5 

5 

5 
5 

II 

15 

10 

10 

20 

10 

30 

10 

10 

10 
10 

M, 
III 

20 

20 

20 

30 

15 

50 

20 

20 

20 
20 

äffen 
IV 

30 

50 

30 

50 

20 

100 

30 

30 

.— 
— 

VI 

100 200 

50 — 

100 — 

30 60 

200 — 

50 — 
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Händler mit Schie­
ferplatten, Ziegel, 
Gyps, Kalk und 
Backsteinen 

Händler mit Marnior 
Händler mit Pulver 
Händler mit Kohlen 
Händler mit Hader-

lumpen 
Händler mit Same-

reien 
Händler mit Futter, 

Stroh ii. s, w. 
Gemüsehändler und 

Wiederverkäufe: 
Weinschenken 
Bierschenken 
Liqueurs-Schenken 
Tabakverkauf 

C 

I 

20 
10 
10 
10 

5 

5 

10 

2 
10 
10 
30 
10 

II 

30 
20 
20 
20 

10 

10 

15 

5 
20 
20 
50 
15 

Massen 
III 

50 
30 
30 
30 

20 

20 

20 

10 
30 
30 

100 
30 

. Gewerbe. 

IV 

100 
50 
50 
50 

30 

30 

30 

— 
60 
60 

150 
50 

V 

200 
— 
— 
— 

— 

— 

— 

— 
100 
100 
200 

80 

VI 

— 
— 
— 
— 

— 

— 

— 
200 
200 
300 
100 

Tabakmanufakturen 300 500 I M 1500 2000 — 
Tabakfabrikanten 50 100 200 300 500 — 
Zündhölzchenfabriken 10 20 30 50 100 200 
Bierbrauereien 100 200 300 500 1000 2000 
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Fabriken von mous­
sierenden Wassern 
und Weinen 

tzutfabriken 
Schuhwerkfabriken 

Fabriken von Stof-
fen, Spinnereien, 
Webereien u. s. ro. 

Papierfabriken 
Fabriken von Glas-

I 

20 

10 
20 

20 

10 

Klassen 
II III 

50 100 

50 100 
50 100 

50 100 

20 30 

waren (Glashütten) 300 500 1000 

Fabriken von Töpfer­
waren 

Fabriken von Ziegeln 
(Ziegelhütten) 

Fabriken von Schellen 
Fabriken von Wachs-

und Talg-Kerzen 

Fabriken von Lebens-
mittel-Konserven 

Fabriken von Dyna-
mit und andern 
Sprengstoffen 

Fabriken von Pendel-
und Taschenuhren 

Fabriken v. Teigwaren 

10 

10 

5 

10 

100 

20 30 

20 40 

10 20 

20 30 

200 300 

IV 

200 

200 
200 

200 

60 

1500 

50 

60 

30 

60 

500 

V 

300 

500 
300 

500 

100 

2000 

100 

100 

50 

100 

1000. 

200 400 1000 1500 3000 

50 
30 

100 200 
50 100 

300 
300 

500 
500 

VI 

500 

1000 
— 

1000 

200 

— 

— 

200 

100 

— 

2000 

— 

— 
— 
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Fabriken von einge­
legten Tischlerar-
beiten,Holzbuchstll-
ben, Möbeln2c, 

Seifenfabriken 
Zuckerfabriken 
Verschiedene Agentu-

ren, Mäckler 
Versicherungsagen-

turen 
Gasthüfe 

&t 
I II III 

20, 50 100 
20 50 100 

äffen 
IV 

200 
200 

• V 

500 
300 

300 500 1000 1500 3000 

20 50 150 

40 20 50 
400 300 450 

Wirtshäuser, möblierte 
Mietzimmer, Kost­
häuser 

Bäder 

Banken, Wechselban-
ken 

Speditionsbureaux 
Getreide- und andere 

Dreschereien 
Billards 
Restaurationshaufer 
Kaffeehäuser 
Auswanderungsge-

sellschaften 

Versicherungsgesell-
schaften 

20 50 80 
5 50 400 

300 

400 
600 

400 
200 

500 

200 
1000 

150 
300 

300 500 1000 3000 10000 
20 400 200 

5 40 20 
40 20 30 
20 30 50 
20 30 50 

300 600 1000 

50 400 200 

500 

30 
50 

400 
400 

— 

500 

1000 

50 
>— 

200 
— 

— 

1000 

VI 

4000 
500 

— 

4000 

500 
2500 

200 
400 

— 
2000 

— 
— 

500 
— 

—' 

— 
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Cllsino, Cirkel 
Kutscher, Fuhrleute 

u. Pferdeuermieter 
für jedes Zug-
oder Saumtier 

Fremdenführer 
Buchfenschmiede 
Fleischer und Hausie­

rer mit Fleisch 
Bäcker 
Barbierer, Coiffeurs 
Wäscherinnen 
Näherinnen 
Wurstkramer 
Kessler 
Nagler 
Konditoren 
Haderlumpensammler 
Messerschmiede 
Seiler 
Steinplatten-, Schie-

fer-, Gnps-, Mar-
mor-, Granitbrüche 
u. f. w. 

Eisenbahnen, Stra­
ßenbahnen und 
Transport zu Land 

I II III IV V VI 
100 300 500 1000 2000 5000 

2 bis 10 
10 20 40 60 — — 
5 10 30 5.0 80 — 

5 
5 
2 
2 
2 
10 
10 
2 
5 
2 
5 
2 

20 
10 
5 
5 
5 
20 
20 
5 
10 
3 
10 
5 

40 
20 
10 
10 
10 
30 
40 
10 
20 
4 
15 
10 

80 
40 
15 
20 
20 
50 
100 
15 
50 
5 
— 
— 

100 
100 
30 
30 
— 
100 
— 
— 
— 
10 
— 
— 

200 
200 
— 
•— 
— • 

•— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 

20 50 100 200 500 1000 

500 1000 2000 3000 5000 
[10000 
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Drogisten 

Kleiderputzer (De-
graisseurs) 

I 
10 

5 

Direktoren von Schall 
spielen und andern 
öffentlichen Velust 
gütigen 

Orgelbauer 
Spengler 
Glockengießer 
haminerschmiede 
Rauchfangverbesser 
Gyps- und Kreide-

arbeiter 

Uhrmacher 

Oelmuller 

Buchdrucker 

Gärtner 

Lithographen 

Zimmermeister > 
Wagnermeister 
Schustermeister i 
Maurermeister ; 
Hufschmiede 1 
Schreiner- und Kunst­

tischlermeister ' 

i-
20 
10 
5 
5 
5 
3 

5 

5 

2 

30 

2 

10 

>10 

11 
20 

10 

50 
20 
10 
10 
10 

5 

10 

10 

5 

60 

5 

20 

20 

Klassen 
III 
50 

20 

100 
50 
20 
20 
15 
10 

20 

15 

10 

100 

10 

50 

50 

IV 
100 

30 

200 
100 
40 
50 
20 
15 

50 

20 

15 

200 

20 

100 

100 

V 
— 

— 
200 

80 
100 

30 
— 

100 

40 

— 

300 

30 

150 

150 
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Sattler- und Tape­
zierermeister 

Schneidermeister 
Böttchermeister (Kü-

fer) 

Buchbinder 
Drechslermeister 
Webermeister 
Glasermeister 

Meister von Stein-
Hauer-, Marmor-, 
Granitarbeiten u. 
s, w, 

Müller 
Modistinnen 
Goldschmiede 
Handwerksarbeiter 
Posamentier 
Pastetenbäcker 
Straßenpstasterer 
Photographen 
Parketerien 
Ofenbauer 
Zinngießer 

Alassen 
1 II III IV V VI 

10 20 50 100 150 200 

5 10 20 50 — — 

10 
2 
10 
10 
2 
5 
5 
5 
5 
30 
o 
2 

20 
5 
20 
20 
5 
10 
10 
10 
10 
50 
5 
5 

50 
20 
30 
50 
10 
20 
20 
20 
20 
100 
10 
10 

100 
50 
50 
100 
,— 
30 
50 
30 
50 
200 
20 
20 

150 
100 
— 
— 
•— 
50 
— 
50 
100 
500 
30 
50 

200 
150 
— 
— 
— 
100 
— 
— 
— 
— 
50 
,— 

Gewinnung v. Was­
ser-, elektrischen u, 
Dampfkräften, Ge-

10 
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Massen 
I 11 III IV V VI 

sellschaftenfürGas 
und elektrische Be-
leuchtung 

Schornsteinfeger 
Scherenschleifer 
Holzschuhmacher 
Sägemühlen 
Brettsäger 
Hechler 
Gesellschaften für 

20 
2 
2 
5 
2 

5 
2 

50 
5 
5 

10 
5 

10 
5 

100 
10 
10 
20 
25 
20 
10 

500 
20 
20 
50 
50 
50 
— 

1000 
— 
-

100 
100 
100 

— 

5000 
— 
— 
— 

500 
150 

— 

Schifffahrt Und 
Transport auf 
dem See-Wege 100 200 300 500 — — 

Schiffer 5 10 20 30 — — 
Zeugschmiede 5 10 15 20 — — 
Gerber 5 20 40 60 100 200 
Färber 2 5 10 20 50 100 

Art. 26. — Die in der vorstehenden Aufzählung 
nicht angeführten Künste, Berufsarten, Handelsgeschäfte, 
Gewerbe, Handwerke und Stände sind einer der vor 
hergehenden Skala analogen Taxe unterworfen. 

Art. 27. — Ohne unter die Minimalansätze des 
Tarifs der Gewerbesteuer, in welchen auch das Pa-
tent Inbegriffen ist, hinabgehen zu dürfen, kann jedoch 
der Staatsrat, je nach Umständen, von den gesetzlich 
festgestellten Gebühren abweichende Zwischen- oder hö-
here Taxen zur Anwendung bringen. 
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Art. 28. — Personen, welche die obbezeichneten Be-
rufsarten oder Handels- und Gewerbezweige betreiben, 
sind grundsätzlich gehalten, für jede respek. jeden der-
selben ein Patent zu lösen. 

Der Staatsrat kann jedoch Kleinhändlern, welche im 
gleichen Verkaufsladen verschiedene in der vorstehenden 
Tabelle aufgezählte Artikel feilhalten, ein einziges Pa-
tent verabfolgen, dessen Höhe auf Grund der Vorschrift 
ten des Art. 25 dieses Gesetzes festgefetzt wird. 

Verkäufer von geistigen Getränken und von Tabak 
find von diefer Begünstigung ausgeschlossen. 

Art, 29. — Sämtliche von einem Steuerpflichtigen 
zu entrichtenden Taxen sind in das gleiche Patent ein-
zutragen. 

''- Art. 30. — Die Gewerbetaxe wird auf den Vor? 
antrag eines von ihm ernannten, aus fünf Mitgliedern 
bestehenden kantonalen Ausschusses durch den Staats-
rat festgesetzt. 

Der kantonale Ausschuß seinerseits hat seinen An-
trägen die Gutachten des Munizipalrates und des Fi-
nanzdepartementes zu Grunde zu legen. 

Art. 3t. — Niemand darf, ohne vorherige Eintra-
gung in das Steuerregister der Gemeinde, eine Kunst, 
einen Beruf, ein Gewerbe, einen Handel oder ein Hand-
werk betreiben. 

Art. 32. — Für die im Kanton Wohnsäßigen ge-
nügt eine einmalige Eintragung in das Gewerbe^ 
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Steuerregister. Dieselbe gilt als erneuert, sofern sich die 
Betreffenden nicht spätestens im Laufe des Christmo-
nats aus den Registern haben streichen lassen. 

Art. 33, — Jeder im Kanton Wohnsäßige darf die 
Erzeugnisse seiner eigenen oder gepachteten Felder ohne 
Verpflichtung zur Gewerbetaxe verkaufen. 

Der öffentliche Verkauf von Wein und andern gei-
stigen Getränken ist jedoch den Vorschriften des G e -
fetzes über die H o t e l s , W i r t s h ä u s e r u n d 
Schenken unterworfen. 

Art. 34. — Personen, gleichviel ob mit oder ohne 
Wohnsitz im Kanton, welche Waren feilbieten oder zeit-
weise einen Handel oder ein Gewerbe treiben wollen, 
sind den Bestimmungen des Gese tzes ü b e r d a s 
H a u s i e r w e f e u unterworfen. 

Die Hausierbewilligungen werden gegen Bezahlung 
der Taxe vom Finanzdepartemente ausgestellt. 

Art. 35. — Die Stempelsteuer wird durch ein Spe-
zialgesetz geregelt. 

Art, 36. — Jede Schuldforderung muß in Gemäß-
heit des Stempelgesetzes vom Einregistrierungsbeamten 
visiert werden. 

Die Aktien, Obligationen, Anteils- und Beitrags-
scheine von Gesellschaften u. s. w. welche an Stelle 
von ursprünglichen, der verhältnißmäßigen Stempel-
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gebühr unterzogenen Titeln, ausgegeben werden, sind 
von der Einregistrierung enthoben. Dieselben müssen je-
doch mit dem feststehenden Stempel versehen sein, 

Art, 37. — Die MilitärpflichtErsatzsteuern werden 
in Gemäßheit der Vorschriften des sachbezüglichen 
Bundesgesetzes und auf den Vorschlag des Munizipal-
rates vom Militärdepartemente festgesetzt. 

Art. 38. — Auf die Hunde, mit Ausnahme jener 
der Hospize vom St-Bernhard und Simplon, wird eine 
jährliche Taxe von 8 Fr. durch Kopf erhoben. 

Jeder Eigentümer eines Hundes ist verpflichtet, den-
felben innert vierzehn Tagen, nachdem er in dessen 
Besitz gelangt ist einschreiben zu lassen. 

Für Hunde unter 3 Monaten findet diese Bestim­
mung keine Anwendung 

VI. K a p i t e l . 

Kteuerbszug. 

Art. 39. — Der Staatsrat sorgt für den Bezug 
der Steuer durch seine Angestellten. 

Diese sind gehalten, dem Finanzdepartemente allfäl-
lige I r r tümer oder Auslassungen welche sie an den 
Steuerregister wahrnehmen, anzugeben. 
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Art. 40. — Wenn im Falle einer Betreibung der 
Schuldner gegen den Zahlungsbefehl Rechtsvorschlag 
erhebt, hat der Richter in der Regel Rechtsöffnung aus-
zusprechen, es sei denn, der Betriebene beweise durch 
staatsrätlichen Entscheid, daß die Steuer nicht geschul-
det, oder durch eine Quittung des Einnehmers, daß 
dieselbe bezahlt ist. 

Art. 41 . •— Jede Liegenschaft haftet hypothekarisch 
für die Bezahlung der Grundsteuer der zwei letzten 
Jahre. Diese Hypothek hat den Vorrang vor jeder 
andern. 

Wenn der Eigentümer unbekannt ist, so kann die 
Steuerbetreibung mittelst des Ediktalverfahrens erfolgen. 
Die Bezeichnung der Lage, Grenzen und Herkunft der 
Liegenschaft ist im Zahlungsbefehle anzugeben. 

Art. 42. — Die Erben, welche die Handänderungen 
in den Steuerregistern nicht gemacht haben, haften so-
lidarisch für die Bezahlung der von der Erbschaftsmasse 
geschuldeten Abgaben. 

Art. 43. — Die kraft des gegenwärtigen Gesetzes 
zu erhebenden Steuern sind nach Ablauf von zwei 
Jahren verjährt. 

Diese Frist läuft vom 31. Dezember desjenigen 
Jahres an, in, welchem die Steuer zum Bezüge über« 
geben worden ist. 
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VII. K a p i t e l . 

Slrafbsftitnrnungsn. 

Art. 44. — Jeder Steuerpflichtige, der sein Ver-
mögen ganz oder zum Teil der Besteuerung absichtlich 
entzieht, wird mit einer Buße in Höhe des zehnfachen 
Betrages der unterschlagenen Steuer belegt. 

Diese Buße wird, vorbehaltlich des Rekurses an den 
Staatsrat, sowohl zu Gunsten der Gemeinde als des 

> Staates, vom Finanzdepartemeute ausgesprochen. Dieser 
Rekurs muß innert 15 Tagen, von der durch einge-
schriebenen Brief erfolgten Anzeige des Entscheides an, 
erhoben werden. 

Art, 45. Denjenigen, welche den Bestimmungen 
über die Einfuhr und den Verkauf des Salzes, zuwi-
derhandeln, wird das Salz, das sie betrüglich zu ver-
kaufen oder einzuschmuggeln suchten, weggenommen 
Ueberdies haben die Betreffenden eine Buße im Be-, 
trage des zehufache» Wertes der entzogenen Gebühr 
zu bezahlen. 

Art 46. — I n Abgang anderer Garantien, können 
die Polizei-Ageuten die Waren, Wagen, Pferde, Schiffe 
und andere Transportmittel auf administrativem Wege 
in Beschlag nehmen und bis zur Bezahlung der Buße 
in Verwahr behalten. 



— Uv — 

Wenn innert den 15 Tagen nach Zustellung des 
Doppels des Uebertretnngsverbals keine Einsprache er-
folgt, wird die Beschlagnahme endgültig. 

Die Einsprache erfolgt in Form einer an den Un-
tersuchungsrichter des Bezirkes gerichteten Beschwerde, 

Diese Bestimmungen sind ebenfalls anwendbar auf 
die, kraft einer beliebigen Vorschrift des Finanzgesetzes, 
gegen im Kanton nicht wohilsäßige Personen aufgenom-
menen Verbale, 

Art, 47. — Als Mitschuldige werden betrachtet und, 
in Abgang der Uebertreter, wie diese selbst bestraft: 
die Fuhrleute, die Schiffsleute und die Warenträger. 

Die Hehler werden ebenfalls als Mitschuldige be-
trachtet, 

Art, 48. — Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 
31 , 33 und 38 des gegenwärtigen Gesetzes ziehen eine 
dem doppelten Betrage der Taxe gleichkommende Buße 
nach sich. 

Die Meister und Arbeitgeber sind für die bei ihnen 
eingestellten Arbeiter verantwortlich. 

Art. 49. — Die durch gegenwärtiges Gesetz ver-
hängten Buhen werden nach Vorschrift der Artikel 39 
und 40 bezogen. 

Art. 50. — Die Bußen werden, unter Vorbehalt 
der Berufung an den Staatsrat, durch das Finanz 
departement ausgesprochen. 
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Rekurse gegen Bußen sind innert 15 Tagen nach 
der mittelst eingeschriebenen Briefes erfolgten Anzeige 
des Verbals an das Finanzdepartement zu richten. 

Art. 51. — Jedes Verbal, das dem Betretenen 
nicht innerhalb 30 Tagen nach Feststellung der Ueber-
tretung angezeigt wird, ist verfallen. 

I n Abgang eines Rekurses verjährt der Bezug der 
Bußen durch Ablauf von zwei Jahren nach der An-
zeige des Verbals oder, eintretenden Falles, nach der 
Anzeige des Entscheides des Finanzdepartementes. 

Art. 52, — I n allen Fällen, wo der dem Angeber 
zukommende Anteil an der Buße nicht durch das Gesetz 
oder durch Spezial-Reglements bestimmt ist, beträgt 
derselbe den Drittel, 

Wenn der Betretene die verhängte Buße nicht be-
zahlt, wird der dem Angeber zukommende Drittel, ein-
tretenden Falls, vom Verkaufspreise der beschlagnahmten 
Gegenstände vorwegentnommen. I n allen andern Fällen, 
fließt der Erlös diefer Verwertung gänzlich in die 
Staatskasse, 

Art. 53. — Steuerbescheiden sind an den Staats-
rat zu richten, der endgültig entscheidet und zwar auf 
Antrag des Finanzdeparteinentes in Sachen der Kan-
tonssteuer und des Departeinentes des Innern in Be-
treff der Gemeindesteuern. 
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Art, 54. — Vei einem Rekurse an den Staatsrat 
hat der Steuerpflichtige vorläufig den von ihm gefor-
derten Steuerbetrag unter Vorbehalt der eventuellen 
Rückzahlung zu entrichten. 

VIII. Kap i t e l . 

Mestin^rn«ngerr betveffenö sowohl öis 
Aantons- xvie öis Oe»rsinösftsusrn. 

Art, 55. — Der Vermögens- und Einkommen-
fteuer sind enthoben: 

a) Die Personen, die der Oeffentlichkeit oder den 
Wohltätigkeitsanstalten gewöhnlich zur Last fallen; 

b) Die dem Staate angehörenden Mobiliar-Werte 
und ertraglosen Gebäude; 

c) Die ihrer Bestimmung gemäß ertraglosen Liegen' 
schaften der Gemeinden; 

d) Das Vermögen der Kirchen-Fabriken, die zum 
Kultus bestimmten Gebäude und Pfründhäuser; 

6) Die ertraglosen Gebäude und die Kapitalien der 
Waisenhäuser; 

s) Die ertraglosen Gebäude und die Kapitalien der 
Spitäler und anderer Wühltätigkeit - Anstalten und 
-Kassen, insofern dieselben von einer öffentlichen Be-
Horde des Kantons verwaltet werden; 
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g) Die zum öffentlichen Unterrichte bestimmten Ka-
pitalien und Gebäude; 

h) Diejenigen, die auf Grund eines Spezialgesetzes 
davon enthoben sind, 

Art. 56. — Die Gemeindesteuer auf Liegenschaften 
wird in Gemäßheit der Bestimmungen des Gesetzes 
über die Verteilung der Munizipallasten entrichtet. 

Art. 57. — Erfolgt die Erklärung betreffend Aende-
rung des Wohnsitzes nicht vor dem 1. März, so ist die 
Grundsteuer in. beiden Kategorien derjenigen Gemeinde 
zu entrichten, wo sich die Liegenschaft befindet. 

Wenn die Aenderung des Wohnsitzes vor dem 1. 
März stattfindet und keine Anzeige an die Gemeinde 
gemacht wurde, so kann der Steuerpflichtige als Strafe 
zur Bezahlung der Steuer der zweiten Kategorie sowohl 
in seiner bisherigen, als in seiner neuen Wohnsitz-
Gemeinde verhalten werden. 

I n dieser letztern bezahlt er die Steuer im Ver-
Hältnisse zur Dauer seines Wohnsitzes. 

Art. 58. — Die Anzeige der Wohnsitzänderung 
äußert ihre Wirkung ein für alle Mal . 

Art. 59. — Für die Gemeindesteuer werden die 
Renten und die Einkünfte von außerhalb des Kantons 
befindlichen Liegenschaften mit 5, die Pensionen, ®e= 
hälter und Honorare mit 4 vermehrt und für dieses 
Kapital besteuert. 
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Art. 60. — Die Mobiliar- unb Einkommensteuern 
sind, ohne Rücksicht auf den bürgerlichen oder politi-
schen Wohnsitz, in derjenigen Gemeinde zu entrichten, 
wo der Steuerpflichtige wohnt oder sich aufhält. 

Art. 61. — Der Steuerpflichtige, der im Laufe des 
gleichen Jahres nacheinander an verschiedenen Orten 
wohnt, entrichtet die Mobiliarsteuer in jeder der Ort-
schaften, wo er sich aufgehalten hat, im Verhältniß 
zur Dauer seines Aufenthaltes, sofern der Letztere 
wenigstens ein dreimonatlicher ist. 

Das Gleiche gilt auch für die Haushaltungstaxen. 

Art. 62. — Die Steuer auf die Honorare und 
Gehälter der Beamten und die Besoldung der Ange-. 
stellten ist in der Gemeinde zu entrichten, wo der 
Steuerpflichtige den Sitz seiner beruflichen Thätigkeit 
hat. 

Wenn jedoch der Steuerpflichtige seinen wirklichen 
Wohnsitz in einer andern Gemeinde des Kantons hat/ 
so bezahlt er die Steuer der ersten Kategorie in der 
Gemeinde, wo er arbeitet, und diejenige der zweiten 
Kategorie in seiner Wohnortsgemeinde. 

Art. 63. — Die Kapitalien und Einkünfte der un-
ter Vormundschaft oder Curatel stehenden Personen 
sind ausnahmsweise für beide Kategorien in der Ge-
meinde des gesetzlichen Wohnsitzes der Letzten« ver-
steuerbar. 
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Art, 6 i . — Die in der Skala unb Klasseneintei­
lung unter der Rubrik „Handwerksarbeiter" volgese-
hene kantonale Taxe ist auf jeden Arbeiter oder Hand-
werker anwendbar, dessen Stellung den Charakter der 
Beständigkeit hat, trotzdem die Löhnung nach Monat 
oder Tag festgesetzt ist. Der Erwerb des Arbeiters 
oder Handwerkers jedoch, welcher mit seinem Meister 
einen Vertrag abgeschlossen hat, wird als Gehalt be-
trachtet und als solches besteuert. 

Art. 65, — Für die Gemeindesteuern wird die Löh-
nung der im Alinea 1 des vorstehenden Artikels er-
wähitten Personen mit 3 vermehrt 

Art, 66. — Der Arbeitgeber ist für die Steuern, 
welche von den in seinem Geschäfte verwendeten 3te 
beitern zu entrichten sind, haftbar. Er kann jedoch 
den daherigen Betrag von der Löhnung in Abzug 
bringen, 

Art. 67. — Die Dienstboten und Feldarbeiter ha-
ben ihren Lohn weder der Gemeinde noch dem Staate 
zu versteuern. 

Art. 68 — Die im Kanton • errichteten Gesell­
schaften haben für ihr Grundkapital weder dem Staate 
noch der Gemeinde eine Steuer zu entrichten. 

Dagegen sind die Besitzer von Aktien und Teil-
scheinen von Aktiengesellschaften und Kommandit-
Aktiengesellschaften in Betreff der Mobiliarsteuer den 
gewöhnlichen Gesetzesbestimmungen unterworfen. 
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Art, 69. — Die unbeschränkt haftbaren Mitglieder 
von Kollektiv- und Kommandit-Gesellschaften sind für 
die in der Unternehmung angelegten Fonds der Mo.-
biliarsteuer nicht unterworfen, wenn die Gesellschaft 
als solche die Steuer im Kanton bezahlt. 

Art. 70. — Die Gesellschaften jeglicher Art und 
Organifation haben eintretenden Falls dem Kantone 
und der Gemeinde zu entrichten: 

1. Die Steuer für ihre Liegenschaften; 

2. Die Steuer für Handel und Gewerbe; 

3. Die Mobiliarsteuer für ihr gefammtes Gesell-
schastsvermögen, abzüglich des Grund-Kapitals, für Ne-
ferveanlagen, Amortifations- und andere Fonds; 

4. Die Mobiliarsteuer für ihre grundversicherten 
Echuldforderungen. 

Art. 71. — Die Bank- und Kreditgeschäfte sind 
zur Kantonalsteuer nur für die Hupothekarforderungen 
gehalten, für welche der Schuldenabzug verlangt 
worden ist, wenn diese Forderungen in den Geschäfts-
Operationen, für welche die Industrietaxe bezahlt 
wird, • einbegriffen sind. 

Art 72. — Die in den vorstehenden Artikeln er-
wähnten Gesellschaften und Anstalten sind auf Ver-
langen gehalten, der zuständigen Behörde ihre Jah­
resbilanzen und -Rechnungeu, sowie den Betrag ihres 
Industrie-Kavitals bekannt zu geben. 
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Art, 73. — Die Steuerpflichtigen bezahlen die Ab-
gaben an ihrem Wohnorte, mit Ausnahme derjenigen 
für die außerhalb ihres Bezirkes befindlichen Liegen-
schaften, die den Einnehmern der betreffenden Bezirke 
zu entrichten sind. 

Art. 74. — Die Verfügungen der Art, 40, 41 
42 und 43 gelten auch für den Vezilg der Gemeinde-
steuer. 

Art. 75. — Die Abgabe jedes auf den Registern 
einer Gemeinde eingetragenen Steuerpflichtigen muß 
wenigstens 30 Rappm betragen. 

Die Fraktion von 1 bis 4 Rappen wird auf 3 
und diejenige von 6 bis 9 auf 10 Rappen abge­
rundet. 

Art, 76. — Alle Klauseln einer Schuldverschreibung 
die dem Schuldner die Bezahlung der Steuern über-
bürden, welche dem Gläubiger auferlegt sind oder auf­
erlegt werden könnten, werden als nichtig und wir-
kungslos erklärt. 

Art. 77. — Die im gegenwärtigen Kapitel enthal-
tenen Verfügungen find als Zusatzbestimmungen zum 
Gesetze über die Verteilung der Munizipal-
lasten auf die Gemeindesteuern anwendbar. 

ii 
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Art, 78. — Sind widerrufen: 

1. Das Finanzgesetz vom 28. Mai 1874; 

2 „ Nachtrags-Gesetz vom 2. Juni 1875; 

3. „ „ „ vom 23. November 1883; 

4. „ „ „ vom 24. Mai 1895; 

5. Der Art. 2 des Gesetzes vom 24. November 
1899 betreffend Abänderung des Gesetzes über die 
Fischerei, sowie des Finanz-Gesetzes; 

6. Das Nachtrags-Gesetz vom 25. November 1901. 

7. Die Art. 12 und 18 des Gesetzes vom 29. No-
vember 1886 über die Verteilung der Munizipallasten; 

8. Im Allgemeinen alle mit dem gegenwärtigen 
Gesetze sich nicht vertragenden Bestimmungen. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 10. 
November 1903. 

Der Präsident des Großen Rates: 
H. Roten. 

Die Schriftführer: 
Julius Gentinett». — Cyr. Joris. 
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Der Staatsrath 

öeS A a n t o n s JtßalZis, 

B e s c h l i e ß t : 
Das gegenwärtige Gesetz soll am Sonntag den 27. 

Dezember 1903 in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 22. 
Dezember 1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 
von Tonente. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



Dekret 
vom 19. Hloveknber 1903 

betreffend 

die Folgen der AoschGiU der Selltiongschllien 

2>er Große Rath 

ö e s | a n i c > n s M a l l i V 

I n Anwendung des Art. 18 des Gesetzes vom 26. 
Mai 1902 ; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Wahl des Lehrpersonals der bis-
herigen Sektionsschulen, sowie deren Organisation, 
Leitung und Oberaufsicht liegt, innert den Grenzen der 
Verfügungen des Gesetzes vom 4. Juni \ 873 über 
den öffentlichen Unterricht, in der Zuständigkeit der 
Gemeindeverwaltungen. 

Art, 2. — Ohne Bewilligung des Staatsrates, 
darf keine bestehende Primärschule von der Gemeinde-
behörde aufgehoben werden. 
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Art. 3. — Die Schulfonds bleiben Eigentum der 
Sektionen und werden von Letztern unter Kontrolle 
und Aufsicht des Gemeinderates verwaltet. 

Diese Fonds dürfen ihrer ursprünglichen Bestimmung 
nicht entzogen werden. 

Sämtliche Schullasten mit Ausnahme der Schulden 
der Sektionen werden von den Gemeinden getragen. 
Die Sektionen sind berechtigt, die Zinse der Schul-
fonds auf Abschlag der Steuern ihrer Ansässigen zu 
verwenden. 

Art. 4. — Die Sektionen, welche anständige Schul-
lokale besitzen, übergeben dieselben der Gemeindeuer-
waltung und zwar ohne Entschädigung. 

Die Sektionen, deren Schullokale ungenügend sind, 
haben diefelben innert einer Frist von 5 Jahren zu 
erstellen; die Schulfonds dürfen hiezu verwendet 
werden. 

Die Sektionen übergeben überdies den Gemeinden 
ihr Schulmaterial ohne Entschädigung, sind jedoch von 
allen weitern Leistungen enthoben. 

Art. 5. — Der Slaatsrat entscheidet über alle 
Streitigkeiten betreffend Anwendung des gegenwärtigen 
Dekrets. 

Art. 6. — Das gegenwärtige Dekret tritt sofort 
in Kraft und ist für das Schuljahr 1903/1904 an­
wendbar. 
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So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 19. 
November 1903. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 

Karl v. Rivaz. 

Die Schriftführer: 

Julius Gentinett«. — Chr. Joris. 

2>er Staatsrath 

N e f c h l i e ß t : 

Das gegenwärtige Dekret foll am Sonntag den 27. 
Dezember 1903, in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 22. 
Dezember 1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 

v. Torrente. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Gesetz 
vom 20. Movember 1903 

betreffend 

Beteiligung des Staates m den Kosten der Erstellung und 
des Merhlllte« der Dämm der gljoue und ihrer M W . 

Ter Große Rath 
6es K a n t o n s M a l l i s , 

Eingesehen das allgemeine Interesse, welches für 
den Kanton mit den Unterhalts- und Vollendung«-
arbeiten der Dämme der Rhone und ihrer Zuflüsse, 
verbunden ist; 

Eingesehen das Gesetz vom 23, Mai 1833 betref­
fend die Eindämmung der Rhone und das Bundes-
gesetz vom 28. Juni 4877 über die Wasserpolizei im 
Hochgebirge; 

Eingesehen das Gesetz vom 25. November 1896, 
betreffend die Korrektion der Flüsse und ihrer Seiten-
gewässer; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

V e r o r d n e t : 

Art. 1. — An die Erstellungs-, Wiederherstellungs-
und Vollendungs-Arbeiten der Rhone, Flüsse und 
Seitengewässer, welche vom Großen Rate beschlossen 
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worden sind oder noch beschlossen werden, wird ein 
Kantonsbeitrag von 20 % der wirklichen Kosten aus-
gerichtet. 

Art. 2. — Die Unterhaltskosten der Rhone-
Korrektion, der Flüsse und ihrer Seitengewässer, de-
ren Korrektion vom Großen Rate dekretiert worden, 
werden je zur Hälfte vom Staate und von den Ge-
meinden, auf deren Gebiet die Arbeiten ausgeführt 
werden, getragen. 

Art. 3. —• Holz, Gelände und Steinblüche, welche 
Eigentum der Gemeinden und Bürgerschaften und 
zur Ausführung und zum Unterhalte der Eindäm-
muugsarbeiten notwendig sind, haben diese unentgelt-
lich zur Verfügung zu stellen. 

Art. 4. — An den Ufern, wo ihm in Gemäßheit 
der Bestimmungen des Art. 2 des Dekretes vom 18. 
Dezember 1818 die Wuhrvflicht obliegt, trägt der 
Staat die Unterhalts- und Korrektions-Kosten allein. 

Ebenso bleiben vorbehalten die, infolge von Urteilen, 
Verträgen oder gehörig nachgewiesenem ständigem Ge-
brauch dem Staate, den Eisenbahnen oder Privatper-
sonen obliegenden Wuhrlasten. 

Art, 5. — Der Staat subventioniert die in den 
Art. 1 und 2 des gegenwärtigen Gesetzes vorgesehenen 
Arbeiten mit einer jährlichen Maximalsumme von Fr. 
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20,000 für die Vollendungs- und Wiederherstellungs-
Arbeiten der Rhone und mit Fr. 45,000 für den 
Unterhalt der Dämme der Rhone, der Flüsse und 
Seitengewässer. 

Sofern diefe Kredite nicht ausreichen, haben die 
Gemeinden die Mehrausgaben vorzufchießen. 

Art, 6. — Der Art. 12 des Gesetzes vom 27. Mai 
1898 betreffend die Konzessionierung von Wasserkräften 
ist widerrufen. 

Vorbehaltlich der vorstehenden Verfügungen bleiben 
die Bestimmungen des Dekretes vom 18. Dezember 
1818, des Gesetzes vom 23. Mai 1833, des Dekretes 
vom 29, November 1862, des Beschlusses vom 23. 
Mai 1883 und des Gesetzes vom 25. November 1896 
in Kraft. 

Art, 7. — Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 
1. Januar 1904 in Kraft, 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 20. 
November 1903. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 
Karl von Mvaz. 

Die Schriftführer: 

Julius Gentinetta. — Chr. IoriS. 
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Der Staatsrath 
bea A a n t o n s M a l l i s 

B e s c h l i e ß t : 
Das gegenwärtige Gesetz soll am Sonntag den 27. 

Dezember 1903. in allen Gemeinden des Kantons ver-
öffentlicht und angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 22. 
Dezember 1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 
von Torrente. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Gesetz 
vom 21. "giot jcmßer 1903 

betreffend 

die Dauer der Kurse m den Uormlschulen. 

Der Große Rat 

des A a n t o n » W a l t i » . 

Willens, die Nildung des Lehrpersonals der Pri-
marfchulen zu fördern; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

V e r o r d n e t : 

Art. 1. - Die Kurse zur Bildung der Lehrer und 
Lehrerinnen umfassen drei Schuljahre. 

Jedes Schuljahr hat eine Dauer von zehn Monaten. 

Art. 2. — Der Staatsrat bestimmt das Programm 
der Kurfe. 

Art. 3. — Der Art. 76 des Gesetzes vom 4. Juni 
4873 ist widerrufen. 
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Art. 4. — Das gegenwärtige Gesetz tritt sofort in 
Kraft und ist für das Schuljahr 1903/^904 anwendbar. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 21. 
November 1903. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates : 
Karl von Mvaz. 

Die Schriftführer: 
Julius Gentinetta. — Chr. Joris. 

Ter Staatsrath 

Besch l i eß t : 

Das gegenwärtige Gesetz soll am Sonntag den 3. 
Januar 1904, in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 22. 
Dezember 1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 

too« Torrente. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Gesetz 
vom 28. Zlovember 1903 

betreffend 

Ergänzung der Kestimung w Tiuil-GesetzliucheL llbei die 
DienDarneiten. 

Der Große Rath 
6 e s giantoxxsi ^ a t s i s , 

Auf den Antrag des Staatsiates, 

V e r o r d n e t : 

Einziger Artikel. — I n das bürgerliche Gesetzbuch 
wird ein Art. 503 b l s aufgenommen, welcher lautet: 

„Wenn die Stockwerke eines Hauses oder verschie-
„dene Teile einer Gebäulichkeit verschiedenen Eigen-
„tümern angehören, ist jeder derselben gehalten, ein-
„tretenden Falles, gegen eine angemessene und vor-
„lausige Entschädigung, diejenigen Einrichtungen zu 
„gestatten, welche zur Wasserversorgung erstellt werden, 
„gleichviel ob es sich um Trinkwasser, Spühlwasser 
„oder um Wasser, welches zur industriellen Verwertung 
„bestimmt ist, handelt, 

„Diese Bestimmung findet auch auf die Ableitung 
„des Wassers Anwendung, 

„Das Gleiche gilt für die Benutzung elektrischer 
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„Kraft und für die Errichtung irgend eines andern Be-
„leuchtungsmittels." 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 28. 
November 1903. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 
Karl von Mvaz. 

Die Schriftführer: 
IuliuS Gentinetta. — Chr. Joris. 

Der Staatsrath 
best A a n t o n s Dla l l i s , 

B e s c h l i e ß t : 

Das gegenwärtige Gesetz foll am Sonntag den 2?. 
Dezember 1903 in allen Gemeinden des Kantons ver-
«ssentlicht und angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 22. De-
zember 1903. 

Der Präsident des Staatsrates: 
von Torrente. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Gesetz 
vom 21. Hlovember 1903 

betieffend 

das tehrlingswesen 

2>er Große Rnt 

Willens, für Handel, Gewerbe und Handwerk die 
Nerufslehre zu heben und zu fördern und deren Ver-
haltnisse zu regeln; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

V e r o r d n e t : 

I. A b s c h n i t t . 

A l l g e u r e i n s M e s t i r n r n r e n g s n . 

Art. 1. — Das Lehrlingswesen ist unter den Schutz 
und die Oberaufsicht des Staates gestellt. 

Art. 2. — Das gegenwärtige Gesetz ist auf da« ge­
samte Lehrlingswesen aller industriellen, Handwerks-
mäßigen und kaufmännischen Betriebe anwendbar. 

Seine Bestimmungen betreffen die öffentliche Ord-
nung, und jede vertragliche Abänderung derselben 
ist daher untersagt. 
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Art. 3. — Als Lehrling wird jeder der Primär-
schule entlassene Minderjährige des einen oder des an-
dern Geschlechtes betrachtet, der zur Erlernung eines 
kaufmännischen oder gewerblichen Berufes bei einem 
Arbeitgeber oder Handwerksmeister eingestellt ist. 

Der volljährig gewordene Lehrling ist durch den Ver-
trag gebunden. 

Art, 4. — Die Normaldauer des Arbeitstages für 
Lehrlinge beträgt 10 Stunden. Dieselbe kann auf 11 
Stunden erhöht werden, darf aber für Angestellte unter 
18 Altersjahren nur ausnahmsweise 60 Stunden in 
der Woche übersteigen. 

Art, 5. — Es ist verboten, die Lehrlinge während 
der Nacht und an Sonn- und Feiertagen zur Arbeit 
anzuhalten. 

Als Nachtarbeit gilt jede Arbeit zwischen 8 Uhr 
abends und 5 Uhr morgens. 

Für besonders geartete Berufe, welche dies erheischen, 
kann das Departement des Innern Abweichungen von 
den vorgenannten Negeln gestatten. 

I m Notfälle und unter Vorbehalt der Genehmigung 
des Departementes des Innern kann auch die Ge-
meindebehörde Abweichungen von diefen Regeln bewil-
ligen, sofern die Nachtarbeit durch gehörig bemessene 
Ruhepausen ausgeglichen wird. 
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Art. 6. — Von der Berechtigung zur Einstellung 
von Lehrlingen sind ausgeschlossen: 

1. Personen, welche wegen eines Verbrechens oder 
eines Sittlichkeits- oder eine entehrende Strafe 
nach sich ziehenden Vergehens verurteilt worden 
sind. Der Rehabilitationsfall ist ausgenommen; 

2. Personen, welchen die Ausübung der väterlichen 
Gewalt entzogen ist; 

3. Personen, die nicht die erforderlichen Berufs-
kenntnisse besitzen. Die Art und Weise der Fest-
stellung der Befähigung des Lehrmeisters wird 
durch das Reglement bestimmt. 

II. A b s c h n i t t . 

JlefyxvevtvaQ. 

Art. 7. — Der Lehruertrag ist eine Uebereinkunft, 
durch welche eine Perfon, welche einen gewerblichen oder 
kaufmännischen Beruf ausübt die Verpflichtung über-
nimmt, eine andere Person, welche ihrerseits zu be­
stimmten Gegenleistungen gehalten ist, diesen Beruf zu 
lehren. 

Art . 8. — Jede Berufslehre muß zum voraus durch 
einen schriftlichen Vertrag geregelt werden, welcher in 
drei, mit dem Datum versehenen Doppeln ausgefertigt 
und vom Lehrmeister, Lehrling und dessen gefetz-
lichen Vertreter unterzeichnet wird. 

l» 



— 166 — 

Je ein Doppel iuirb beit Parteien und das dritte, 
unter Verantwortlichkeit des Lehrmeisters, innerhalb 
14 Tagen dem kantonalen Ausschüsse zugestellt, welcher 
dasselbe sofort der Gcmeindebehörde mitteilt 

Art, 9. — Der Vater, die Mutter oder in deren 
Abgang der Vormund, welche ein Kind oder ein Mün-
del in die Lehre geben, haben gegenüber dem Lehr-
meister im Vertrage Gewähr zu leisten für die getreue 
Erfüllung der gefetzlichen und vertraglichen Verpflich­
tungen abseile des Lehrlings. 

Im Dürftigkeitsfalle kann die vor der Abfassung des 
Lehrvertrages einbenchtete Heimatgemeinde vom De-
partemente des Innern zur Uebernahme der den El-
tern oder dem Vormuud auferlegten Verpflichtung ver-
halten werden, vorbehaltlich des Rekurses gegen die 
Verwandten in Gemcißheit des Gesetzes vom 3.. De-
zeinber 18lJ8 über die Armenpflege, 

Art, 10. — Den Interessierten werden uneutgeltlich 
Normal Lehrvertrags-Forinulare zur Verfügung gestellt, 
die der Stempelgebühr enthoben find. 

Art. 11. — Der Lehrvertrag bestimmt die Dauer 
der Lehrzeit und die Bedingungen betreffend Kost, Woh-
llung und Vergütung, sowie die übrigen Verpflichtn«-
gen der Parteien. 

Die durchschnittliche Dauer der Lehrzeit wird nach 
den vom schweiz. Gewerbevereine und dem schweiz. 
Handelsvereine aufgestellten Grundsätzen festgesetzt. 
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Art 12. — Der Lehruertrag kann aufgelöst werden, 
wenn eine Vertragspartei, trotz regelrechter Mahnung, 
die vereinbarten Bedingungen nicht erfüllt und zwar: 

a) umn Lehrmeister, wenn der Lehrling körperlich 
oder geistig unfähig wird, die Lehre fortzusetzen; 
wenn er sich Unredlichkeiten, grobe Widerfetz-
lichkeit, unsittliches Betragen oder fchwere Ver-
stoße gegen die geschäftliche Verschwiegenheit zu 
Schulden kommen läßt; 

b) vom Lehrlinge oder dessen Vertreter, wenn der 
Lehrineister aus Geschäftsnicksichten oder per­
sonlichen Gründen oder infolge einer langer 
als 4 Monate dauernden Krankheit nicht in 
der Lage ist, den Lehrling zu beschäftigen und 
ihn innert der festgesetzten Zeit die Lehre reget-
recht vollenden zu lassen; ebenso wenn der 
Meister oder dessen Stellvertreter sich gegenüber 
dem Lehrlinge grober Tätlichkeiten schuldig 
machen würden. 

Art. 13. — Jeder ungerechtfertigte Vertragsbruch 
kann zur Entrichtung einer billigen Entschädigung An-
laß geben. Jedoch gelten die 4 ersten Wochen der 
Lehrzeit als Probezeit, während welcher es beiden vex-
tragschliehende» Parteien frei steht, vom Vertrage zu-
rückzutreten. 

Art. 14. — Jeder, der überführt wird, einen Lehr-
ling von feinem Lehrmeister abwendig gemacht zu 
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habe», um denselben als Lehrling oder Gesellen einzu-
stellen oder ihn als solchen anderswo unterzubringen, 
kann ganz oder teilweise zur Bezahlung der dem im 
Stiche gelassenen Lehrmeister zuzusprechenden Entschä-
digung verhalten werden. 

III. Abschnitt. 

"gffßcßtett der Jiefyvmexftev. 

Art. 15. — Der Lehrmeister soll den Lehrling in 
fortschreitender und vollständiger Weise die Kunst, das 
Handwerk, den Handwerks- oder Handelszweig lehren, 
welche den Gegenstand des Lehrvertrages ausmacheil. 
Der Lehrmeister erteilt diesen Unterricht in der Regel 
selbst. Er kann sich dabei, unter seiner Verantwort-
lichkeit, durch einen Werkmeister oder einen tüch-
tigen Arbeiter vertreten lassen. 

Art. 16. — Der Lehrmeister hat sich dem Lehrling 
gegenüber wie ein guter Hausherr zu benehmen. 

Sofern dieser sich nicht unter der unmittelbaren 
Aufsicht seiner Eltern oder seines gesetzlichen Vertreters 
befindet, hat der Lehrmeister über sein Betragen und 
seine sittliche Aufführung zu wachen und sie jederzeit 
von allfalligen schweren Fehlern und von den bei ihm 
wahrgenommenen bösen Neigungen in Kenntnis zu 
setzen. 
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Ebenso ljat er dafür zu sorgen, daß der Lehrling 
weder schlechten Ratschlägen, noch bösem Beispiel seitens 
der Angestellten und Angehörigen seines Hauses aus-
gesetzt sei 

Art. 17. — Der Lehrmeister hat dem Lehrling wäh-
rend des Arbeitstages die nötige Zeit zu gewahren 
zum Besuche des Religions- und Ergänzungsschul-
Unterrichtes und der gewerblichen Fortbildungskurse. 

Ohne besonderes Uebereinkommen zwischen den Par-
teien ist der Lehrmeister nicht gehalten, mehr als wo-
chentlich 5 Stunden, d. h. jährlich 250 Stunden für 
den Besuch dieser llnterrichtskurse einzuräumen 

Art 18, — Der Lehrmeister hat mit dem Lehrlinge 
anständig und angemessen zu verfahren. Er soll die ihm 
eingeräumte Gewalt nicht mißbrauchen, weder durch 
schlechte Behandlung, noch durch Verwendung des Lehr-
lings zu Dienstleistungen in der Haushaltung, welche 
mit dem zu erlernenden Berufe in keiner Beziehung 
stehen. Er darf ihm nicht gesundheitsschädliche oder seine 
Kräfte übersteigende Arbeiten übertragen, oder ihn Ge-
fährlichkeite» aussetzen, die nicht durch das betreffende 
Handwerk oder Gewerbe gewöhnlich bedingt sind. 

M i t der Aufnahme des Lehrlings in sein Haus ver-
pflichtet sich der Lehrmeister, ihm genügende und ge-
fünde Kost und entsprechende Wohnung zu gewähren. 

Bei vorübergehender Krankheit von nicht über 15 
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Tagen hat er dein Lehrlinge unentgeltlich die nötige 
ärztliche Pflege angedeihen zu lassen. 

Er ist gehalten, denselben in der voin Neglemente 
bestimmten Weise und für die daselbst vorgesehenen Ve-
rufsarten gegen Unfall zu versichern. 

Art, 19. —.Der Lehrmeister hat den gesetzlichen Ver-
treter des Lehrlings von jeglicher Erkrankung oder Eitf; 
fernung desselben, sowie von jedem seine Dazwischen-
kunft erheischenden Vorkommnisse sofort zu benachrich-
tigen. 

IV. Abschn i t t . 

H ' f l i c h t e « ö s r ^ L e h r N n g e . 

Art. 20. — Der Lehrling schuldet dem Lehrmeister 
oder dessen Vertreter Achtung. Gehorsam und Treue. 
Er hat unter ihrer Aufsicht und gemäß ihren Weisun-
gen mit Fleiß und Gewissenhaftigkeit zu arbeiten, 

Art. 21. — Er ist verpflichtet, die in der Ortschaft 
oder in der Nähe bestehenden Fortbildungs- und Be-
rufsfchulen, sowie den Religionsunterricht, zu dem ihn 
feine Eltern oder deren gesetzliche Vertreter verhalten 
könnten, zu besuchen. 

Art. 22. — Er soll über die Gewerbsgeheimnisse 
und Fabrikations-Verfahren seines Lehrmeisters Ver-
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schwiegenheit beobachten und ebenso ist es ihm unter-
sagt, irgend Jemanden Mitteilungen zu machen über 
die Kunden und Geschaftssachen seines Meisters. Gleich-
falls darf er sich ohne Erlaubnis oder rechtmäßige Ent-
schuldigung nicht entfernen und ohne triftige Gründe 
seinen Meister vor Ablauf des Vertrages nicht verlassen. 

Art. 23. — Bezieht der Lehrling vom Lehrmeister 
eine Lohnung, so kann er durch den Lehruertrag ver-
pflichtet werden, 5 % bis 25 % derselben in einer 
Sparkasse anzulegen. Wahrend der Dauer der Lehrzeit 
verbleibt das Sparkassabüchlein beim Lehrmeister in 
Verwahrung und dient eintretenden Falls bei Vertrags-
bruch zu seiner Deckung, 

V, Abschnitt. 

Aufsicht über öas ^Hstzrlingswessn. 

Art. 24. — M i t der Durchführung der Bestim« 
mungen des gegenwärtigen Gesetzes ist, unter der Ober-
aufsicht des Departementes des Innern, ein vom 
Staatsrate für die Daner der Legislatnr-Periode er-
nannter kantonaler Ausschuß betraut. 

Derselbe besteht aus drei bis fünf Mitgliedern und 
zwei Ersatzmännern und wird von der Staatskasse be-
zahlt. 

Art. 25. — Dieser Ausschuß besitzt insbesondere fol-
gende, Amtsbefugnisse: 
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a) er überwacht die Anwendung des Gesetzes; 

d) er entscheidet, unter Vorbehalt des Rekurses an 
das Departement des Innern, die Frage ob eine 
Person dem gegenwärtigen Gesetze unterstellt ist; 

c) er entscheidet provisorisch und unter Vorbehalt 
des Rekurses, über die Berechtigung der Lehr-
meister zur Anstellung von Lehrlingen; 

d) er arbeitet das besondere Reglement für die Lehr-
lingsprüfungen aus und unterbreitet es dem 
Departements des Innern zur Genehmigung; 

e) er überwacht die vom Staate unterstützten Fach-
schulen und -Kurse und erstattet jedes Jahr ei-
nen Bericht über deren Gang; 

f) er entscheidet ohne Prozeßförmlichkeiten und un-
appellbar über die Anstünde betreffend die 
Lehrverträge und über die civilrechtlichen Strei-
tigkeiten, welche sich aus der Anwendung des 
Art. 14 ergeben können. 

g) er arbeitet Normallehrvertrags-Formulare aus; 

h) er prüft und registrirt die abgeschlossenen Lehr-
vertrage, welche ihm durch Vermittelung der 
Lehrmeister zugestellt werden, und übermittelt 
dieselben dem Gemeinde-Ausschusse; 

i) er erwägt die Mittel zur Hebung des Lehrlings-
Wesens und zur Förderung der Fachbildung und 
reicht seine darauf bezüglichen Anträge dem 
Departements des Innern ein; 
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j) er befaßt sich mit der Stellenvermittelung für 
die Lehrlinge, ganz besonders für diejenigen, 
welche außerhalb des Kantons in Spezial-Be-
rufslehren ausgebildet werden müssen. 

Art. 26. — I n jeder Ortschaft sind die Lehrlinge 
unter die Aufsicht der Gemeindebehörde gestellt, welche 
zu diesem Zwecke einen aus drei bis fünf Mitgliedern 
bestehenden Ausschuß ernennt. 

Für seine Mühewaltung wird dieser Ausschuß durch 
die Munizipalkasse oder die Schutzvereine für Lehr-
linge entschädigt. 

Art. 27. — Dieser Ausschuß hat folgende Oblie-
genheiten: 

a) Die genaue Durchführung der Gesetzesbestim-
mungen zu überwachen; 

d) das Verzeichnis der Lehrverträge auf dem Lau-
fenden zu halten; 

c) die Lehrlinge in den Werkstätten zu besuchen; 

d) den Gang der Nerufslehre und die Beobachtung 
des Lehrvertrages zu kontrollieren; 

e) die Uebertretungen durch Verbal-Aufnahme beim 
kantonalen Ausschüsse zur Anzeige zu bringen. 

13 
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Art, 28. — Sobald eine genügende Anzahl Schü-
ler sich angemeldet haben, werden von den Gemeinden 
unter der finanziellen Mitwirkung des Staates Fach-
kurse eingerichtet. 

VI. Abschnitt, 

< H e H r N n g s p r ü f u n g e n . 

Art, 29. — Es werden Prüfungen abgehalten, 
welche zum Zwecke haben, festzustellen, ob die Lehr-
linge die zur Ausübung ihres Berufes genügenden 
theoretischen und praktischen Kenntnisse besitzen. 

Art. 30. — Diese Prüfungen sind für alle Lehr-
linge obligatorisch. Eine SpezialVerordnung bestimmt 
deren Einrichtung und die Zulassungsbedingungen. 

Art. 31. — Den Lehrlingen, welche die Prüfung 
mit Erfolg bestanden haben, wird vom Departement 
des Innern ein Diplom ausgestellt. 

Art. 32. — Die Ergebnisse der Lehrlingsprüfungen 
werden, nebst dem Namen der diplomierten Lehrlinge 
und ihrer Lchrmeister, im Amtsblatt« veröffentlicht. 



— 175 — 

VII. Abschnitt . 

StrafbeftitNtnungen. 

Art. 33. — Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen des gegenwärtigen Gesetzes werden mit Bu-
ßen von zwei bis hundert Franken belegt. 

Mit gleichen Bußen werden alle diejenigen belegt, 
die auf irgendwelche Weise den für die Beaufsichtigung 
der Lehrlinge bezeichneten Organen Hindernisse in den 
Weg legen oder zu legen versuchen. 

Die Bußen werden vom Departemente des Innern 
ausgesprochen und dem kantonalen Lehrlingsfonds ein-
verleibt. 

Die Zuwiderhandlungen werden von den kantonalen 
und Gemeinde-Kommiffionen mittelst Verbalvrozessen 
zur Anzeige, gebracht. 

Art. 34. — Der kantonale Ausschuß kann auf 
Grund eines rechtmäßigen Gesuches des Lehrmeisters 
und des Inhabers der väterlichen Gewalt die Wie-
dereinstellung des minderjährigen Lehrlings bei seinem 
Lehrmeister durch die Polizei verfügen. 

HlebergangS-Msftitnxnungsn. 
Art. 35. — Die vor dem Inkrafttreten des gegen­

wärtigen Gesetzes begonnenen Lehrverhältnisse müssen 
innert sechs Monaten von genanntem Datum an mit-
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telst eines den im Art. 8 dieses Gesetzes aufgestellten 
Bedingungen entsprechenden schriftlichen Lehrvertrages 
geregelt werden. 

Art. 36. — Der Staatsrat ist mit der Vollziehung 
des gegenwärtigen Gesetzes und mit der Bekanntma-
chung der daherigen Beschlüsse beauftragt. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 21. 
November 1903. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 
Karl v. Mvaz. 

Die Schriftführer: 

Julius Gentinett». — Ehr. Joris. 

Der Staatsrath 
be» Danton» ^JJaCCi» 

B e s c h l i e ß t : 

Das gegenwärtige Gesetz soll am Sonntag den 24. 
Januar 1904, in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 12. 
Januar 1905. 

Der Präsident des Staatsrates ; 

v. Tonente. 

Der Staatskanzler: 

K. Noten. 



Beschluß 
vom 8. J ä n n e r 1904 

beiitffend 

die Ersatzwahl eines Abgeordueten ans den National-
rat für die zegiLlatuipeiiode von 1902 bis 1905. 

Ter Staatsrat 

Eingesehen das Bundesgesetz vom 19. Juli 1872' 
betreffend die eidgenössischen Wahlen und Abstim-
mungen, sowie dasjenige vom 4. Juni 1902 betreffend 
die Nationalratswahlkreife; 

Eingesehen das Bundesgesetz vom 20. Dezember 
1888, betreffend Abänderung des Artikels 4 des Bun­
desgesetzes vom 19. Ju l i 1872; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 
14 
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Beschl ießt : 

Art, 1. — Die Uruersanmilmigeii der Gemeinden 
der Bezirke Goms, Biig, Visp, beide Rarern, Leuk, 
Siders, Ering, Sitten lind Gnndis, weniger die 
Gemeinden Ardon und Chamofon, bildend den 46. 
Wahlkreis, sind auf Sonntast den lnnftigen 7. Fe-
brulll, um 107 2 Uhr morgens, zur Wahl eines 
Abgeordneten auf den Nationalrat einberufen. 

Art. 2, — Stimmberechtigt ist jeder Schweizer-
bürger, der das zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat 
und im Übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons 
nicht von dem Aktiv-Bürgerrechte ausgeschlossen ist. 

Wenn in dieser Beziehung begründete Zweifel vor« 
liegen, so muß jener, welcher an der Abstimmung 
teilnehmen wil l , beweisen, daß er dieses Recht besitzt. 

Art. 3. — Der Schweizerbürger übt sein Wahlrecht 
in seinem Wohnorte aus. 

Die kantonsfreinden Wähler haben eine vom Justiz-
und Polizeidepartenienle ausgefertigte Niederlassnngs-
oder Aufenthaltsbewilligung vorzuweisen. 

Art. 4. — Stimmberechtigte, welche sich im Mili--
tardienst befinden und diesem Wahlkreis angehören, 
stimmen auf dem Waffenplatze, auf welchem sie sich 
befinden. 

Art. 5. — Jeder Schweizerbürger, welcher in einer 
Gemeinde wirklichen Wohnsitz hat, muß uou Amts-
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wegen auf die Wahlliste dieser Gemeinde eingeschrieben 
weiden, und wenn er übergangen wurde, muß er 
nichtsdestoweniger jin Abstimmung zugelassen werden, 
insofern die kompetente Behörde nicht den Beweis 
besitzt, daß er durch die kantonale Gesetzgebung vom 
Aktiubürgerrechte ausgeschlossen ist, 

Art, 6. — Die Listen oder Wahlregister müssen 
während zwei Wochen vor der Abstimmung öffentlich 
aufgestellt werde», damit die Wähler genügende Kenntnis 
davon nehmen können. 

Die Wahlregister weiden drei Tage vor der Ab-
stimmung geschlossen. 

Art, 7. — Das Stimmen durch Vollmacht ist 
untersagt, 

Art, 8. — I n jeder Gemeinde oder Sektion wird gemäß 
dem vom Departements des Innern vorgeschriebenen 
Formulare ein Abstimmungsverbal ausgefertigt, dessen 
Genauigkeit die Mitglieder des kompetenten Schreib-
amtes durch ihre Unterschrift bezeugen. 

Wenn die auf die eine oder die andere Kolonne des 
Verbals eingetragenen Zahlen korrigiert oder ausge-
strichen weiden, müsse:: sie, um keinen,Zweifel übrig zu 
lassen, uuten gänzlich in Buchstaben wiederholt iverden. 

Sogleich nach vollendeter Abstiinmung wird ein 
Doppel des Verbals an das kantonale Departement 
des Innern gesandt, während ein zweite« Doppel 
sogleich dem Negierung^statthalter des Bezirkes zu 
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übermitteln ist, welcher dasselbe unverzüglich mit einer 
Zusammenstellung des Gesamtergebnisses dem gleichen 
Departement« einzusenden hat. 

Die Verzögerung der Einsendung der Verbale wird 
mit einer Geldstrafe, welche sich auf 100 Franken 
belaufen kann, bestraft. 

Art. 9. — Die Stimmzettel müssen sorgfältig auf-
bewahrt werden. 

Dieselben werden durch die betresfvuden Schreib­
ämter gehörig in versiegelte Umschläge gelegt und 
an das Departement des Innern geschickt, um daselbst 
zur Verfügung der Bundesbehürden gehalten zu werden. 

Art. 10. — Die Gemeindebehörden müssen sogleich 
durch telegraphische Depesche dem Departement« des 
Innern das Abstimmungsresultat mitteilen. 

Diese Telegramme sind kostenfrei. 

Die Gemeinden, welche kein Telegraphenbureau be-
sitzen, haben sich mittelst eines expressen Boten an 
das nächstgelegene Bureau zu wenden. 

Art. 11. — Die Beschwerden, welche sich in Betreff 
der Abstimmung ergeben könnten, müssen innerhalb 
der Frist von sechs Tagen, von jenen« Tage an ge-
rechnet, wo das Resultat amtlich veröffentlicht wird, 
schriftlich an den Staatsrat gefandt werden. 
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Die nach der bezeichneten Frist eingesandten Ne-
Beschwerden werden nicht mehr berücksichtigt. 

Art. 1i2. — Für alle durch gegenwärtigen Beschluß 
nicht vorgesehenen Fälle hat man sich nach der ein-
schlägigen Bundesgesetzgebung und nach dem kantonalen 
Gesetze über die Abstimmungen und Wahlen durch 
die Uruersammlungen vom 24. Ma i 1876 zu richten. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 8. Januar 
4904, um an den Sonntagen 24. und 31. Januar 
und 7. Februar 1904 in allen den 46. Wahlkreis 
bildenden Gemeinden verlesen zu werden und ange-
schlagen zu bleiben. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Torrente. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 12. J a n u a r 1904 

betreffend 

G n W l l U der Vflliiei Fesche! Z!I einem etzeuen, WN 
GMet getrennten CinilstantiLllieise. 

Ter Staatsrat 

Erwägend, daß die Gemeinde Feschel eine eigene 
von Guttet unabhängige Pfarrei errichtet hat; 

Eingesehen ihr Begehren vom IN. Dezember 1903 
einen selbständigen Eivilstandskreis zu bilden; 

Nach Einsicht des Art. 1 des Dekretes vom 24. 
Mai 1876, durch welches dasjenige vom 2. Dezember 
1875 betreffend Vollziehung des Bundesgesetzes über 
Civilstand und Ehe abgeändert wurde; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 
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Beschl ießt : 

Art. 1. — Die Gemeinde Feschel wild vom nächsten 
1. April 190 5- an für sich allein einen Ciuilstands-
kreis bilden. 

Art. 2. — Der Ciuilstaudsbeamte des neuen Kreises 
Feschel hat sich auf Kosten der Gemeinde durch den 
Civilstandsbeantten von Glittet einen Auszug aller 
seinen Kreis betreffenden und bis auf die Errichtung 
der genannten Gemeinde zu einer eigenen Pfarrei 
zurückreichenden Eintragungen ausfertigen zu lassen. 

Sofern die Gemeinde Feschel einen vollständigen 
Auszug aller vor, Errichtuug der Pfarrei erstellten 
und ihre Angehörigen betreffenden Civilstands-Urkunden 
zu haben wünscht, hat ihr der Civilstandsbeamte von 
Guttet gegen gebührende Vergütung eine beglaubigte 
Abschrift einzuliefern. 

Art, 3. — Das Departement des Innern wird 
mit der Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses 
beauftragt. 

So beschlossen im Staatsrate, zu Sitten, den 42. 
Januar 4904, um Sounlag den 24 Januar 1904 
in allen Gemeinden des Kanlons veröffentlicht und 
angeschlagen zu werdeu. 

Der Präsident des Staatsrates: 
Ducrey. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



Beschluß 
vom 15. März 1904 

betreffend 

die MWtmsche Impfung im Illhre 1904. 

2er StaatSrat 
ösN K a n t o n s M l a l l i s 

I n Vollziehung des Alt. 4 des Gesetzes vom 19. 
November 1885 betreffend den Impfzwang und Maß-
nahme^l gegen die Verbreitung der Pockentrankheit; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die amtliche Impfung findet im Jahre 
1904 vom 15. «tot« bis 1. Ottober statt. 

Art. 2. — Zur Impfung sind alle Kinder zu 
stellen, welche das dritte Altersjahr nicht erreicht 
haben. 
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Überdies sind der Impfung alle Personen unter-
worfen, welche noch nicht geimpft sein sollten. 

Art. 3. — Die Impfung wird durch den Bezirks-
arzt vorgenommen, welcher sich den nötigen Impfstoff 
vom schweizerischen bakterio-theurapeutischen und Impf-
Institut in Bern zu beschaffen hat. 

Art 4. — Die Gemeindeverwaltungen haben dem 
Bezirksarzte bis zum ersten A p r i l 19 04 ein in 
zwei Doppeln ausgefertigtes Namensverzeichuis der 
Kinder und, eintretenden Falles, sonstigen Personen, 
welche zu impfen sind, einzuhändigen. 

Art. 5, — I m Einverständnisse mit dem Impfarzte 
machen die Gemeinderäte mittelst Veröffentlichung am 
gewöhnlichen Ausrufungsorte Tag, Ort und Stunde 
bekannt, an welchen die Impfung und die Prüfung 
beten Erfolges stattfinden, 

Art <'. — Die Bezirksärzte haben dem Departe-
mente des Innern bis zum ersten Dezember 1 9 0 4 
über die Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses 
und über die erzielten Erfolge einen allgemeinen Bericht 
einzureicheu. 

Art. 7. — Zuwiderhandlungen gegen den gegen-
wältigen Beschluß werden nach Maßgabe des vorge-
nannten Gesetzes bestraft. 
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Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 15. März 
1904, um Sonntag den 20. März 1904, in allen 
Gemeinden des Kautons veröffentlicht und angeschlagen 
zn werden. 

Der Vize-Präsident des Staatsrates' 

v. Tarrente. 

Der Staatskauzler: 

K. Noten. 



Beschluß 
vom 26. März 1904 

betrsfsend 

Konzessions-Erteilung für einen neuen, ie am 20. Wiirz 
alpljaiieitat J aljniMKi in der Gemeinde Drig. 

Der Staatsrat 

Eingesehen das Begehren des, Veznksrates und des 
Gemeindeiates von Bng behufs Bewilligung eines 
neuen Marktes auf den 20. März, 

Beschließt: 

Es wird der Gemeinde Brig die Bewilligung erteilt 
einen neuen jährlich auf den 20. März festgestellten 
Markt abzuhalten. 

Die Kanzleigebühr für die gegenwärtige Bewilligung 
wird auf Fr, 100 festgesetzt, 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 29. März 
1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 
v Torrente. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



Beschluß 
vom 20. Zllai 1904 

Der Siaatötttt 

Eingesehen da« Begehren des Gemeinderates von 
Siders um Bewilligung zwei neuer Jahrmärkte, wovon 
der eine auf den 4ten Montag Mai und der andere 
auf -lten Montag Oktober festgesetzt ist, 

B e s c h l i e ß t : 

Es wird der Gemeinde Siders die Ermächtigung 
erteilt zur Abhaltung zwei neuer Jahrmärkte, wovon 
der eine auf den 4ten Montag Mai und der andere 
auf Mm. Montag Oktober festgesetzt ist. 

Sitten, den 20. Mai 1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Torlente, 

Der Staatskanzler: 

ff. Roten. 



Dekret 
vom 25. Mai 1904 

betreffend 

die Abstimmung fiter die Veuiston der UerslljsiiW Wll 
26. Uonemder 1875. 

Der Große R a t 

Nach Einsicht des Art. 87 der Verfassung, welcher 
lautet: 

„Die vorliegende Verfassung muß revidiert werden, 
„wenn es die Mehrheit der stimmfähigen Bürger be-
„gehrt. 

„Ein von sechstausend Bürgern gestelltes Revisions-
„begehren wird in den Uruerfammlungen der Ent-
„scheidung des Volkes' unterbreitet. 

„ I n bejahenden! Falle haben die Versammlungen 
„zugleich zu entscheiden, ob die Revision eine vollstän-
„dige (Total-) oder teilweise (Partial-) sein, und durch 
„einen Verfassungsrat vorgenommen werden solle. 
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„Jedes Nemsionsbegehren wird an den Großen 
„Rat gerichtet. Die Unterschriften dafür werden ge-
„ineindeweise abgegeben und die sZahlfähigkeit der 
„Vürger, welche sie beigesetzt, muß dnrch die Geinein-
„debehörden bescheinigt werden," 

Eingesehen die in der Sitzung vom 16. Mai bewerk­
stelligte Unterbreitung des von ungefähr 10,000 
Unterschriften bedeckten Neuisionsbegehrens und die in 
der Sitzuug vom 24. Mai stattgefundene Erwahrung, 
daß die durch die Verfassung geforderte Anzahl Un-
terschriften erbracht ist; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

B e s c h l i e ß t : 

Art, 1. — Die Urversammlungen sind auf Sonntag 
den nächsten 19. Juni, l01 /2 Uhr morgens, einberufen, 
um sich über folgende Fragen auszusprechen : 

1) Wollt Ihr, daß die Verfassung revidiert werde? 

-2) Falls die Mehrheit die Revision begehrt, foll 
diefe Neuision eine gänzliche sein '? 

3) Soll diese Revision eine teilweise fein? 

4) Soll diese Revision durch den Großen Rat vor-
genommeil werden? 

5) Soll die Revision dnrch einen Verfassnngsrat 
vorgenommen werden? 
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Art 2. — Die Abstimmung findet mittelst geheimer 
Stimmabgabe statt. Jede der fünf vorgelegten Fragen 
ist mit einem J a oder mit einem Nein zu beantworten, 

Art. 3. — I n jeder Gemeinde oder Sektion wird 
gemäß dem vom Departements des Innern vorgeschrie­
benen Formular ein Abstimmungsuerbal angefertigt, 
dessen Genauigkeit die Mitglieder des Schreibamtes 
durch ihre Unterschrift bezeugen. 

Wenn in der einen oder der andern Kolonne des 
Abstimmuugsuerbals die eingetragenen Zahlen allfällig 
korrigiert oder durchgestrichen weiden, find diese in 
vollen Buchstaben zu wiederholen, so daß keinerlei 
Zweifel obwalten kann. 

Sofort nach vollendeter Abstimmung wird ein Doppel 
des Verbals an das Departement des Innern gesandt, 
während ein zweites Doppel sogleich dem Regierungs-
statthalter des Bezirkes zu Übermittel» ist, welcher 
dasselbe unverzüglich mit einer Zusammenstellung des 
Gesamtergebnisses dein gleichen Departements einzu-
senden hat. 

Verzogerungen in der Einsendung der Abstimmungs-
verbale werden mit einer Buße von zehn Franken 
belegt, 

Art. 4. — Die Stimmzettel müssen sorgfältig auf-
bewahrt werden. Dieselben sind nach Schluß der 
Abzählung vom Schreibamte i n , versiegelte Umschläge 
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zu legen und diese getrennt an das Departement des-
Innern einzusenden, um daselbst zur Verfügung des. 
Großen Rates gehalten zu weiden, 

2lrt. 5. — Die Beschwerden, welche in Betreff der 
Abstimmung erhoben werden könnten, sind innert sechs. 
Tagen, von der amtlichen Veröffentlichung der Resultate 
an gerechnet, schriftlich an den Staatsrat zu richten, 

Art. 6. — Die Stimmzettel weiden durch die 
Staatskanzlei den Gemeindepräsidenten übermittelt, 
welche dieselben den Stimmberechtigten zustellen lassen 
und überdies zur Verfügung derselben, in genügender 
Anzahl im Abstimmungsgebaude bereit halten. 

Art. 7. — Auf die gegen a artige Abstimmung sind 
die Volschriften des Gesetzes vom 24. Ma i 1876 über 
die Wahlen und Abstimmungen in den Uruersamm-
lungen und insbesondere diejenigen des Art, 2 anwend-
bar, welcher folgendermaßen lautet: 

Bei der Abstimmung über Kantonal-Angelegenheiten 
können die Walliser-Bürger vor dem Tage der Ab-
stimmung das Begehren stellen, ihr Slimmrecht in 
jener Gemeinde auszuüben, in welcher sie sich befinden. 

I m Falle begründeten Zweifels haben diefe Bürger 
ein Zeugnis über ihre Wahlfähigkeit vorzuweisen. 

Art. 8. — Der Große Rat besammelt sich den 4. 
Juli 19u4 behufs Erwahrung des Abstimmungs-Er-
gebnisses. 
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Art, 9. — Für den Fall, daß das Volk sich für 
die Vornahme der Revision durch einen Verfassungs-
rat ausgesprochen hätte, wird der Große Rat die 
verschiedenen Fragen betreffend die Zusammensetzung 
und Kompetenzen dieser Versammlung durch ein Gesetz 
bestimmen. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 25. 
Mai 4904. 

Der Präsident des Großen Rates: 
H. Koten. 

Die Schriftführer: 
I . Gentinetta. - Ehr. Joris. 

2>er S taa ts ra t 

B e s c h l i e ß t : 

Das gegenwärtige Dekret soll an den Sonntagen 
12. und 19. Juni 1904 in allen Gemeinden des 
Kautons veröffentlicht und angeschlagen werden. 

Feiner soll es im Amtsblatte vom 3., 10. und 
17. selben Monats eingerückt weiden. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 27. Mai 
1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 
lle Preux. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
vom 21. JuN 1904 

die IllhrnMKte und die Märkte des Kanton» Wallis 
feWellend. 

2 e r S t a a t s r a t 

Willens den Beschluß vom 31. Oktober 1893 zu 
berichtigen und zu ergänzen, welcher die Jahrmärkte 
und die Märkte des Kantons festsetzt (amtliche Gese­
tzessammlung. Vd. X V I ) ; 

Eingesehen die den Gemeinden neu eingeräumten 
Bewilligungen und Verlegungen; 

Auf den Antrag des Departements des Innern, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Jahrmärkte und Vieh- und Pfer-
demärkte des Kantons sind festgesetzt wie folgt: 
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Jahrmärkte des Kantons Wallis. 

N.-B. Die Jahrmärkte sind zugleich Viehmärtte. 
— Die Jahrmärkte, welche auf einen Sonntag oder 
Festtag fallen, werden auf den nächstfolgenden Werk-
tag verschoben, mit Ausnahme der hiernach bezeichneten. 

Anniviers — Mai , letzter Freitag — September, 
27. — Oktober, 19. — November, 2. 

Ayent — Oktober, zweiter Montag. 

Mgnes — Mai , 20. und 30. — J u n i , am Don-
nerstag nach dem zweiten Montag. — September, 
28. — Oktober, 25. 

Niedergefteln — Montag nach dem Sonntag Quafimodo. 

Nlist — März , 20. — Donnerstag nach Ostern — 
J u n i , 4. — Oktober, am ersten Dienstag und 
am 16. 

GhalaiS — Oktober, 17. 

Thamherh — September, i f i . — Oktober am 
zweiten Montag 

<3rnen — Am Dienstag vor Christi Himmelfahrt. — 

Oktober, am eisten und dritten Montag. 
Grschmatt-Feschel — September , 19. in Fefchel, 
Mionnaz — Mai , am dritten Dienstag. — Oktober. 

am vierten Dienstag. 

Dvoltnaz — Oktober, 16. 

Fiesch — September , 29. 



— 196 — 

Gampel — A p r i l , 24. — Oktober, 22. 

Glis — Am Mittwoch vor Christi Himmelfahrt. — 
August, 14. — Oktober, 18. 

Gundis — A p r i l , 23. — Oktober, am dritten 
Montag. 

Heremence — Am Vortag des letzten Oktobermarktes 
von Sitten (findet in Euseigne statt) 

Liddes — J u n i und Oktober, je am ersten Mitt-
woch. 

Leuk-Gtlldt — A p r i l , 1. — M a i , 1. — J u n i , 
1. — September, 29. —Oktober , 13 und 28. 

Latschen — O k t o b e r , 41. 
Martinach-Nurg — Janua r , am zweiten Montag, 

— am Montag vor dem Fastnacht-Donnerstag. — 
A p r i l , am ersten Montag. — M a i , am zweiten 
Montag. — J u n i , am zweiten Montag. — Ok­
tober, am dritten Montag, — Dezember, am 
ersten Montag. 

Martinach-Stadt — M ä r z , A p r i l , undSeptember 
je am vierten Montag. — N ovember, am zweiten 
Montag, 

Mussansstl - M a i , am zweiten Dienstag, — No­
vember, am vierten Donnerstag, 

Manthch — Februar, am ersten Mittwoch. — März 
am ersten Mittwoch. — Mittwoch nach Ostern. — 
M a i , am dritten Mittwoch — J u n i , am ersten 
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Mittwoch, — September, am zweiten Mittwoch 
(fällt er auf den 8, September, so wird er am 
Tage vorher abgehalten), — Oktober, je am 
zweiten und letzten Mittwoch, — November, am 
dritten Mittwoch. — Dezember, 31. (fallt er auf 
einen Sonntag, fo findet er am 30. statt). 

Morel — Am dritten Donnerstag nach Ostern. — 
15. Oktober, und am Vortage des Jahrmarktes 
vom 9. November, von Naters. 

Mnrgins — September, 18. (fällt er auf einen 
Sonntag, so findet er am 17. statt). 

Münster — J u n i . 14. — Oktober, die ersten vier 
Dienstage. 

Naters — November, 9. und 29. 

^Olfieres — M a i , 16. — J u n i , am ersten Dien-
stag. — Oktober, am ersten Montag und am 30. 

Sans — September , 9. 

Saa8-Grund — Oktober, 12. 

Salvan — Mai , 15. — Oktober, 8. 

Suron — J u n i , erster Freitag — Oktober, er-
ster Freitag, in Gottefren. 

Sembrancher — Mai , 1. und 23. (fällt er auf einen 
Feiertag, so wird er am folgenden Tage abgehalten). 
— September, 21. (fällt er auf einen Sonntag, 
am vorhergehenden Tage), 
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Siders — Am Fastnacht-Montag. — A p r i l , am 
letzten Montag. — M a i , am vierten Montag. — 
Am ersten Montag Oktober und am Montag vor 
dem 28. November, am 26. (St. Katharina-
Markt). 

Slwpllln — September. 28. 

Sitten — Am vierten Samstag jeden Monats, Vieh-
markt. — Samstag vor dem Fastnacht-Sonntag. — 
März , am letzten Samstag. — M a i , am ersten 
Samstag — Am dritten Samstag Vieh- und Pferde-
markt. — Am letzten Samstag. — J u n i , am 
Samstag vor dem zweiten Montag. — Oktober, 
am ersten Samstag. — An den drei Samstagen vor 
und am Samstag nach dem 11. November. Fallt 
der 11. November auf einen Samstag, so wird der 
Markt an diesem Tage und an den zwei vorher-
gehenden Samstagen, sowie ain darauffolgenden 
Samstag abgehalten. Die Märkte, welche auf einen 
Feiertag fallen, werden am Vortage abgehalten. 

Statten — Am Mittwoch nach Ostern. — Mai, 14. 
— September, 30. 

St . Gingolph — Oktober, am ersten Donnerstag. 

St Leonard — Mai , am Montag nach dem ersten 
Mai-Markt von Sitten. — Dezember, 1. 

St. Martin — Oktober, 17. 

St. Moritz — März, am ersten Dienstag. — Mai. 
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25. — Oktober, am zweiten Dienstag, — No­
vember, am Montag nach dem 1. 

St . Nillaus — September , 21. (fällt ei auf ei-
nen Sonntag, am 20). 

Turtmann — August, 13. — September, 28. 

TroiLt«»«nt8 — M a i , am ersten Dienstag. — De-
zember, am ersten Donnerstag. 

Unterbäch — Am Montag nach dem Dreifaltigkeits-
Sonntag. — September , 26. (fällt er auf einen 
Sonntag, am 25). 

V»l d'Illiez — A p r i l , am dritten Montag. — 
August, 18. — September, 27. — Oktober, 
am dritten Donnerstrag. 

Ver — Am Vortag vom letzten November-Markt, 
von Sitten. 

»isp — J a n u a r , 7. — Apri l , 30. — August, 
10. — September , 27. — November, 12. 

Vouvry — Mai , am zweiten Donnerstag. — Ok­
tober, am zweiten Dienstag. —November, am 
zweiten Donnerstag 

Zermatt — September, 2. 

Art. 2. — Die Wochenmärkte werden ohne Aban-
derung, wie folgt abgehalten: 

in S i t t e n , am Samstag, 
in M a r t i n a c h - B u r g , am Montag, 
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in St. Mor i tz , am Dienstag, 
in Monthen, am Mittwoch, 
in S ide rs , am Freitag, 
in B r i g , am Donnerstag. 

Art. 3. — Jedes neue Gesuch um Markt-Bewilli-
gung oder Verlegung muß vor dem >. November jeden 
Jahres an den Staatsrat gestellt werden. 

So gegeben im Staatsrat zu Sitten, den 21. Juli 
1904, um in allen Gemeinden des Kantons verüffent-
licht, angeschlagen und im Amtsblatt eingerückt zu 
werden. 

Der Präsident des Etaatsrates: 

de Preux. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Beschluß 
vom 23. I e b r u a r 1904 

betreffend die 

Verwaltung der ÄantonsbibliotheK 

2>er Staatsrat 

des ^ a n t o n a gSaCTts 

Auf den Antrag des Erziehungsdepaitementes, 

B e s c h l i e ß t : 
Art. 1. — Die Kantonsbibliothek ist der Kontrolle 

und Oberaufsicht des Erziehungsdepartementes unter-
stellt. 

Dieselbe wird von einer Kommission von 3 Mit­
gliedern und einem Bibliothekar, die durch den Staats-
rat auf eine Amtsdauer von 4 Jahren ernannt werden, 
verwaltet. 

Art. 2. — Jeden dritten Monat tritt die Kommission 
zu einer ordentlichen Sitzung zusammen; überdies 
besaMmelt sie sich jeweilen auf Verlangen eines ihrer 
Mitglieder oder des Bibliothekars. 
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Dieselbe wird von ihre»! Präsidenten einberufe». 

Sie nimmt über ihre Beratungen ein Protokoll auf 
und teilt dasselbe nach jeder Sitzung in einem 2Iu§~ 
zuge dem Erziehungsdepartemente mit, 

Art. 3. — Die Kommission besitzt folgende Amts 
befugnisse: 

a) sie arbeitet alle auf die innere Verwaltung der 
der Bibliothek bezüglichen Reglement« aus und 
unterbreitet dieselben dem mit der Oberaufsicht 
betrauten Departements zur Genehmigung; 

b) sie trifft zum Zwecke der Erhaltung der Werke 
und behufs einer guten Dienstverwattung der 
Bibliothek die geeigneten Ordnungs- und Kon-
troll-Maßnahmen; 

c) sie sorgt dafür, daß die Register, Gegenregister 
und Kataloge auf den Tag fortgeführt feien; 

(1) sie verfügt im Sinne einer bestimmungsgemäßen 
Verwendung über alle für die Bibliothek auf-
gebrachten Summen, mögen dieselben vom Staate, 
von Privaten oder vom Ertrage der Bußen 
herrühren; 

e) sie setzt bei jeder Sitzung das Verzeichnis der 
zu beschaffenden Werke fest; 

f) sie bezeichnet die Werke, die unter keinen Um-
ständen die Bibliothek verlassen dürfen; 

g) sie setzt die für die Benutzung der Bibliothek zu 
erfüllenden Förmlichkeit^ und Bedingungen fest; 
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h) sie ermächtigt zur Gebrauchsleihe von Werken 
an Private und Institute außerhalb des Kantons-
und fetzt die daherigen Bedingungen fest; 

i) sie bezeichnet diejenigen Personen, denen wegen 
Zuwiderhandlung gegen die Verordnungen der 
Zutritt zu der Bibliothek untersagt ist; 

j ) sie prüft die von Privaten vorgebrachten Wünsche 
und Vorschläge betreffend die Bibliothek und 
berücksichtigt dieselben in der nach den Umständen 
gutscheinenden Weise; 

k) sie überwacht und kontrolliert die Geschäftsführung 
des Bibliothekars; 

I) alljährlich einmal nimmt sie eine Revision der 
Bibliothek vor; 

in) je auf Ende des Jahres Übermacht sie dem Er-
ziehungsdepartemente einen Bericht über das 
abgelaufene Verwaltungsjahr, fowie einen Rech-
nungs-Auszug. , 

Art. i. — Die Kommissions-Mitglieder erhalten 
für jeden Sitzungs-Tag ein Präfenzgeld von 10 Fr,, 
nebst einer Reiseentschadigung von 30 Rappen per 
Kilometer auf Eifenbahnfahrten und von 60 Rappen, 
auf jedem andern Wege. 

Für die Abfassung der Protokolle und Berichte, so-
wie für die Rechnungs- und Korrefpondenz-Führung 
bezieht die Kommission eine fixe Iahresvergütung von. 
50 Fr. 



— 204 — 

Art, 5. — Der Bibliothekar hat folgende Amts-
Obliegenheiten: 

a) er ist mit der Führung der Register, Kontrollen 
und Kataloge der Bibliothek beladen; 

l») er besorgt die von der Kommission beschlossenen 
Ankaufe von Werken, sowie deren regelmäßige 
und methodische Klassifizierung; 

-c) er sorgt in Gemäßheit der innern Dienstordnung 
für eine gute Dienstverwaltung, für die Ge-
brauchsleihe von Büchern, deren regelmäßigen 
Wiedereingang und Erhaltung; 

(1) er vollzieht die Kommifsions-Beschlüsse betreffend 
den Dienst der Bibliothek; 

e) er sorgt dafür, daß die das Publikum betreffenden 
reglementarifchen Vorschriften von diesem beob-
achtet werden; 

i ) er berhängt die im Reglemente vorgesehenen 
Bußen und besorgt deren Eingang. Der da-
herige Betrag wird dem Präsidenten der Kom-
Mission eingehändigt; 

g) er wohnt, jedoch nur mit beratender Stimme, 
den Sitzungen der Kommission bei; 

h) er gibt zu Hnnden der Kommission sein Gut-
achten ab über die Anschaffung von Werken, 
die Einfühlung von Verbesserungen, über Wünsche 
und Vorschläge von Privaten, über die Ver» 
hängung des Ausschlusses gegen Personen, die 
den Verordnungen zuwiderhandeln; 
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i ) er trifft jede dringend gebotene- Maßnahme und 
erstattet darüber der Kommission in der nächsten 
Sitzung Bericht. 

Art. 6. — Das Gehalt des Bibliothekars wird 
durch das Budget festgesetzt. 

Art. 7. — Der Bibliothekar ist für die der Bibliothek 
angehörenden Werke verantwortlich, es sei denn, es 
könne ihm kein Fehler oder keine Nachlässigkeit zur 
Last gelegt werden. 

Art, 8, — Die innere Dienstordnung bezeichnet 
die zu einer guten Verwaltung der Bibliothek benü-
tigten Register, Gegenregister und Kataloge 

Art. 9. — Die Bibliothek stellt dem Publikum 
einen Bücherabgabe^Saal, sowie einen Leihdienst zur 
Verfügung. Sobald die Umstände es erlauben, soll 
ein Lese-Zimmer eingerichtet werden. 

Die Benutzung der Bibliothek ist unentgeltlich, 

Art. 10. — Der Bncherabgabe-Saal ist dem Pu-
blikum ;in der Regel geöffnet : 

a) am Domierstag von 2 bis 5 Uhr nachmittags; 

b) am Samstag von 2 bis 5 Uhr nachmittags. 

Der Bibliothekar hat täglich die Zustellung der 
briflich verlangten Werke zu besorgen. 

Art. 11. — Die Bibliothek bleibt für die alljährliche 
Revision geschlossen. Die Schließung, deren Zeitpunkt 
durch die Kommission festgesetzt und durch das Amts-
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Hatt bekannt gegeben wird, darf nicht länger als 15 
aufeinanerfolgende Tage dauern. 

Art. 12. — Auf die alljährliche Revision hin müssen 
sämtliche Werke an die Bibliothek zurückgegeben werden. 
Während der Dauer der Revision wird der Abgabe-
und Leihdienst eingestellt. 

Art. 13. — Die Folgen der Beschädigung oder 
des Verlustes von geliehenen Werken, die zu leistende 
Sicherheit und die zu verhängenden Bußen und Strafen 
werden durch das Reglement bestimmt. 

Die Civil- und, eintretenden Falls, die Strafklage 
ist vorbehalten. 

Art. 14. — Beständig liegt ein spezielles Regstier 
auf, in welches das Publikum Reklamationen, Klagen 
oder Wünsche betreffend den Vibliothek-Dienst eintragen 
kann. 

Bei jeder Sitzung nimmt die Kommission Kenntnis 
von den in diesem Register erfolgten Eintragungen 
und eine Randbemerkung bezeichnet die Aufnahme, 
welche dieselben erhalten haben und welche Folge 
ihnen gegeben wurde, 

Art. 15. — Ein von der Kommission ausgearbeitetes 
und vom Erziehungsdepartemente gutgeheißenes Re-
glement für die Bibliothek bestimmt die im gegenwär-
tigen Beschlusse nicht vorgesehenen Einzelheiten. 
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Übergangsbestimmungen. 

Art. 46. — Die Kommission hat dafür zu sorgen, 
daß der gegenwärtig in Vorbereitung begriffene all-
gemeine Katalog bis zum 31. Dezember 1904 beendigt 
sei und dem Publikum zur Verfüguilg stehe. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 23, Februar 
4904, um in allen Gemeinden des Kantons veröffent-
licht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
v. Torrente. 

Der Staat«kanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
vom 23. JuN 1904 

betreffend 

Vollziehung im ZitiKel 4 und 12 des Illgdgesetzes. 

Der Staatsrat 
des Aa«tc>NN Haitis 

Nach Einsicht der Art, 4 und 12 des Jagdgesetze^ 
vom 26, November 190' ; 

Nach Anhörung des Ausschusses der Jäger; 

Auf den Antrag des Finanzdepartementes, 

Besch l i eß t : 

Art . 1. — Die neben der Patentgebühr zum Zwecke 
der Förderung des Wildstandcs zu entrichtende Zu-
schlagotaxe ist für die mit dem nächsten >. September 
beginnnende Iagdperiode auf 10 Fr, festgesetzt, 

A>t. 2. — Die Jagd auf Rehe, Hirsche, Dain-
Hirsche und Steinböcke ist im Kanton unbedingt unter-
sagt, 

Art 3. — Ebenso ist in der ganzen Nhoneebene, 
von der Massa bis Et. Gmgolph, die Jagd auf Fa-
fane verboten. 
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Art 4. — Es weiden Bannbezirke errichtet: 

a) I m Ferrex-Tal ein solcher, dessen Grenzen durch 
eine Linie bestimmt sind, welche sich von der 
Drance aus gegen die Hütten von Traversin-
Ferrex und zwischen der Barfrey-Alpe und den 
Matten von Ferrex hindurch bis zum obern 
Waldsaume hinzieht. Von diesem Punkte folgt 
die Grenze dem obern Waldsaume bis zum 
Zusammentreffen mit dem Nildbache Tollant beim 
Orte Pousa. Von dort geht die Linie längs 
dem Tollantbache bis zu dessen Mündung in die 
Drance. Im Westen folgt die Linie der Drance, 
welche selbst die Grenze des eidgenössischen Bann-
bezirkes Mont-Doleut und Col de Salme bildet. 

b) I n den Bezirken Siders und Lenk ein solcher, 
dessen Gebiet durch eine Linie bestimmt ist, welche 
von der Mündung des Illgrabens bis zur Brücke 
der Heerstraße bei Sidcrs der Rhone folgt. Von 
diesem Punkte folgt die Grenze der Heerstraße 
bis zur Abzweigung der Einfifchtal-Straße; 
von dort schließt sie sich dem Saumweg an bis 
zum Dorfe Niouc und von Niouc geht sie längs 
der Fahrstraße bis zum ersten Ponti, Alsdann 
zieht sie sich den Schluchten des ersten Ponti 
hinan über Ponchette bis zum Engpaß (Höhen-
quote 1966 Siegfried-Karte) zwischen dem Cor-
hetschgrat und dem Illhorn; von da folgt sie 
dem nördlichen Kamme des Illhorns bis zur 

)6 
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Höhenquote 2724. Von der Höhenquote 2724 
steigt sie in gerader Linie durch den Schwarz-
wald hinunter bis zur Vereinigung des Illgrabens 
und des Illbaches und von diesem Punkte an 
folgt sie dem Vette des Illgradens bis zu seinem 
Eintritt in die Nhone, 

Art. 5. — I n den beiden im vorsteheilden Artikel um-
schriebenen Freibergeu ist jegliche Jagd gänzlich untersagt. 

Art. 6. - Untersagt ist die Jagd bis zum 1. Ok-
tober im bisherigen Bannbezirke Brig, dessen Grenzen 
sind: im Osten die Saltina; in Norden die Rhone; 
im Westen die Gamsa; im Süden der obere Waldsaum 
des Gliswaldes. 

Art. 7. — Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
des gegenwärtigen Beschlusses werden mit den im Art. 
27 des Iagdgesetzes vorgesehenen Bußen bestraft. 

Art. 8. — Der Beschluß vom 8. August 1903 be-
treffend Vollziehung der Art. 4 und 12 des Iagdge-
setzes ist widerrufen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 23. Juli 
1904, um Sonntag den 31. Juli in allen Gemeinden 
des Kantons veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Preux. 

Der Staatskanzler • 
K. Noten. 



Reglement 
über d«s Lehrlingswesen. 

Dom 13. Mai 1904. 

2er Staatsrai 

Nach Einsicht des Gesetzes oom 21, November 1803 
über das Lehrlingswesen; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

Meschl ießt : 

I. Kap i t e l . 
Organisation. 

Art. 1. — Mit der Durchführung des Gesetzes über 
das Lehrlingswesen ist unter der Oberaufsicht des De-
partementes des Innern, der im Art. 24 des Gesetzes 
vorgesehene kantonale Ausschuß betraut. 

Art. 2. — Dieser Ausschuß besteht aus fünf Mit-
gliedern und zwei Ersatzmännern, 

Derselbe ernennt aus seiner Mitte den Präsidenten, 
den Vize-Präsidenten und zwei seiner Mitglieder, die 
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speziell mit dem Austrag der Rechtsstreitigkeiten beladen 
sind. Er ist von einem Sekretär verbeiständet dessen 
Ämtsuerrichtungen in den nachstehenden Artikeln be-
stimmt sind. 

Art. 3. — Der Sekretär wird durch den Staats-
rat ernannt. Sein Amt ist fortdauernd und sein Bu-
reau befindet sich in Sitten. 

Er ist mit der Besorgung der laufenden Geschäfte 
und mit der Inspektion des Lehrlingswesens betraut. 

Seine Amts-Obliegenheiten und Befugnisse werden 
durch eine Spezial-Verordnung bestimmt, 

Art. 4. — Er genehmigt die ihm von den Lehr-
meistern übermittelten Lehrverträge und stellt eine 
gleichförmige Abschrift derselben unverzüglich der Ge-
meinde-Aufsichtsbehürde zu. 

Art, 5. — Der. Sekretär oder statt feiner ein De-
partements-Mitglied des kantonalen Ausschusses kon-
trolliert die Amtsverrichtungen der Ortskommissionen 
und besucht alljährlich wenigstens ein Ma l die Lehr-
linge und die Fachkurse. Er sendet seine Berichte an 
den kantonalen Ausschuß ein, der dieselben mit seinen 
Vorschlägen dem betreffenden Departemente übermittelt. 

II, Kapitel . 
£>rfsRommtsftonett. 

Art. 6. — Die Ortskommissionen besitzen die im 
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Art . 27. des Gesetzes vorgesehenen Amtsbefugnisse. 
Dieselben haben insbesondere zur Aufgabe : 

a) die genaue Beobachtung des Gesetzes und der 
Verordnungen zu überwachen; 

d) den Eltern und Vormündern die Wahl guter 
Lehrmeister, welche in Bezug auf Fachkenntnisse 
und Aufführung die erforderlichen Eigenschaften 
besitzen, zu erleichtern; 

•c) den Verkehr zwischen den Lehrmeistern und den 
Lehrlingen zu vermitteln; 

d) dafür zu sorgen, daß sämmtliche, eine Berufslehre 
durchmachenden jungen Leute den sie betreffen-
den Gesetzesbestimmungen unterworfen seien; 

«) das Vertrags-Verzeichnis beständig auf den Tag 
fortzuführen; 

f) zu jeder Zeit und wenigstens einmal per Halb-
jähr die Lehrlinge in den Werkstätten, wo sie 
beschäftigt sind, zu besuchen, die Klagen und 
Beschwerden des Lehrlings oder seines Vertreters 
entgegenzunehmen und dieselben gegebenenfalls 
der zuständigen Behörde zu übermitteln, über 
ihre Besuche und Sitzungen ein Protokoll aufzu-
nehmen und dasselbe regelmäßig an den tanto-
nalen Ausschuß einzusenden; 

g) in Fällen von Vertragsbruch dem Lehrmeister 
und dem Lehrling die ihnen gutscheinenden Be-
merkungen zu machen, die notwendig befundenen 
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Schutz-Maßnahmen zu treffen und darüber sofort 
an den kantonalen Ausschuß zu berichten; 

h) die Fachkurse ihres Kreises zu überwachen und 
sich von dem regelmäßigen Besuche derselben 
abseile sämtlicher Lehrlinge zu vergewissern; 

i) endlich bestrebt zu sein, in ihrem betreffenden 
Kreise durch Anwendung der geeignet scheinenden 
Maßregeln das Handels- und Gewerbe-Lehrlings-
wefen zu heben und zu fordern. 

j) dem kantonalen Ausschüsse auf den 31. Dezember 
einen Bericht zu erstatten über ihre Tätigkeit wä-
hrend des abgelaufenen Jahres uud über die von 
ihm beantragten Verbesserungen 

I I I . K a p i t e l . 

Mechtsstreitigkeiten. 

Alt. 7. — Der kantonale Ausschuß erkennt über 
die Anstünde betreffend die Lehrverträge und über die 
ciuilrechtlichen Streitigkeiten, zu welchen der Art. 14 
des Gesetzes Anlaß geben kann. Er beauftragt eines 
seiner Mitglieder mit der Vornahme des Vermittlungs-
Versuches und der Einleitung des Handels. 

Dieses Kommissions-Mitglied tagt die Parteien mit-
telst eingeschriebenen Briefes ein unter gleichzeitiger 
Bezeichnung von Ort, Stunde und Zweck der Einbe-
rufung. 



— 215 — 

Dasselbe versucht zuerst, eine Verständigun..; der 
Parteier. herbeizuführen; kommt diese zu Stande, so 
wird darüber unverzüglich ein Protokoll aufgenommen, 
welches Dom Kummissious-Mitgliede und den Parteien 
zu unterzeichnen ist 

Wird eine Versöhnung nicht erzielt, fordert das 
Konuuifsions'Viitglied die Parteien auf, ihre Begehren 
genau zu bestimmen. 

Wenn dem die Untersuchung leitenden Kommis-
sions-Mitglied ein fachmännisches Guiachten angezeigt 
erscheint, kann es ein solches veranlassen und hat in 
diesem Falle genau die Punkte zu bestimmen, auf 
welche sich dasselbe erstrecken soll. Ueberdies ist dasselbe 
befugt, nach Gutfinden jeglich andere, im Interesse 
der Einleitung des Handels liegende Feststellung anzu-
ordnen. 

Anderseits kann das delegierte Kommissions-Mitglied 
zur Verhütung von Kosten mit der Vornahme des 
Vermittlungsversuches und der Einleitung ein Mitglied 
der Ortskommission beladen. 

Das Urteil kann ausgefällt werden, sofern drei 
Kommissions-Mitglieder anwesend sind 

Dasselbe wird den Parteien innerhalb drei Tagen 
durch eingeschriebenen Brief angezeigt 
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IV. K a p i t e l . 

JcxHkurse 

Art, 8. — Das Erziehungsdepartement kann, sobald 
eine genügende Anzahl Schüler sich angemeldet haben, 
die Gemeinden zur Errichtung von Fachkursen verhalten. 

Art. 9. — Mehrere Gemeinden kölmen sich für die 
Errichtung von Fachkursen zu einem Kreise zusammen-
tun, 

Art. 10. — Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
das Departement des Innern und das Erziehungsde-
partement, werden für jeden Kurs Programm und 
Unteirichtsplan, den Fachbedürfnissen der Landesgegend 
entsprechend, vom kantonalen Ausschusse aufgestellt. 

Art. 1 1 . — Der Besuch der Handels- und Gewerbe-
Fachkurse ist für sämtliche in der Gemeinde oder im 
Kreise wohnenden Lehrlinge während der ganzen Dauer 
der Lehrzeit obligatorisch. 

Art. 12. — Die Fachkurse sind für fämtliche Lehr-
linge unentgeltlich. Die Letztern haben jedoch das 
erforderliche Material auf eigene Kosten zu beschaffen. 
Sie können nicht verhalten werden einer Vereinigung 
beizutreten, um zum Besuche von subventionierten 
Kursen berechtigt zu sein. 
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Art. 13. — Unentschuldigte Absenzen weiden mit 
einer Buße von 30 Etappen bestraft, mit einem Zu-
schlag von 10 Rappen für jede weitere Abwesenheit 
bis zum Höchstbetrage von 1 Fr. 

Drei Verspätungen gelten für eine unentschuldigte 
Absenz 

Der Ertrag dieser Bußen wird dem kantonalen 
Lchrlingsfond einverleibt. 

Die Lehrmeister oder gesetzlichen Vertreter sind für 
die Schul-Versäumnisse ihrer Lehrlinge verantwortlich. 
Zu diesem Zwecke haben sie am Anfange des Schul-
jahres bei der Ortskommifsion ein Garantiegeld von 
3 Fr. zu hinterlegen. 

Art. 14. — Die Schüler sollen sich keinen Verstoß 
gegen Disziplin zu Schulden kommen lassen. Sie ha-
ben ihren Lehrern Achtung und Gehorsam zu bezeigen, 
mit Fleiß und Ausdauer zu arbeiten und die ihnen 
allfallig auferlegten Hausaufgaben zu verrichten. 

Art. 15. — Die Eltern oder Vormünder sind für 
jeden von den Schülern an den Lokalen und am 
Unterrichtsmaterial verursachten Schaden verantwortlich. 

Art. 16. — Je nach Umständen können folgende 
Strafen angewendet werden: 

a) Verweis durch den Lehrer; 

t>) Verweis durch die Ortskommission; 

c) Arrest im Gemeinde-Polizeilokal; 
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») Zeitweiliger ober endgültiger Ausschluß aus den 
Kursen. 

Die beiden letztgenannten Strafen weiden ebenfalls 
von der Oltskominifsion verhängt. 

I m Falle des Ausschlusses steht der Rekurs an den 
kantonalen Ausschuß offen. 

Art. 17. — Der zeitweilige Ausschluß hat zur 
Folge, daß der Schüler sich nicht zu den Prüfungen 
des laufenden Jahres melden darf. 

Dem Schüler der aus eigener Schuld die Kurse 
nicht besucht hat oder davon endgültig ausgeschlossen 
wurde, kanu kein Lehrlingsdiplom verabfolgt werden. 

V. Kapitel . 

Gagee.» und Veisevergütungen. 

Art. 18. — Für die Mitglieder des kantonalen 
Ausschusses, die im gegenwärtigen Neglemente vorge-
sehenen Experten und Zeugen gilt nachstehender Ta r i f : 

1. T»ge»o«li><nngen nnd Plllsnngzgeld: 

") Kantonaler Ausschuß, Präsident 10 Fr. durch 
Sitzungstag; 

l>) Kantonaler Ausschuß, Mitglieder 8 Fr. durch 
Sitzungstag; 



219 

c) Zeugen 1 Fr, durch Sitzung; 

d) Experten und Mitglieder l %x 1~ ^ " Tag 
' , m .,, " _. < „ 3.50 den % %aa 

^ s Prüfungsausschusses { « ., 5 0 b ie Atzung 

2. Veiseenlschiiliignng durch ßilom.; Zliiölieise inbegiifftn: 

a) Mitglieder des kantonalen Aus- g 
fchusses I 0,60 

d) Zeugen ® 0.30 
c) Experten 's 0.30 

£ £ . 0.30 
_ | ;0 .15 
§10.15 

Art 19. — Der Sekretär bezieht ein vom Staatsrat 
später zu bestimmendes Gehalt. 

Art, 20. — Die Gebühren der Ortskommissionen 
werden von den Gemeindebehörden festgesetzt. 

VI. Kap i te l . 

Hlerschiedene /Mesti»nrnungen. 

Art. 21. — Für die Gewerbe und Handwerke auf 
welche das Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den 
Fabriken vom 23. März 1877 und dasjenige betreffend 
die Ausdehnung der Haftpflicht vom 26. April 188? 
Anwendung finden, ist die Unfallversicherung obliga-
torisch. 

Art. 22. — Die Verpflichtung zur Unfallversicherung, 
kann ausgedehnt werden: 
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a) durch die von den Parteien vereinbarte Aufnahme 
von daherigen Bestimmungen in den Lehrvertrag; 

b) auf Grund eines Gutachtens des kantonalen 
Ausschusses durch Entscheid des Departementes 
des Innern, das namentlich in Fällen, wo es 
sich um gefährliche Einrichtungen und Werkge-
rätschaften handelt nach Aehnlichkeitsverhältnissen 
verfährt. 

Art, 23. — Die Eltern oder gesetzlichen Vertreter 
ber Lehrlinge können zur Bezahlung der Versicherungs-
Prämie bis zur Hälfte deren Betrages verhalten weiden. 

Art. 24. — Bezüglich der Nacht-, Sonn- und Feier-
tagsarbeit sind nachgenannte Gewerbe den Bestimmungen 
des Art, 5 des Gesetzes betreffend das Lehrlingswesen 
nicht unterstellt: Bäcker, Zuckerbäcker, Konditoren, Metz-
ger, Wurfthändler, Kuttler, Käser, Kellner, Köche, 
Gärtner, Kunstgärtner, Coiffeure, Photographen. 

Dagegen muß in den vorerwähnten Gewerben den 
Lehrlingen gewährt werden: 

a) die nötige Zeit für den Religions-, Fortbildung«-
und Fachunterricht; 

d) acht Stunden ununterbrochener Ruhe auf 24 
Stunden; 

c) auf je drei Sonntage wenigstens ein freier und 
ebenso wöchentlich mindestens ein freier halber 
Tag, wenn der Lehrling am Sonntag Nachmittag 
beschäftigt wird. 
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Art. '25. — Wenn besondere Umstände es erfordern^ 
kann der kantonale Ausschuß für das Lehrlingswesen, 
vorbehätltlich der Genehmigung des Departementes d«& 
Innern, auf andere Gewerbe von den Bestimmungen 
des Art. 5 des Gesetzes entbinden. 

Jegliche von der Gemeindebehörde in Notfällen und 
auf die Dauer erteilte Bewilligung zur Enthebung von 
den Bestimmungen des Art. 5 des Gesetzes ist, unter 
Begründung, sofort zur Kenntnis des kantonalen Aus-
fchusses zu bringen und dieser hat darüber an das 
Departement des Innern zu berichten. 

Derartige Enthebungen dürfen nur ganz ausnahms-
weise gestattet weiden. 

Auf Verlangen des kantonalen Ausschusses für das 
Lehrlingswesen oder der Ortskommission hat jeder 
Lehrmeister, dessen Gewerbe die im gegenwärtigen 
Reglement« vorgesehenen Gesetzes^Enthebungen zu statten 
kommen, einen Stundenplan der Arbeitszeit seiner 
Lehrlinge zu unterbreiten. 

Art. 26. — Die Befähigung des Lehrmeisters zur 
Heranbildung von Lehrlingen (Art 6, Nr. 3 des Gesetzes) 
kann sowohl durch die Resultate der Lehrlingsprüfungen, 
als durch Untersuchungen des kantonalen Ausschusses 
oder durch Spezial-Prüfungen verwahrt und festgestellt 
werden. 

Wird der Lehrmeister als unfähig befunden, kann 
ihm das Recht zur Einstellung von Lehrlingen entzogen 
werden, es sei denn, er verpflichte sich, einen diplo-
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mietteu Gesellen zu beschaffen, der speziell mit der 
Heranbildung der Lehrlinge betraut ist. 

Als unfähig gilt derjenige, der das im Art. 31 
des Gesetzes vorgesehene Diplom nicht erlangt hat. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 13, Mai 
1904, 

Der Präsident des Staatsrates: 

von Tonente. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Reglement 
vom 21 g u n i 1904 

betreffend 

den Kantonalen tehrlwgsfimd. 

2>er Staatsrai 
des ^ « n f o n s Mall iV» 

Nach Einsicht des Ait, 33 des Gesetzes vom 2.1. 
November 1903 betreffend das Lehrlingswesen; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern, 

Beschließt: 

Art. 1. — Zum Zwecke der Hebung des Fachun-
terrichtes und der Verbesserung des Lehrlingswesens 
wird ein kantonaler Lehrlingsfond gegründet. 

Art, 2. — Dieser Fond wird gebildet: 

a) durch einen alljährlichen St^atsbeitrag von we-
nigstens 2000 Fr ; 

b) durch die Kapitalisierung der nicht zur Ver-
wendung gelangten Einkünfte; 
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c) durch Legate und andere Schenkungen; 

d) durch die auf Grund des Gesetzes und der 
Reglemente betreffend das Lehrlingswesen ver-
hängten Bußen. 

Art. 3. — Dieser Fond wird, unter der Ober-
aufsicht des Departementes des Innern, durch den 
kantonalen Ausschuß für das Lehrlingswesen verwaltet. 

Art. 4. — Von diesem Fond werden unter den 
nachgenannten Bedingungen gewährt: 

a) auf den Zinsertrag : unentgeltliche Prämien 
und Beiträge ä sonds pe rdus ; 

b) auf Kapitalbestand und Zinsertrag: Beiträge 
in Form von Darlehen. 

Art. 5. — Das Departement des Innern kann 
auf den Antrag des kantonalen Ausschusses am Ende 
der Lehrlingsprüfungen, den Kandidaten, welche das 
Diplom mit der Note „fehr gut" erlangt haben, 
Prämien verabfolgen. 

Art. 6. — Auf deil Antrag des Departementes 
des Innern gewährt i>a Staatsrat Beiträge in Form 
von unverzinslichen Darlehen: 

a) zur Erleichterung der Bezahlung des Lehrgeldes. 
Dieser Beitrag wird an junge, dürftige Wallifer-
oder im Kanton niedergelassene Schweizerbürger 
verabfolgt. Der Lehrling, der bei einer Prüfung 
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durchgefallen, ist nicht zum Bezüge weiterer 
Beiträge berechtigt; 

b) um einzelnen begabten Lehrlingen nach der 
Fachprüfung den Besuch einer Gewerbe- oder 
Handelsschule zn ermöglichen. Dieser Beitrag 
kann jungen Leuten gewährt werden, die sich 
darüber ausweisen: 

1. daß sie während der ganzen Dauer der Lehr-
zeit die Fachkurse besucht haben; 

2. daß sie das Lehrlingsdiplom mit der Durch-
schnittsnote „gut" erlangt haben; 

3. daß sie zu keinen Klagen abseite ihrer Meister 
und der Ortskommission Anlaß gegeben haben. 

Art, 7. — Das Darlehen wird für eine Dauer von 
höchstens 5 Jahren gemacht. Die Rückzahlung des-
selben muß von der Bürgergemeinde des Lehrlings 
oder von einem anerkanntermaßen zahlungsfähigen 
Bürgen gesichert werden, 

Art. 8. — Beiträge ä fonds perdus (in Form 
von Gaben ohne Rückzahlung) können ausnahmsweise 
verabfolgt werden. 

1. an junge Leute mit guter Aufführung, die sich 
bereit erklären: 

a) sich einem Berufe zu widmen, dessen Einführung 
im Kanton nützlich wäre; 

i? 
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b) sich in einer Fachschule ausbilden zu lassen, um 
sich später im Kanton dem Unterrichte oder der 
Heranbildung von Lehrlingen zu widmen. 

2. an Personen, die mit dem Studium von den 
Kanton interessierenden beruflichen und gewerblichen 
Fragen beanftragt sind. 

Art. 9. — Wenn die mit Beitragen bedachten 
Lehrlinge die im Art. 8 vorgesehenen Bedingungen 
nicht erfüllen, haben sie das erhobene Darlehen zu-
rückzuzahlen. 

Art, 10. — Der kantonale Ausschuß hat alljährlich 
den Rechenschaftsbericht über die Verwaltung dieses 
Fonds dem Staatsrate zur Genehmigung zu unter-
breiten. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 21. Juni 
1904, um in allen Gemeinden des Kantons veröf-
fentlicht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Preux. 

Der Staatskanzler: 
K. Koten. 



Beschluß 
vom 9. Juli 1904 

betreffend 

den MMmgen- untl FllhirlldM'Kehi. 

2>er StaatZrat 

Auf den Antrag des Justiz- und Polizeidepartementes, 

Beschließt : 

Art. 1. — Die Bestimmungen des nachstehenden 
Konkordates sind auf den Verkehr der Motorwagen 
auf den Straßen der Ebene des Kantons Wallis an-
wendbar. Auf den Bergstraßen und auf den Straßen 
der Seitentäler bleibt der Verkehr dieser Fahrzeuge 
gänzlich untersagt. 

Art. 2. — Zuwiderhandlungen gegen die Bestim­
mungen betreffend den Automobil-Verkehr werden mit 
einer Geldbuße von 20 bis 500 Fr. bestraft; gegen 
den Velozipedisten-Verkehr mit einer solchen von 5 
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bis 30 Fr,, welche Buße vom Regieicungsstatthalter 
auszusprechen ist unter Vorbehalt des Rekurses an 
das Justiz« und Polizeidepartement. 

I m Rückfalle kann die Strafe verdoppelt meiden. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 9. Juli 
1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Preux. 

Der Staat«k«nzler: 

K. Roten. 



Konkordat 
übet 

eine einheitliche Uemdminll betreffend den WotoiwWen-
und Fahiiadnerketii. 

Von der Notwendigkeit überzeugt, den Motorwagen« 
und Fahrradverkehr in der Schweiz einheitlichen Be-
stimmungen zu unterwerfen, haben die Kantone Zürich, 
Bern, Luzern, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Glarus 
Zug, Freiburg, Solothurn, BafebStadt, Basel-Land-
schaft, Appenzell A-RH, Appenzell I-Rh,, St. Gallen, 
Tessin, Wandt, Wallis, Neuenburg und Genf beschlossen, 
nachstehende Verordnung zu erlassen : * 

I. 

Verordnung betreffend den Motorwagen' und 
Jahrradverketzr i n der Schweiz auf dem Oe-
biet der Konkordats-Aantone. 

K a p i t e l 1. 

Autornobile. 
Art. i. — Die Motorwagen, Motorcycles und alle 

andern Fuhrwerke mit mechanischem Antriebe sind den 
nachfolgenden Bestimmungen unterworfen. 

* Weitere Konkoidatslantsne: A a r g a u (12. Juli 1904) 
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Berlehrserlaubsschein und Kontrollnummer. 

Art. 2. — Kein Motorfahrzeug darf dem öffentlichen 
Verkehr übergeben werden, bevor es durch einen von 
der zuständigen kantonalen Behörde bezeichneten Sach-
verständigen geprüft worden ist; dieser soll sich von 
der guten Konstruktion des Wagens und dessen Motors 
überzeugen und prüfen, ob der Wagen mit den nötigen 
Bremsen, Warnuorrichtungen und den vorschriftsmä-
ßigen Lichtern versehen ist. 

Art. 3. — Niemand darf einen der in dieser Ver­
ordnung bezeichneten Wagen führen, ohne die Ermäch-
tignng der zuständigen kantonalen Behörde seines Wohn-
ortes zu besitzen. Diese Bewilligung kann erst erteilt 
werden, nachdem die Fähigkeit des Bewerbers, seinen 
Wagen ohne Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu 
führen, dargetan ist. 

Es wird demselben eine Karte ausgestellt, enthaltend: 

a) seinen Namen, Vornamen, Wohnort und Beruf; 
b) seine Photographie; 
o) die Beschreibung, Nummer und das Gewicht 

seines Wagens; 

ä) die Dauer der Bewilligung; 

e) einen Auszug der Konkordats-Verordnung. 

Diese Bewilligung gilt auf dem Gebiete aller Kon-
korbats-Kantone; sie kann bei wiederholter Überschrei-
tung dieser Verordnung zurückgezogen werden. 
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Die Kanzlei des eidg. Departementes des Innern, 
wird als Zentralstelle für die Führung eines Registers 
über die von den Kantonen erteilten Bewilligungen 
bezeichnet. 

Art, 4. — Jedes Motorfahrzeug muß mit zwei 
Schilden verfeheu fein, welche die Ordnungsnummer, 
sowie das kantonale Wappen tragen. Diese Schilde, 
von gleicher Form für alle Konkordats-Kantone, werden 
durch die zuständige Behörde geliefert. Sie sind an 
der Vorder- wie Hinteiseite des Wagens so anzubringen, 
daß sie beständig sichtbar sind. Wenn die Bauart des 
Fahrzeuges das Anbringen derselben vorn und hinten 
nicht zuläßt, weiden dieselben an den beiden Seiten 
plaziert. Diese Schilde sind persönlich und nicht über-
tragbar. 

Sie haben Gültigkeit auf dem Gebiete aller Kon-
kordals-Kantone. 

Art. 5. — Die das Gebiet der Konkordats-Kantone 
nur durchfahrenden Fremden (Ausländer) sind weder 
zur Entrichtung der Gebühr, noch zum Tragen des 
Nummernschildes verpflichtet, immerhin unter der Be-
dingung, daß sie eine vom Staate, dem sie augehören, 
ausgestellte Bewilligung mit sich führen, und daß von 
diesem Staate Gegenrecht geleistet werde. 

Alarmllpparate, Nremsen und Laternen. 

Art. 6. — Jeder Führer soll seinen Wagen mit 
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einer Warnvorrichtung versehen; diese hat aus einem 
Horn mit tiefem Ton zu bestehen, mit Ausschluß je« 
des andern Signals, 

Der Führer soll beim Kreuzen oder Überholen von 
Fuhrwerken, Fahrrädern oder Fußgängern, die die 
Straße überschreiten, Signale geben, und zwar früh-
zeilig genug, um die Leute zu warnen. Dies hat auch 
bei scharfen Umbiegungen der Straßen zu geschehen, 
sowie an Stellen, wo in dieselben Flur- und Privat-
wege einmünden. 

Zur Nachtzeit und bei Nebel sind ab und zu Signale 
zn geben, 

Art. 7. — Jeder Motorwagen soll mit zwei unab-
hängigen Bremsen versehen sein, deren Gebrauch auf 
abfallendem Terrain überall obligatorisch ist. Jede 
dieser Bremsen uniß für sich allein stark genug sein, 
um den in vollem Laufe besindlichen Wagen bei jeder 
Geschwindigkeit und auf allen Gefallen der befahrenen 
Straßen anzuhalten, 

Art 8, — Von Beginn der Dämmerung an foll 
während der Nachtzeit jeder Motorwagen vorn nut zwei 
Laternen versehen sein: die eine mit grünem, die 
andere mit weißem Licht, die erstere links, die andere 
rechts angebracht. Die Laterne mit grünem Licht darf 
auch einen weißen Streifen in der Mitte haben oder 
in der Mitte weiß fein, 

Motoruelos brauchen nur mit einer einzigen weißen 
Laterne versehen zu sein. 
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Die Motorwagen müssen überdies hinten eine rote 
Laterne haben, die stets angezündet werden muß, wenn 
der Wagen stillsteht. 

Schnelligkeit, »erlehr. 

Art, 9. — Der Führer eines Motorwagens soll 
beständig seine Fahrgeschwindigkeit beherrschen; er hat 
den Gang jedesmal zu verlangsamen oder sogar an-, 
zuhalten, wenn das Fahrzeug Anlaß zu einem Unfall 
oder zu einem Verkehrshemmnis bieten könnte, sowie 
auch wenn Neit-, Zug- oder Lasttiere, oder Viehherden 
Scheu zeigen. 

Beim Durchfahren von Städten, Dörfern oder Wei-
lern, fowie auf den von den kantonalen Behörden dem 
Motorwagenverkehr geöffneten Bergstraßen darf die 
Geschwindigkeit unter keinen Umständen zehn Kilometer 
in der Stunde, also die Geschwindigkeit eines Pferdes 
im Trabe, überschreiten. 

Auf Brücken, in Durchfahrten, engen Straßen, Kehren, 
bei starken Gefallen und außerdem überall da, wo die 
kompetente Behörde für alle Fuhrwerke im allgemeinen 
— z B. durch gut sichtbare Aufschrifttafeln — eine 
verminderte Geschwindigkeit befohlen hat, soll diese Ge-
schwindigkeit auf diejenige eines Pferdes im Schritt, 
d. h auf sechs Kilometer herabgesetzt werden. 

Niemals darf die Geschwindigkeit, selbst in flachem 
Lande, dreißig Kilometer in der Stunoe überschreiten. 
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Auf Bergstraßen hat der Führer eines Motorwagens 
denselben jedesmal anzuhalten, wenn ihm Personen­
postwagen begegnen, auch beim Überholen von Post-
wagen ist besondere Vorsicht zu beobachten. 

Art, 40. — Der Verkehr der Motorwagen, der 
Motorcicles und anderer Fahrzeuge mit mechanischem 
Antriebe ist auf Wegen für Fußgänger, Trottoirs und 
Straßenrändern untersagt. 

Art, 11. — Der Führer soll immer rechts halten, 
beim Kreuzen nach rechts, beim Überholen nach links 
ausweichen. Niemals darf er einem die Straße durch-
querenden Wagen oder Fußgänger den Weg sperren, 
sondern soll hinter demselben durchfahren. 

Art. 12. — Jeder in seiner Beweglichkeit gehemmte 
Motorwagen soll auf der rechten Seite der Straße so 
aufgestellt werden, daß er den Verkehr nicht hindert. 
Zur Nachtzeit fall der Führer feinen Wagen durch 
sichtbare Zeichen bemerkbar machen. 

Bei engen Straßen ist der Wagen außerhalb der-
selben aufzustellen. 

Art. 13. — Es ist dem Führer verboten, beim Ver-
lassen seines Wagens den Motor im Gange zu lassen. 

Art. 14. — Wenn sich bei der Durchfahrt eines 
Automobils ein Unfall ereignet, foll der Führer an-
halten, felbst wenn ihn keine Schuld trifft. Er foll 
dafür forgen, daß dem Verletzten die nötige Hilfe zu 
teil werde, und muß auf erstes Verlangen feine Aus-
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weiskarte vorlegen, sowie seine Wohnung, bezw. sein 
Absteigequartier in der Schweiz angeben, 

Art. 15. — Auf Anruf eines Vertreters der Behörde, 
wenn derselbe sich als solcher zu erkennen gibt, muß 
der Führer anhalten und auf Verlangen seinen Ausweis 
oder sein Fahigkeitszeugnis für das Fahren vorweisen. 

Art. 16. — Wettfahrten sind auf den öffentlichen 
Straßen untersagt; zum mindesten ist eine besondere 
Bewilligung der zuständigen kantonalen BeHürde nötig. 

Kapi te l 2. 

Art. 1?. — Der Fahrradverkehr auf allen öffent-
lichen Straßen der Konkordats-Kantoue ist den unten 
angeführten Bestimmungen unterworfen. 

Ausweislarten und Kontrollnummern. 

Art. 18. — Jeder Radfahrer muß eine Ausweis-
karte bei sich führen, welche seinen Namen, Vornamen, 
Wohnort, Beruf, sowie die Nummer des Fahrrades 
angibt. 

Es ist den Kantonen anheimgestellt, von ihren Staats-
««gehörigen für die Ausweiskarte die Photographie 
zu verlangen. 
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Art. 19. — Jedes Fahrrad soll mit erneut nume­
rierten Kontrollschild versehen sein. Derselbe soll ein 
besonderes kantonales Abzeichen tragen und ist am 
Hinterteil der Maschine, gut sichtbar, parallel der Lenk-
stange, zu befestigen. 

Art. 20. — Die Ausweiskarten, sowie die Kontroll-
schilde werden von den zuständige» Behörden des Kau-
tons geliefert, in welchem der Radfahrer seinen Wohnsitz 
hat, und sind auf dem ganzen Gebiete der Konkor-
dats-Kantone gültig. 

Art. 21. — Von der Verpflichtung,, eine Ausweis-
karte, sowie die Kontrollschilde bei sich zu führen, sind 
ausgenommen: 

1. Die Militärradfahrer im Dienste; 
2. Die Fremden (Ausländer) auf der Durchreise. 

Alarmapparat, Bremse, Laterne. 

Art. 22. — Jedes Fahrrad soll mit einem bis auf 
50 Meter hörbaren Alarmapparat (Glocke, Schelle oder 
Horn) versehen sein, der so oft als nötig zu benutzen 
ist-

Art. 23. — Jedes Fahrrad muß mit einer Bremse 
versehen sein, 

Art. 24. — Von Beginn der Dämmerung an darf 
während der Nachtzeit nur mit gut leuchtender, vorn 
angebrachter Laterne gefahren werden. 
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Verlehrsbeftimmungen. 

Art, 25. — Der Fahrradverkehr ist auf den für 
die Fußgänger reservierten, fowie auf den von den 
zuständigen Behörden verbotenen Wegen untersagt. 

Art. 2«. — Velorennen auf öffentlichen Straßen 
und Wegen sind ohne Bewilligung der zuständigen 
kantonalen Behörden verboten. 

Art, 27. — Bei größerem Verkehr, sowie bei Stra-
ßenkreuzungen und Biegungen soll der Radfahrer ein 
mäßiges Tempo, nicht über 8 Kilometer in der Stunde, 
einhalten und weder Lenkstange noch Pedal loslassen. 

Art. 28. — Der Radfahrer hat Fuhrwerken, Reitern 
und Fußgängern rechts auszuweichen und links vorzu-
fahren. Die Absicht vorzufahren, hat er, wenn nötig, 
durch Zuruf oder Alarmapparat kundzugeben. 

Art, 29. — Mehr als zwei Radfahrer dürfen nicht 
nebeneinander fahren; wenn sie Wagen, Pferde oder 
andere Radfahrer kreuzen oder ihnen vorfahren, müssen 
sie hintereinander in einer Reihe fahren. 

Art. 30. — Das Anhängen und Nachschleppen von 
Asten u. s. w. ist verboten. 

Art. 31. — Der Radfahrer hat anzuhalten, wenn 
bei seinem Herannahen Reit-, Zug- oder Lasttiere, so­
wie Viehherden Zeichen von Schrecken äußern; ebenso 
wenn ihm auf Bergstraßen Personenpostwagen begegnen. 
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Art. 32. — Wenn anläßlich der Durchfahrt eines 
Velos ein Unfall entsteht, hat der Radfahrer abzusteigen, 
auch wenn ihn kein Verschulden trifft. Er hat dafür 
zu forgen, daß dem Verunglückte» Hilfe geleistet werde 
und muß auf Verlangen feine Ausweiskarte vorlegen, 
fowie feinen Wohnort, bezw. fein Absteigequartier in 
der Schweiz angeben. 

Art. 33. — Auf Anruf eines Vertreters der Behörde, 
der sich als folcher zu erkennen gibt, hat der Radfahrer 
abzusteigen und auf Verlangen feine Ausweiskarte vor-
zuzeigen. 

Das Recht der Kantone, den Motorwagen- und 
Fahrradverkehr auf einzelnen Straßen zu verbieten, 
oder auf einzelne Straßen zu befchränken, bleibt gewahrt. 

I I I . 

Es ist Sache jedes Konkordats-Kantons, die Straf-
bestimmungen in Übertretungsfallen gegen die Vor-
fchriften obiger Verordnung festzustellen und ergänzende 
Ausfühlungsbestimmungen zu derselben zu erlassen. 

I V . 

Obige Verordnung tritt in Kraft, nachdem sie von 
den zuständigen kantonalen Behörden bestätigt und von 
der Bundesbehörde genehmigt worden ist. 
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V. 

Der Beitritt zu obigem Konkordat bleibt jedem Kanton 
vorbehalten. 

Vorstehendes Konkordat genehmigt, 

Bern, den 13. Juni 1904. 

I m Ulimen des schmiz. Biindesrlltes. 

Der Bundespräsident: 

Comtesse. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft: 
Ringier. 

Obige Verordnung ist vollziehbar vom nächsten 1. 
September an. 

Sitten, den 9. Juli 1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Pieux. 

Der Staatskanzlei: 

K. Raten. 



Beschluß 
von, 4. Movernber 1904 

betreffend die 

Verwaltung der Kantonsbibliothek 

3er Staatsrat 
des A a n t o n s M a l l i » , 

Auf den Vorschlag des Erziehungsdepartementes, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Die Kantonsbibliothek ist der Kontrolle 
und Oberaufsicht des Erziehungsdepartementes unter-
stellt. 

Sie wird von einem Ausschüsse von drei Mitglie-
dern und einem vom Staatsrate auf eine Amtsdauer 
von vier Jahren ernannten Bibliothekaren verwaltet. 

Art. 2. — Zur ordentlichen Sitzung tritt der 
Ausschuß jeden dritten Monat zusammen; er befum­
melt sich jeweilen auf Verlangen eines feiner Mit-
glieder oder des Bibliothekars. 
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Er wird vom Vorsitzenden einberufen. 

Über seine Beratungen führt er ein Protokoll, 
wovon er dem Erziehungsdepartemente nach jeder 
Sitzung einen Auszug mitteilt. 

Art. 3. — Der Ausschuß hat folgende Amtsbefug-
nisse: 

a) er arbeitet alle auf die innere Verwaltung der 
Bibliothek bezüglichen Reglements aus uud un-
terbreitet sie dem mit der Oberaufsicht betrauten 
Departements zur Genehmigung; 

I») zum Zwecke der Erhaltung der Bücher und be-
Hufs einer geordneten Dienstverwaltung der 
Bibliothek trifft er die geeigneten Ordnungs-
und Kontroll-Mahnahmen; 

c) er sorgt dafür, daß Register, Kontrolle und 
Kataloge stets auf dem Laufenden geführt werden ; 

ä) im Einverständnisse mit dem Vorsteher des Er-
ziehungsdepartementes, kann er über alle für 
die Bibliothek bestimmten Gelder, mögen sie 
vom Staate, von Privaten oder vom Ertrag 
der Bußen herstammen, verfügen; 

e) in jeder Sitzung gibt er fein Gutachten über 
die anzuschaffenden Werke ab ; 

s) er bezeichnet die Werke, die unter keinen Um-
ständen ausgeliehen werden dürfen; 

g) er bestimmt die zu erfüllenden Förmlichkeiten 
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und Bedingungen fest, denen sich die Abonnenten 

der Bibliothek zu unterziehen haben; 

h) er ermächtigt zur Ausleihe von Werken an 
Institute und Private außerhalb des Kantons 

und setzt die bezüglichen Bedingungen fest; 

i) er bezeichnet diejenigen Personen, denen wegen 
Übertretung der Reglements der Zutritt zur 

Bibliothek untersagt ist; 

j) er prüft die von Privaten vorgebrachten Wünsche 
und Vorschläge die Bibliothek betreffend und 

gibt ihnen je nach Umständen Folge; 

k) er überwacht und kontrolliert die Geschäftsführung 

des Bibliothekars; 

1) ein Mal im Jahr nimmt er eine Revision der 
Bibliothek vor; 

m) je auf Ende des Jahres erstattet er Bericht an 
das Erziehungsdepartemeut über das abgelaufene 
Verwaltungsjahr und übermittelt ihm einen 
Rechnungsauszug; 

Art, 4. — Die Mitglieder des Ausschusses erhalten 
für jeden Sitzungstag ein Taggeld von Fr, 10 nebst 
einer Reiseentschädigung von 30 Rappen durch Kilo-
meter auf Eisen Kahnfahrten und von 60 Rappen auf 
andern Straßen. 

Für Abfassung der Protokolle und der Berichte/ 
sowie für Führung der Rechnungen und Korrespon-
denzen bezieht der Ausschuß eine jährliche Entschädigung 
von Fr, 50, 
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Art. 5. — Der Bibliothekar hat folgende Amts-
obliegenheiten: 

a) er führt die Register, Kontrollen und Kataloge 
der Bibliothek; 

b) er besorgt die vom Departement beschlossenen 
Ankäufe von Werken und deren regelmäßige 
und methodische Klassifizierung; 

c) er sorgt für gute Dienstverwaltung, für das 
Auslehen von Büchern, für deren regelmäßige 
Rückgabe und Erhaltung in Gemäßheit der in-
nern Dienstordnung; 

d) er vollzieht die Beschlüsse des Devartementes und 
des Ausschusse« betreffend den Dienst der Bi-
bliothek; 

•e) er sorgt dafür, daß die da« Publikum betreffen-
den reglementarischen Vorschriften von diesem 
beobachtet werben; 

f) er verhängt die in der innern Dienstordnung 
vorgesehenen Bußen und sorgt für deren Ein-
gang. Der daherige Betrag ist dem Präsidenten 
des Ausschusses abzugeben; 

g) auf Verlangen des Ausschusses wohnt er seinen 
Sitzungen bei, jedoch nur mit beratender Stimme; 

h) er gibt dem Ausschusse sein Gutachten ab über 
die Anschaffung von Werken, der Einführung 
von Verbesserungen, über Wünsche und Vor-
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schlage von Pr ivaten; über Verhängn»«, des 
Ausschlusses gegen Personen, die dem Regle-
mente zuwiderhandeln; 

i) er trifft jede dringend gebotene Maßnahme und 
erstattet darüber dem Ausschusse in der nächsten 
Sitzung Bericht. I n diesem Falle ist er vom 
Vorsitzenden des Ausschusses vom Tag der S i -
tzung einzuberichten. 

Art. 6. — Das Gehalt des Bibliothekars wird im 
Kostenvoranschlag festgesetzt. 

Art. 7. — ©er Bibliothekar ist für die der Bi-
bliothek angehörenden Werke verantwortlich; es sei 
denn, es könne ihm kein Fehler oder keine Nachlässig-
keit zur Last gelegt werden. 

Art. 8. — Die innere Dienstordnung bestimmt die 
zur guten Verwaltung der Bibliothek benötigten Re-
gister, Kontrollen und Kataloge. 

Art. 9. — Die Bibliothek stellt dem Publikum 
einen Bücherabgabe-Saal sowie einen Leihdienst zur 
Verfügung. Sodald die Umstände es erlauben soll 
ein Lesezimmer eingerichtet werden. 

Die Benutzung der Bibliothek ist unentgeltlich. 

Art. 10. — Der Bücherabgabe-Saal ist dem Pu-
blitum in der Regel geöffnet: 

») am Donnerstag, von 2 bis 5 Uhr nachmittags; 

b) am Samstag, „ 2 „ 5 „ 
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Der Bibliothekar hat täglich für Versendung der 
briflich bestellten Bücher zu sorgen. 

Art. 11. — Die Bibliothek wird für die jährliche 
Revision geschlossen. Die Schließung darf nicht länger 
als 15 aufeinanderfolgende Tage dauern; die Zeit 
wird durch den Ausschuß festgesetzt und im „Amtsblatt" 
veröffentlicht. 

Art. 12. — Auf die jährliche Revision hin müssen 
sämtliche Werke an die Bibliothek zurückerstattet werden. 
Während der Zeit der Revision ist der Abgabe- und 
Leihdienst eingestellt. 

Art. 13. — Die Folgen der Beschädigung oder 
des Verlustes von geliehenen Werken, die zu leistende 
Sicherheit und die zu verhängenden Bußen und Strafen 
werden durch die innere Dienstordnung bestimmt. 

Die Civil- und, eintretenden Falles, die Strafklage 
ist vorbehalten. 

Art. 14. — Beständig liegt ein eigenes Register 
auf, worin das Publikum Reklamationen, Klagen oder 
Wünschenden Dienst der Bibliothek betreffend, ein-
tragen kann. 

Bei jeder Sitzung nimmt der Ausschuß Kenntnis 
von den in diesem Register gemachten Eintragungen 
und eine Randbemerkung bezeichnet die Aufnahme, die 
sie erhalten haben und welche Folge ihnen gegeben wurde. 
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Alt. 15. — Eine vom Ausschusse ausgearbeitete 
und vom Erziehungsdepartement gutgeheißene Dienst-
ordnung für die Bibliothek bestimmt die i,n gegen-
wärtigen Beschlusse nicht vorgesehenen Einzelheiten. 

Nebergnngsbestimmung. 

Art. 16. — Der Beschluß vom 23. Februar 1904 
betreffend die Verwaltung der Kantonsbibliothek ist 
widerrufen. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 4. November 
1904, um in allen Gemeinden des Kantons veröffent-
licht und angeschlagen zu weiden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
K. U Preux. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
vom 18. Oktober 1904 

D e r <&taai%vai 
6ca A a n t o n V gBaCCts, 

Nach Einsicht des von der Direktion des 1. Kreises 
der Bundesbahnen, in Lausanne, infolge des Rück' 
kaufes des Eisenbahnnetzes der Iura-Simplon-Bahn 
abseile der Eidgenossenschaft, unterm 8, September 
1904 eingereichten Gesuches, dahingehend, es sei die 
Übertragung sämtlicher bislang der vorgenannten Ei-
senbahngesellschaft angehörenden Liegenschaften in den 
Hypothekarämtern n::d Gemeinde-Steuerregistern vor-
zumerken und festzustellen; 

Nach Einsicht des Art. 6 des Bundesgefetzes vom 
45. Oktober »89? betreffend die Erwerbung und den 
Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des Bundes 
und die Organisation der Verwaltung der schweizeri-
schen Bundesbahnen; 

Nach Einsicht des am 23. Oktober 1903 zwischen 
dein Bundesrate und der Liquidationskommission der 
Iura-Simplon-Gesellschaft abgeschlossenen und von der 
Bundesversammlung unterm 18, Dezember 1903 ge­
nehmigten freihändigen Rückkaufvertrages, welcher auch 
den Simplon-Tunnel in sich begreift; 
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Auf den Antrag des Finanzdepartementes, 

Beschließt: 

Art. l. — Alle in den Hypothekarämtern der (fünf) 
5 Kreise, bisher auf den Namen « Cie de la ligne 
d'Italie», «Cie des chetnins de fer du Simplon», Cie 
Jura-Simplon» lautenden Abschnitte werden auf den 
Namen und unter der Bezeichnung „Bundes-BaHnen" 
übertrage». 

Art. 2. — Alle bisher in den Steuer- und Kadaster-
Registern der Gemeinden zwischen St . Gingolph und 
Brig und Thermen, deren Gebiet von der Eisenbahn-
linie durchschnitten wird, auf den Namen «Cie de la 
Ligne d'Italie, Cie du Simplem, Cie Jura-Simplem» 
lautenden Abschnitte werden auf den Namen und unter 
der Bezeichnung „Bundesbahnen" übertragen. 

Art. 3. — Die Hypothekar-Verwahrer beziehen für 
jede neue Einschreibung eine Gebühr von Fr, 0.50 
und für jede Ausstellung einer Übertragungs-Befchei-
nigung eine solche von Fr, 1.50. 

Die Steuer-Negisterhalter der Gemeinden beziehen 
für jede neue Einschreibung 20 Rappen und überdies 
30 Rappen für die Übertragungs-Befcheinigung. 

Art. 4. — Das Gesuch der Bundes-BaHnen wird 
in zwei Doppeln jedem Hyvothekaramte und dem Schreib' 
amte jeder beteiligten Gemeinde zugesandt; das Eine 
dieser Doppel wird daselbst aufbewahrt und das Andere 
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mit der Übertragungs-Bescheinigung versehen durch 
Vermittelung des Finanzdepartementes der Verwaltung 
der Bundes-Bahnen zugestellt. 

Art. 5. — Das Finanzdepartement ist mit der Voll-
Ziehung des gegenwärtigen Beschlusses beauftragt. 

Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den J8. Oktober 
4904, um in das Amtsblatt eingerückt zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Preux. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



Dekret 
vom 24. ?lor»ernber 1904 

betieffend 

AbiindelllW des Dekretes lillM 24. August 1895 M l El-
lichtung einer §ijptl}£Kar- und ZMlkEe. 

Tev Große Rat 

best Acfntona Malli». 

Eingeseheil die GeschäftsEntwiölung der Hypothekar-
und Sparkasse und die in den letzten Verwaltungs-
jähren erzielten Finanz-Ergebnisse; 

Willens, Staat und Gemeinden an dem Gewinne 
der Anstalt, bei gleichzeitiger Sicherung der regelmä-
ßigen Aeuffnung ihres Reserve-Fonds, Tei l nehmen 
zu lassen; 

Willens, gleichzeitig die Bedingungen betr. Hypo-
thekaranleihen in Bezug auf die Bürgschaft zu erleichtern 
und das abgeänderte Reglement vom Jahre 1897 mit 
dem Gesetze in Einklang zu bringen: 

Auf den Antrag des Staatsrates, 
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Beschließt: 

Art. 1. — Die Art. 7 und 10 des Dekretes vom 
24. August 1895 betreffend Errichtung einer Hypo-
thekar- und Sparkasse werden abgeändert wie folgt: 

Art. 7. — Von dem Reinertrag wird alljährlich 
die nötige Summe zur Verzinsung des Dotation«-
kapitals vorwegenthoben. 

Der nach dieser Vorwegnähme sich ergebende Ge-
winnüberschuß wird alljährlich in folgender Weise ver-
wendet: 

1) ein Viertel zur Vermehrung des Reserve-Fond«;. 
2) der Überschuß dient bis zum Belange der ver-

fügbaren Summe zur Entrichtung der Kantonal- und 
Gemeindesteuer für die Pfandscheine und Termin-De-
positen der im Kanton wohnsäßigen Gläubiger; 

3) der Saldo wird zur Bestreitung der Ausgaben 
des Staates verwendet. 

Art. 10. — Die auf Hypothek angelegten Beträgt 
dürfen den halben Wert der verpfändeten Liegenschaften 
nicht übersteigen. 

Die Hypothek muß im ersten Range bestellt werden. 

Das Reglement kann, je nach Beschaffenheit der 
verpfändeten Liegenschaften, Abweichungen von diesen. 
Bestimmungen vorsehen. 
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Die Privatpersonen können verhalten werden eine 
vom Direktionskomite bezw vom Verwaltungsrate als 
genügend erkannte Bürgschaft zu leisten. 

Art. 2. — Die unter den Nummern 1 und 3 des 
oberwähnten Artikels 7 vorgesehenen Bestimmungen 
sind auf den wahrend des Verwaltungsjahres 1904 
erzielten Gewinn anwendbar. 

Die Bestimmungen unter Nr. 2 des besagten Ar-
tikels betreffend die Entrichtung der Kantons- und 
Gemeindesteuer treten mit dem 1. Januar 1905 in 
Kraft, 

Art. 3. — Die Artikel 6, 7 und 10 des Dekretes 
vom 24. August 1895 sind widerrufen. 

Art. 4. — Der Staatsrat sorgt für die Vollziehung 
des gegenwärtigen Dekretes. 

So gegeben im Großen Rate, zu Sitten, den 24. 
November 1904. 

Der 2te Vize-Präsident des Großen Rates : 

K. de stivaz. 

Die Schriftführer: 

I . »urgener. — Chr. Joris. 
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Der Btaatevat 

Beschließt: 

Das gegenwärtige Dekret soll Sonntag den 1. Ja­
nuar 1905 in allen Gemeinden des Kantons veröf-
fentlicht und angeschlagen werden. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 21. De-
zember 1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Preux. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Qttvtt 
vom 36. November 1904 

betrefferd 

"Errichtung der 4 Sektionen der Gemeinde zens ZU eigenen 
Gemeinden nnter den Kmen zen». Chermignon. Won-
tllNll und Irogne. 

T e r G r o ß e R a t 
des gHanton» M a l l i s , 

Nach Einsicht der Bittgesuche und Abstimmungen 
der Sektionen Montana, Chermignon und Icogne, 
durch welche diese ihre Errichtung zu eigenen und ge-
trennten Gemeinden verlangen; 

Erwägend, daß es angezeigt erscheint, der bisher für 
.die Gemeinde Lens geduldeten ausnahmsweise Gemein-
deverwaltung ein Ziel zu setzen; 

Nach Einsicht der diesbezüglichen ftüheren Beschlüsse, 
.namentlich desjenigen vom 28. November 1901 ; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 
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Beschließt: 

Ar, 1. — Die gegenwärtige Gemeinde Lens ist auf-
gehoben, Ihr Gebiet wird unter die vier Ortschaften 
Lens, Ehermignon, Montana und Icogne, die zu 
Gemeinden errichtet werden, «erteilt, 

Art. 2. — Das Gebiet der Gemeinde Lens umfaßt: 

Das gegenwärtige Gebiet der Sektion; sodann sämt­
lichen Boden bis zu einer geraden Linie, welche aus-
gehend vom Teiche Mirouge und etwa 300 Meter 
östlich des Kreuzes von Champ Levon vorüberziehend, 
sich erstreckt bis zum Wege von Lens nach Chermiguon 
d'en bas und von hier ans dem Wege folgt bis zum 
Bache de la Biiguettaz 

I n der untern gemeinen Zone: fämtlichen Boden 
zwischen der genannten Sektion und der Gemeinde 
Gradetsch; von der Grenzlinie der Gemeinde St, Leo-
hardt (Croix du Plan Praz) bis zum Bache de la 
Biiguettaz östlich von Petit Ollon. 

I n der obern gemeinen Zone : einen Teil der Weiden 
von Crans und der Plan-Mayens, le Grand Parti-
schoud, die Gehölze von CroixPraz und von Chetzeron 
die Alpen von Corbire, von der Zaat bis zu den 
Alpen von Hert, einen Teil der Wälder von Chorecran 
und von Clavens (Crete Rousse) und die Weiden von 
Combation und Chioule, 
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Art. 3. — Das Gebiet der Gemeinde Ehermign»» 
umfaßt: 

Einen Teil des gegenwärtigen Gebietes der Sektion; 
sodann sämtlichen Boden bis zu einer geraden Linie, 
welche ausgehend vom Teiche Mirouge etwa 300 M . 
östlich des Kreuzes von Champ-Leuon vorüberziehend, 
sich erstreckt bis zum Wege von Lens nach Chermignon 
d'en bas und von hier aus dem Wege folgt bis zum 
Bache de la Briguettaz. 

Sodann eine gerade Linie, welche ausgehend vom 
Grenzsteine von Merline sich erstreckt bis zur Brücke 
über die große Wasserfuhr von Courtaray und von 
da der großen Wasserfuhr bis zum Bache des Rochers 
folgt; fodann diesem selbst bis zum Bache der Kapelle 
von Champsabe. 

I n der untern gemeinen Zone: sämtlichen zwischen 
dem Bache de la Briguettaz im Westen und dem Bache 
der Kapelle von Champsabe im Osten gelegenen und 
im Süden von der Gemeinde Gradetsch begrenzten Boden. 

I n der obern gemeinen Zone einen Tei l der Weiden 
von Crans, 

Art. 4. — Die Gemeinde Montana umfaßt: 
Einen Teil des gegewärtigen Gebietes der Sektion;. 

sodann sämtlichen Boden bis zu einer geraden Linie 
welche ausgehend vom Grenzsteine von Merline, sich 
erstreckt bis zur Brücke über die große Wassersuhr von 
Courtaray und von da der großen Wasserfuhr bis 
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zum Bache des Rochers folgt, sodann diesem selbst bis 
zum Bache der Kapelle von Champsabe. 

I n der unteren geineinen Zone sämtlichen zwischen 
dem Bache der Kapelle von Champsabe im Westen 
und der Gemeinde Randogne im Osten gelegenen und 
im Süden an die Gemeinde Gradetsch angrenzenden 
Boden. 

I n der oberen gemeinen Zone: die Maneusäße de 
I'Arnouoaz, einen Teil des Waldes von Claven« (Crete 
Rousse) und einen Teil der Weid?n von Crans. 

Art. 5. — Das Gebiet der Gemeinde Icagne um-
faßt: 

Das gegenwärtige Gebiet der Sektion; und. in 
der obern gemeinen Zone: den Rawyl-Berg und die 
Plaine Morte bis zur Berner-Grenze, die Alpen von 
Vatzeret, von Mondralesch, Hert von Lens, Hert von 
Chermignon-Montana, Hert von Chabarier, die Wälder 
von Mayenzett, der Toules, von Zan, de la Zour 
und eines Teiles von,Chorecran; die Mayensäße von 
Praz Reculaz und von Echampilles, einen Teil der 
Weiden von Grans und von Plan-Mayen«. 

Art. 6. — M i t Rücksicht auf den Unterschied in 
der Ertragsfähigkeit der Alpen haben die drei Ge-
meinden von Lens, Chermignon und Montana der 
Gemeinde Icogne ein folgendermaßen festgefetztes Auf-
geld an baar zu bezahlen: 



— 258 — 

Lens Fr. 650 
Chermignon „ 1'260 
Montana „ 69ü 

Hotal Fr. 2600 

Art. 7. — Die genaue Gestaltung des Gebietes 
der vier Gemeinden, so wie sie in den vorhergehenden 
Artikeln in großen Linien gezeichnet ist, soll durch 
einen detaillierten Verteillmgsplan und -Akt festgestellt 
werden, die im Staatsarchive zu hinterlegen und in 
einer Ausfertigung jeder der vier Gemeinden zuzustellen 
sind. 

Art, 8. — Nach Annahme des gegenwärtigen De-
kretes hat durch einen vom Staatsrate ernannten 
Ausschuß in Gemäßheit des errichteten Planes die 
endgültige Abmarchung des Gebietes der verschiedenen 
Gemeinden auf dem Gelände selbst mittelst Aufstellung 
resp. Einzeichnung der erforderlichen Grenzzeichen zu 
erfolgen, 

Art. 9. — Das großbürgerliche d. h. der Gesamt 
burgerschaft der Gemeinde Lens, genannt Große Bür­
gerschaft (Grande Burgeoisie), angehörende Vermögen 
wird nach Vornahme einer Schätzung unter die Bur-
gerschaften der neuen Gemeinden verteilt und zwar 
im Verhältnisse zur Zahl ihrer Burger (gegenwärtig 
Sektionsburger). Dieses Vermögen kann jedoch, wenn 
eine Verteilung ohne erhebliche Schädigung oder Ent-
wertigung nicht durchführbar ist, in gleichem Verhält-
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nisse in gemeinsamer Nutzung verbleiben. Die fragliche 
Verteilung hat unter der Oberaufsicht und Kontrolle 
des Departementes des Innern zu erfolgen. 

Art. 10. — Das Vermögen der sog. Sektionsbur-
gerschaften bleibt Eigentum der Bürgerschaften der be-
treffenden Gemeinden, 

Art. 11. — Die Nurger der sog. Sektions-Bur-
gerschaften behalten ihre Bürgerrechte in den an die 
Stelle der Erster« tretenden Bürgerschaften der neuen 
Gemeinden bei. 

Art. 12. — Die Bürger, welche, nur zur Gesamt-
burgerschaft (Große Bürgerschaft) gehören und in 
keiner Sektion eingebürgert sind, werden den Burger-
schaften der neuen Gemeinden im Verhältnis zur Zahl 
ihrer Burger zugeteilt, unter bestmöglicher Berückfich-
tigung ihres Wohnsitzes und ihrer Wünsche. 

Art. 13. — Für die Einbürgerung dieser Burger 
hat die Kantonsbehörde zu sorgen. Dieselbe kann ohne 
Entgeld auferlegt werden. Der durch den Art. 5 des 
Bundesgesetzes über die Heimatlosigkeit vom Jahre 
1650 aufgestellte Grundsatz findet hier Anwendung. 

Art. 14. — Die Rechte der Sektionen gehen an 
die Gemeinden über, die an ihre Stelle treten. 

Durch die Teilung der Gemeinde Lens werden die 
wohlerworbenen Rechte der Sektionen, Genossenschaften 
oder Privaten nicht beeinträchtigt. 
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Die zur Bestreitung der Ausgaben für den Kultus, 
die Schulen und den Unterhalt der Straßen u, s, w. 
errichteten speziellen Stiftungen bleiben ihrer urfprüng-
licheu Bestimmung erhalten, 

Art. >5, — Der Unterhalt der auf dem bisherigen 
gemeinen Gebiete bestehenden Straßen und Wege, der 
auf der Gefamtgemeinde Lens lastete, obliegt künftig 
auf ihren resp. Gebieten den neuen Gemeinden. Die 
beteiligten Gemeinden, Bürgerschaften und Genossen-
schaften haben jedoch an den Bau und Unterhalt der 
der Ausbeutung der Burgerwalder länge der Lienne 
dienenden Wege, sowie von der Abzweigung oberhalb 
der Hertense weg, der Alpen- und Rawylstraße, in 
einem billigen Verhältnisse, beizutragen. 

Diese Beitragspsticht bezieht sich auf die Gehälter 
des Forstperfonals genannter Wälder. 

Art. > ö. — I n Abänderung des Art. 2 des Dekretes 

vom 29. November 1893, fällt die Begrenzung des 

Ciuilstandskreifes von Montana mit derjenigen der 

nunmehrigen Gemeinde Montana zusammen. 

Art. 17. — Durch das gegenwärtige Dekret und 

die dasselbe begleitenden Pläne, sollen die bestehenden 

Teiritorial-Grenzen, Gerichtsbarkeits-Rechte u. d. gl. 

der nachbarlichen Gemeinden nicht berührt werden. 

Art. 18. — Alle Anstünde betreffend das gegen-
wärtige Dekret werden, vorbehaltlich des Rekurses an 
den Großen Rat, vom Staatsrate entschieden. 
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Art. 19. - Das gegenwärtige Dekret tritt mit 
dem 1. Januar 1905 in Kraft, 

Der Staatsrat hat die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, damit auf diesen Zeitpunkt die Räte der 
vier neuen Gemeinden regelmäßig konstituiert feien. 

So gegeben im Großen Rate, zm Sitten, den 26. 
November 1904. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 

K. de Rivaz. 

Die Schriftführer: 

I Nmyener. — Chr. I»riS. 

2er Staatsrat 
des A a n t o n » W l a t l i s 

Befchließt: 

Das gegenwärtige Dekret soll Sonntag den 18. 
Dezember 1904 in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angefchlagen werden. 

So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 9. De-
zember 1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Preux. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Dekret 
vom 28. Movettlber 1904 

betreffend 

EiilchtllNü des Dlliftz Ufoie zu einer eigenen, Ulln AMI 
und Eiinientz üetiennten tateinte. 

Der Große Rat 
Öc» gkaxiton» M a l t i » , 

Nach Einsicht des Art. 21 der Kantonsverfassung 
vom 26. November 1875; 

Nach Einsicht des Bittgesuches vom 18. Ma i 1898, 
durch welches die Einwohner von Vissoie die Errich-
tung dieses Dorfes zu einer Gemeinde anbegehren; 

Nach Einsicht der Berichte und Schlüsse der vom 
Staatsrate ernannten administrativen Kommission. 

I n Anbetracht der ungesetzlichen Lage, in welcher 
sich das Dorf Vissoie zufolge der gleichzeitigen Aus-
Übung der Jurisdiktion durch die Gemeinden Aner 
und Grimentz befindet; 

Erwägend, daß, wenn in der Regel der Verteilung 
der Burgergüter die Zahl der Burgerbevölkerung zu 
Grunde zu legen ist, von diesem Grundsatze abge-
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kommen werden darf, wenn besondere Rücksichten auf 
Interessen und Bedürfnisse der beteiligten Gemeinden 
es erheischen; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

B e s c h l i e ß t : 

Art. 1. — Das bislang von den Gemeinden Ayer 
und Grimentz abhängige Dorf Vissoie im Eifischthal, 
Bezirk Siders, wird zu einer eigenen Gemeinde er-
richtet, welche den Namen „Gemeinde Vissoie" erhalt. 

Art 2 ^ - Zu der Gemeinde Vissoie gehören das 
gleichnahmige Dorf, sowie das Gebiet innert nachstehend 
bezeichneten Grenzen: 

I m N o r d e n : Das Gebiet der Gemeinde Chan-
dolin, von der Navizance bis zu einem Marksteine im 
Norden der Schlucht Loton aufwärts der Eifischthal-
Straße. 

Im Os t en : Das Gebiet der Gemeinde St . Suc 
vom erwähnten Grenzstein weg, längs k n Felsen von 
Cruisettes, der Ruelles Chevaliere bis zu einem Kr«uze 
und von da in südwestlicher Richtung bis zu dem 
zwischen der genannten Ruelle und der Wasserleitung 
von Rozec eingesenkten Marksteine; von da folgt die 
Gebietsgrenze der Wasserfuhr von Rozec bis zu zwei 
Marksteinen, wovon der erste südlich von dieser Was-
serleitung und der zweite nördlich des Wildbaches 
„Moulin" sich befindet, und alsdann im Osten wieder 
mit dem besagten Wildbache zusammentrifft und eine 
Schlucht hinansteigt, in welcher sich ein Markstein 
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und alsdann oberhalb des Bisse-neuf ein Kreuz be­
finden. 

Im S ü d e n : Das Gebiet der Gemeinde Ayer, 
von dem letzterwähnten Kreuze bis zu einem unterhalb 
des „Bisse-neuf" eingesenkten Marksteine, von da bis 
zu einem solchen in „Tende" und dann talabwärts 
steigend bis zum Fuße des Hügels „Tende" und am 
Letztern südlich sich hinziehend bis zum Markstein von 
„Croix des Enoers" und von da bis zur Navizance 

Im W e s t e n : Die „Navizance", 

Art. 3, — An den im vorstehenden Artikel bezeich, 
neten, hauptsächlichsten Grenzpunkten werben numerierte 
uno mit den Anfangsbuchstaben von Vissoie und der 
Grenzgemeinben versehene Markstein,: angebracht und 
diese in einen Plan eingezeichnet, der in Doppeln den 
beteiligten Gemeinden zugeteilt wird. 

Art. 4. — Burger der neuen Gemeinde Vissoie 
sind die jetzigen Burger der Gemeinden Ayer und 
Grimentz; die Ausübung dieser Burgerrechte ist jedoch 
durch die Beobachtung der Reglement« der betreffenden 
Gemeinden über den Mitgenuß der Burgergüter bedingt. 

Die neu aufgenommenen Burger der einen oder 
der andern Gemeinde erwerben nur die Burgerrechte 
der Aufenthaltsgemeinde. 

Art. 5. — Die Bürgerschaft von Vissoie wird fol-
gendermaßen dotiert: 
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a) Sie erhält von den Bürgerschaften von Aver 
und Grimentz zu vollem Eigentum die innert 
den Grenzen der Gerichtsbarkeit der neuen Ge-
meinde gelegenen 82 Hektaren messenden Wälder 
„Landoz" und „Vtoulins". 

b) Die öffentlichen Gebäulichkeiten, welche die Bur-
gerschaften von Ayer und Grimentz in Vissoie 
besitzen, weiden Gemeingut der drei Bürgerschaften. 
Erweisen sich die vorhandenen Räumlichkeiten 
als unzureichend für den öffentlichen Dienst der 
Gemeinde Vissoie, hat diese selbst und auf eigene 
Kosten solche zu beschaffen. Die Unterhaltskosten 
der gemeinsam benutzten Gebäulichkeiten werden 
im Verhältnis des in Anspruch genommenen 
Anteils bestritten (Art. 5 des Gesetzes vom 27. 
November 1877 bezeichnend die zum öffentlichen 
Dienste der Gemeinden bestimmten Burgergüter). 

Art, 6, - Alle Anstünde betreffend die Vollziehung 
des gegewärtigen Dekretes werden, vorbehaltlich des 
Rekurses an den Große» Rat, vom Staatsrat ent-
schieden. 

Art. 7. - Das gegenwärtige Dekret tritt mit dem 
1. Januar 1905 in Kraft. 

Der Staatsrat wird die notwendigen Anordnungen 
treffen, damit der Rat der neuen Gemeinde Vissoie 
auf diesen Zeitpunkt regelmäßig bestellt sei. 
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So gegeben im Großen Rate, zu Sitten, den 28. 
November 1904. 

Der zweite Vize-Präsident des Großen Rates: 

K. He Nivaz. 

Die Schriftführer: 

I . Nurgener. — Chr. I ons . 

2>er Staatsrat 

Beschließt: 

Das gegenwärtige Dekret soll Sonntag den 18. 
Dezember 1904 in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen werden. 

So gegben im Staatsrate, zu Sitten, den 9. De-
zember 1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Preux. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Dekret 
vom 2. Zezember 1904 

in Abiindernng des Dekretes u m 2. D e M e r 1898 b e ­
treffend Festsetzung der Gehiilter der Angestellten der 
StlllltS'Bnrelllll. 

3er Große Rat 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

Beschließt: 

Einziger Artikel. — Der Art 1 des Dekretes vom 
2. Dezember 1898 wird folgendermaßen abgeändert: 

Die Gehälter der Angestellten der Staatsbureaux-
sind festgefetzt wie folgt: 

A. Feste Gehälter, 

Kantons-Ingenieure 
Sektions-Ingenieure 
Landwirtfchafts-Ingenieur 
Kantons-Förster 
Kreis-Förster 

Fr. 
ii 

n 

II 

II 

4000 
3000 
4000 
4000 
3000 



— 268 — 

B. Nichtfeste Gehälter 
Die übrigen Staats-Angestellten erhalten vorläufig 

-für das erste Semester 1905 eine Gehalts-Erhöhung 
-von 200 Fr, Als Gegenleistung hiefür soll ihre Bu 
reauzeit um eine Stunde verlängert werden. 

So gegeben im Großen Rate, ju Sitten, den 2 
.Dezember 1904, 

Der Präsident des Großen Rates: 

H. Raten. 

Die Schriftführer: 

I . Gentinett». - Cyr. Joris. 

Der Staatsrat 

des ^ a n f o n s M a l l i s 

Beschließt -

Das gegenwärtige Dekret soll Sonntag den >. Januar 
4905 in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 

mnd angeschlagen werden. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 21. De­
cember -1904. 

Der Präsident des Staatrates 
de Preux. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 



Beschluß 
twm 24. Zezember 1904 

betreffend 

die AWimmiing lidei HOB Gesetz WM 1. Dezember 1904 
über KlllssMlltion, gtoit, MteiWlt und Wlizei Her 
Strafen. 

Ter Staatsrai 

Nach Einsicht der Art. 120 und 121 des erwähnten 
Gesetzes vom 1. Dezember 1904; 

I n Ausfi'chrunss des Art. 15 der Kantonsverfassung;, 

Auf den Antrag des Departemeutes des Innern, 

Beschließt: 

Art, 1. — Die Urversammlungen sind auf <Sonn=-
tag den 8, Januar 1905, um 10J/2 Uhr morgens, 
einberufen, um sich über die Annahme oder die Ver-
werfung des erwähnten Gesetzes auszufprechen, 

Art, 2. — Die Abstimmung findet mittelst geheimer 
Stimmabgabe statt, durch einen gedruckten Zeddel, roo=-
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rauf die vorgelegte Frage mit einem J a für die An ' 
nähme oder mit einem Nein für die Verwerfung, zu 
beantworten ist. 

Art. 3. — I n jeder Gemeinde oder Sektion wird 
gemäß dem vom Departements des Innern vorgefchrie« 
denen Formular ein Abstimmungsverbal angefertigt, 
dessen Genauigkeit die Mitglieder des Schreibamtes 
durch ihre Unterschrift bezeugen 

Wenn in der einen oder der andern Kolonne des 
Abstimmungsverbals die eingetragenen Zahlen allfällig 
korrigiert oder durchgestrichen weiden, sind diese in 
vollen Buchstaben zu wiederholen, so daß keinerlei 
Zweifel obwalten kann. 

Sofort nach vollendeter Abstimmung wird ein Doppel 
des Verbals an das Departement des Innern gesandt, 
wahrend ein zweites Doppel sogleich dem Regierungs-
statthalter des Bezirkes zu übermitteln ist, welcher das-
selbe unverzüglich mit einer Zusammenstellung des 
Gesamtergebnisses dem gleichen Departement« einzu-
senden hat. 

Verzögerungen in der Einsendung der Astimmungs-
verbale werben mit einer Buße von zehn Franken 
belegt. 

Art. 4. — Die Stimmzeddel sind nach Schluß der 
Abzahlung vom Schreibamte in versiegelte Umschläge 
zu legen und bis nach der im Art. 5 festgesetzten Frist 

.aufzubewahren. 
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Art. 5. — Die Beschwerden, welche in Betreff der 
Abstimmung erhoben werden könnten, sind innert sechs 
Tagen, von der amtlichen Veröffentlichung der Re-
sultate an gerechnet, schriftlich an den Staatsrat zu 
lichten, 

Art 6. — Das Gesetz, Gegenstand dieser Abstimmung, 
sowie die Stimmzeddel werden durch die Staatskanzlei 
den Gemeindepräsidenten übermittelt, welche dieselben 
den Stimmberechtigten sofort zustellen lassen und über-
dies zur Verfügung derselben in genügender Anzahl 
im Abstimmungsgebaude bereit halten, 

Art, 7. — Auf die gegenwärtige Abstimmung sind 
die Vorschriften des Gesetzes vom 24. Mai 1876 
über die Wahlen und Abstimmungen in den Uruer-
sammlungen und insbesondere diejenigen des Art. 2 
anwendbar. 

Ferner können die Wallifer-Bürger vor dem Tage 
der Abstimmung das Begehren stellen, ihr Stimmrecht 
in jener Gemeinde auszuüben, in welcher sie sich befinden. 

I m Falle begründeten Zweifels haben diese Bürger 
ein Zeugnis über ihre Wahlfähigkeit vorzuweisen. 

Art. 8. — Für. den Fall, daß das Volk sich für 
die Annahme des Gesetzes ausgesprochen hätte, wird 
der Staatsrat für dessen Veröffentlichung sorgen. 
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So gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 24. 
Dezember 1904, um in allen Gemeinden des Kantons 
an den Sonntagen 1. und 8. Januar 1905 veröffent-
licht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 

de Prenx. 

Der Staatskanzler: 

K. Roten. 



Reglement 
betreffend 

Wimiimg llti AizneimiUel. Zll deren Mllbe ülllL die 
üssenUichen Apotlienen tadjiiat sxntr, sowie der A iWn-
p , deren Verkauf freigegeben ist. 

Der Staatsrath 
bes K a n t o n s Mal l iN 

I n Vollziehung der Artikel '24 und 42 des Gesetzes 
vom 27. November 1896 über die Gestindheitspolizei; 

Auf den Antrag des Departementes des Innern 
und nach Einvernahme des Sanitätsrates, 

V e r o r d n e t : 

Art. 1. - Die Zubereitung der Rezepte und der 
Kleinverkauf von Arzneien kann nur in einer gemäß 
dem Gesetze errichteten Apotheke stattfinden (Art. 23 
des Gesetzes über die Gesundheitspolizei), 

Art. 2. — Zum Kleinverkäufe von chemischen und 
pharmazeutischen Produkten, sowie der in der vom 
Staate angenommenen Pharinakopöe aufgezahlten 
Drogen sind, unbeschadet der im Art. 4 des gegen-
wältigen Reglementes vorgesehenen Ausnahmen und 

20 
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vorbehaltlich der Bestimmungen des Art, 26 des Ge­
setzes über die Gesundheitspolizei, ausschließlich die 
öffentlichen Apotheken ermächtigt 

Art. 3. — Für den Verkauf von giftigen Substan-
zen, deren Abgabe keiner Einschränkung unterliegt, 
sind folgende Tabellen maßgebend : 

VeguIativ'Dabelle I 

umfassend die giftigen Substanzen, deren Abgabe nur 
den öffentlichen Apotheken gestattet ist und zwar unter 
Beobachtung der vorgeschriebenen Förmlichkeiten und 
Vorsichtsmaßregeln, sowie auf Grund einer schriftlichen 
Erklärung des Präsidenten der Wohnortsgemeinde des 
Käufers : 

a) Arfenik und feine Zusammensetzungen; 
b) Blausäure; 
c) Euansaures Kali; 
d) Phosphor und feine Präparate; 
e) Sublimat; 
f) Strychnin und leine Salze, 

Meguratw'Vabel le I I . 

umfassend die giftigen Substanzen, welche die öffent-
lichen Apotheken ohne ärztliche Verordnung au die 
patentierten Hebammen abgegeben dürfen : 
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a) Lysol und Lnsoform; 
b) Sublimat-Pastillen ä 1 Grainm; 
c) Mutterkorn in Pulver. 

Veguratw'Vabelle III, 

betreffend die gewohnlichen Arzneimittel, welche die 
von den Apothekern errichteten Ablagen im Kleinen 
an das Publikum abgeben dürfen. Sämmtliche Sub-
stanzen muffen eine gut leserliche Etikette tragen (Art.-
24 des Gesetzes über die Gesundheitspolizei) : 

Kampfergeist; 
Minzengeist; 
Amllniakflüssigkeit; 
Kampfer; 
Kölnisch-Wasser; 
Melissengeist (CarmeliterMasser); 
Sedatin-Wasser; 
Karbolwasser 3°/°iges (Achtung! Zum äußerlichen 

Gebrauch); 
Aeterweingeist oder Hoffmannstropfen; 
Heftpflaster; 
Blafenpflaster (Mouches de Milan); 
Sennesblätter; 
Kamillen; 
Karbolöl 3°/°iges (Achtung! Zum äußern Gebrauch); 
Senfblälter (Rigollot); 
Tierarzneiniittel; 
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Brustthee; 
Mannasirup; 
Rhabarbersirup; 
Ratriumsulfat oder Glaubersalz; 
Eibisch- (Althea-) Salbe; 
Graue Quecksilbersalbe für Tiere; 
Vaseline; 
Verband-Artikel; 
Patentierte und schmerzstillende medizinische Spezia-

litaten und im allgemeinen alle ungefährlichen 
Hauöarzneien. 

Art. 4. — Der Verkauf der in der nachstehenden 
Regulativ-Tabelle aufgestellten Substanzen ist freige-
geben. 

Negulativ»Gabelle IV. 

Die im Gewerbe und Handwerk in Mengen von 
einem Liter oder mehr verwendeten Sauren: 

Salzsäure oder Salzgeist; 
Schwefelsäure oder Vitriolgeist; 
Salpetersäure; 
Flüchtiges Laugensalz oder Amoniakflüssigkeit; 
Minzengeist als Spezialität aber nicht im Klein-

Handel; 
Kristallisierter oder Pulverisierter Al laun; 
Azurin; 
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Baume tranquille gemäß der helvetischen Pharma-
topöa; 

Benzin; 
Borax; 
Ceresin; 
Nichtgifthaltige Parfümerien und kosmetische Artikel; 
Amilin-Farben; 
Farben für Oel-Anstriche; 
Chlorkalk; 
Kolophonium; 
Külnisch-Wasser; 
Bleich-Lösung oder Iavelle'sche Lauge; 
Weihrauch; 
Terpentinöl; 
Essigessenz; 
Gewürz (Gewülznelke, Zimt U. s. w,); Leinsamen-

mehl; 
Fenchel; 
Wachholder; 
Speise- und technische Oele; 
Färbestosse (Campeche-Holz); 
Pech; 
Pottasche; 
Schmierseife; 
Soda in Kristallen; 
Schwefel in Stangen und Pulver; 
Kupfersulfat, kiloweise und im Großen; 
Eisenvitriol, hinweise und im Großen, sowie im 

Allgemeinen alle Substanzen, deren Angabe nicht 
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den öffentlichen Apotheken vorbehalten ist und 
zu landwirtschaftlichen und gewerblichen Zwecken 
im Großen benützt werden. 

Art, 5. — Der Sanitätsrat nimmt alle Jahre 
eine Revision der vorstehenden Regulativ^Tabelle vor. 

Diese Tabellen sind in den Verkaufslokalen anzu-
schlagen. 

Art. 6. — Die Zuwiderhandlungen gegen das ge-
genwartige Reglement weiden in Gemaßheit des 
Gesetzes über die Gesundheits-Polizei bestraft. 

So beschlossen vom Staatsrate, zu Sitten, den 30. 
November 1904, um in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Pieux. 

Der Staatskanzler: 
K. Noten. 



Nachtrags-Gesetz 
vom 23. Mai 1904 

betreffend 

Milderung des Gesetzes i m 4. Wilrz 1896 iiliei 
ÜH2 Ulltlllillt. 

Ter Große lttat 
bes A a n t o « » M a l l i s , 

Erwägend, daß wie die Erfahrung gezeigt hat, die 
im Art. 2 des Gesetzes vom i. März 1896 über das 
Notariat vorgesehenen Unverträglichkeiten zu weit 
ausgedehnt sind; 

Eingesehen, daß die Zahl der Notare durch die 
Anwendung der Bestimmungen des vorerwähnten Ge­
setzes als hinreichend beschränkt erscheint und es nicht 
angezeigt ist, dieselbe weiter zu begrenzen; 

Auf den Antrag des Staatsrates, 

V e r o r d n e t : 

Art. 1. — Der Art. 2 des Gesetzes über das No-
tariat wird folgendermaßen abgeändert: 
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Das Notariat können nicht ausüben: 

a) die Mitglieder des Staatsrates; 
b) der Staatskanzler; 
c) die Hyvothekarverwahrer; 
d) die Inspektoren der notariellen Urschriften; 
e) die Betreibungsbeamten; 
f) die Einregistrierungsbeamten. 

Art, 2. — Der Art, 19 des gleichen Gesetzes, 
welcher die Zahl der ausübenden Notare beschrankt, 
ist widerrufen, 

Art. 3. — Die Art. 21 und 22 des sachbezüglichen 
Gesetzes vom 4. März 1896 sind widerrufen. 

Im Art. 23 des gleichen Gesetzes wird die Meldung 
der Nu, g unterdrückt. 

Art. 4. — Das gegenwärtige Nachtrags-Gesetz tritt 
mit dem 1. Juli 1904 in Kraft. 

So gegeben vom Großen Rate, zu Sitten, den 23. 
Mai 1904. 

Der Präsident des Großen Rates: 
H. Roten. 

Die Schriftführer: 
I . Gentinetta. — Chr. Joris. 
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Der Stlllltsrat 
6c» K a n t o n s M a t l i s , 

Beschließt: 

Vorstehendes Gesetz soll Sonntag den 26, laufenden 
Juni in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 
und angeschlagen werden. 

Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 10. Juni 
1904. 

Der Präsident des Staatsrates: 
de Preux. 

Der Staatskanzler: 
K. Roten. 
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